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Vollzug des BayStrwgG;

St 2580 Flughafentangente Ost (FTO)

Dreistreifiger Ausbau der St 2580 zwischen der St 2084 und der B 388
von Bau-km 0+318 bis Bau-km 4+160

von St 2580_160_ 0,318 bis St 2580_ 180_ 2,753

Die Regierung von Oberbayern erlasst folgenden

Planfeststellungsbeschluss

A. Entscheidung

1. Feststellung des Plans
Der Plan fiur den dreistreifigen Ausbau der St 2580 Flughafentangente Ost (FTO)
zwischen der Anschlussstelle St 2084 bis zur Anschlussstelle B 388 (Bau-km 0+318
bis Bau-km 4+160) wird mit den aus Ziffern 3 und 5 dieses Beschlusses sowie aus
den Deckblattern und Roteintragungen in den Planunterlagen sich ergebenden
Anderungen und Erganzungen festgestellt.

2. Festgestellte Planunterlagen

Der festgestellte Plan umfasst folgende Unterlagen:

Unterlage Blatt )

Bezeichnung (Inhalt) MalRstab
Nr. Nr.
1T 1-98 Erlauterungsbericht -
2.1 1 Ubersichtskarte 1:100.000
2.2 1 Ubersichtskarte 1:25.000
3T 1 Ubersichtslageplan 1:5.000
4 1 Ubersichtshéhenplan 1 : 5.000/500
5T 1-5 Lageplane 1:1.000
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Unterlage Blatt Nr. Bezeichnung (Inhalt) MalRstab
Nr.
6.1 1-3 Hohenplane St 2580 1:1.000/100
6.2 1-2 Hohenplane Rampen 1:1.000/100
6.3T 1-4 Hohenplane Wirtschaftsweg und GVS 1:1.000/100
6.4 1 Hohenplan Verlegung Schlotgraben 1:1000/100
1 Ubersichtsplan der landschaftspfleger-
91T _ 1:25.000
ischen Malinahmen
92T 1-12 MalRnahmenplane 1:1.000
93T 1-68 MalRnahmenblatter -
04T 1-44 Tabellarische  Gegenulberstellung  von
' Eingriff und Kompensation
101 T 1-12 Grunderwerbsplane 1:1.000
10.2T 1-22 Grunderwerbsverzeichnis -
1-84 Regelungsverzeichnis (Verzeichnis der
11T Bauwerke, @ Wege, Gewasser und|-
sonstigen Anlagen)
12 1 Widmung, Umstufung, Einziehung 1:25.000
14.1 1 StralRenquerschnitt 1:50
14.2 1 Regelquerschnitt Rampen 1:50
1 Regelquerschnitte kreuzende StrafRen und
14.3 1:50
Wege
17 1-15 Immissionstechnische Untersuchungen -
1-8 Wassertechnische Untersuchungen mit
18 1:2.500
Planen (1 - 2)
1-68 Landschaftspflegerischer Begleitplan
19127

(Textteil)
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Unterlage Blatt Nr. Bezeichnung (Inhalt) MalRstab

Nr.

19.1.2T7 |1 Landschaftspflegerischer bestands- und 1:5.000
Konfliktplan

1-67 Naturschutzfachliche Angaben zur

19.13T speziellen artenschutzrechtlichen Prifung
(saP)

Die Planunterlagen des Staatlichen Bauamtes Freising tragen das Datum vom
19.05.2015, die Unterlagen der 1. Tektur das Datum vom 23.02.2018.

Ausnahmen, Befreiungen, Nebenbestimmungen

Unterrichtungspflichten

Der Zeitpunkt des Baubeginns ist folgenden Stellen méglichst frihzeitig bekannt zu
geben. Alle in diesem Abschnitt geregelten Pflichten sind auch gegeniiber Rechts-

nachfolgern der genannten Unternehmen einzuhalten.

Der Deutschen Telekom Technik GmbH, Siemensstrafe 20, 84030 Landshut, vor

Baubeginn, damit die zeitliche Abwicklung von erforderlichen Anpassungs-
maflinahmen an den Telekommunikationseinrichtungen mit dem Straf3enbau koordi-

niert werden kann.

Dem Landratsamt Erding, Alois-Schief3l-Platz 2, 85345 Erding.

Dem Bayerischen Landesamt fir Denkmalpflege, Hofgraben 4, 80539 Minchen,

mindestens zwei Monate vor Baubeginn, damit ein Vertreter der Dienststelle die
Oberbodenarbeiten im Hinblick auf archdologische Bodenfunde beobachten kann.

Die bauausfiuihrenden Firmen sind darauf hinzuweisen, dass gemaR Art. 8 Abs. 1
Denkmalschutzgesetz vor- und frihgeschichtliche Bodenfunde (z. B. Tonscherben,

Knochen- und Metallfunde) der unteren Denkmalschutzbehdrde zu melden sind.

Der Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH & Co. KG, Garmischer Str. 19.,

80538 Minchen mindestens drei Monate vor Baubeginn, damit die erforderlichen

Anpassungsarbeiten an den betroffenen Telekommunikationsanlagen mit den Stra-

Renbauarbeiten abgestimmt und rechtzeitig durchgefihrt werden kénnen.

Der Bayernwerk AG, Netzcenter Taufkirchen, Karwendelstr. 7, 80204 Taufkirchen,

und Servicegruppe Kommunikationstechnik Oberbayern Nord, damit die erforderli-
chen Anpassungsarbeiten an den betroffenen Anlagen mit den StralRenbauarbeiten

abgestimmt und rechtzeitig durchgefuhrt werden kénnen.
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Der bayernets GmbH, Poccistr. 7, 80336 Miinchen, mindestens vier Monate vor Bau-

beginn, damit die erforderlichen Umbau- und Anpassungsarbeiten an den betroffenen
Anlagen (Gashochdruckleitung Forchheim - Finsing (FF01) mit Begleitkabeln mit den

Strallenbauarbeiten abgestimmt und rechtzeitig durchgefihrt werden kénnen.

Der DB Energie GmbH, Energieversorgung Sid, Koordination Betrieb/Bau, Richel-

stralRe 3, 80634 Munchen, damit die erforderlichen Anpassungsarbeiten an den be-
troffenen Bahnanlagen (110kV-Bahnstromleitung) mit den StralRenbauarbeiten abge-

stimmt und rechtzeitig durchgefiihrt werden kénnen.

Der Erding Erdgasversorgung GmbH & Co. KG und der Energienetze Bayern GmbH

& Co. KG damit die eventuell erforderlichen Umbau- und Anpassungsarbeiten an den
betroffenen Anlagen mit den StralRenbauarbeiten abgestimmt und rechtzeitig durch-

gefuhrt werden kdnnen.

Der SEW Stromversorqung GmbH

Der GrolRen Kreisstadt Erding sowie den Gemeinden Oberding, Moosinning, Isma-

ning und Finsing.

Den Fischereiberechtigten in den direkt oder indirekt betroffenen Gewéasserabschnit-

ten mindestens drei Wochen vor Beginn der Baumaflnahmen. Diese sind auch vom
Ende der Bauarbeiten im Bereich der betroffenen Gewasserabschnitte zu unterrich-

ten.

Natur- und Landschaftsschutz, Bodenschutz

Die Baudurchfuhrung hat unter Schonung und Erhaltung der auRerhalb der Baufla-
chen liegenden wertvollen Landschaftsbestandteile (Feuchtflachen, Quellhorizonte,
Magerstandorte, etc.) zu erfolgen. Insbesondere sind Baustelleneinrichtungen und
Lagerplatze moglichst gering zu halten und aufRerhalb von naturschutzfachlich wert-
vollen Flachen einzurichten. DIN 18920 und RAS LP 4 sind zu beachten. Beeintrach-

tigte Flachen sind nach dem Abschluss der Bauarbeiten wieder herzustellen.

Uberschiissiges, beim StraRenbau anfallendes Erdmaterial darf nicht auf 6kologisch
wertvollen Flachen (Feuchtbiotope, Hohlwege, Streuwiesen, aufgelassene Kies-
gruben, etc.) abgelagert werden. Die bauausfilhrenden Firmen sind in geeigneter
Weise zur Beachtung der gesetzlichen Regelungen Uber Abgrabungen und Auffiil-

lungen zu verpflichten.

Samtliche in den Planunterlagen vorgesehenen Vermeidungs- und Minimierungs-
mafnahmen, sowie die MaRnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustandes (FCS)

sind umzusetzen.
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Die in den Unterlagen 9.1 T bis 9.3 T dargestellten naturschutzfachlichen Kompensa-
tionsmalRnahmen sollen spatestens zum Zeitpunkt der Beendigung der Stral3enbau-
mal3nahme fertig gestellt sein. Nach Abschluss der Arbeiten ist dem Bayerischen
Landesamt fiir Umwelt ein Verzeichnis in aufbereitbarer Form fiir das Okoflachenka-
taster gemal § 17 Abs. 6 BNatSchG i.V.m. Art. 9 BayNatSchG unter Verwendung
des Formblatts OFK-Online zusammen mit dem Lageplan (M=1:5.000) zu {ibermit-

teln.

Die MalRnahme 15 A FCS T zur Verbesserung der Feldlerchenhabitate ist dauerhaft
zu unterhalten und entsprechend der BayKompV durch Grunderwerb, dingliche Si-
cherung oder zumindest institutionelle Sicherung zu sichern. Nach erfolgter Aushage-
rungsmahd ist eine Ansaat nach vorheriger Bodenstérung mit einer autochthonen
blutenreichen Wiesenmischung mit mindestens 30 Arten vorzunehmen. Die Funkti-
onsfahigkeit der FCS-MalRnahmen ist im Rahmen eines begleitenden Monitorings zur
Brutzeit im 1., 3. und 5. Jahr zu dokumentieren. Die Dokumentation des Monitorings
ist der Unteren Naturschutzbehérde im Landratsamt Erding vorzulegen.

Die Amphibienleiteinrichtungen sind entsprechend der Vorgaben in der Stellungnah-
me der Hoheren Naturschutzbehdrde vom 19.04.2018 auszufuhren, wobei auch an-
dere als die dort genannten Materialien zur Verwendung kommen kdénnen, sofern sie

die Wirksamkeit der Malinahmen gewahrleisten.

Bei der Malinahme 24 E T ist sicherzustellen, dass die Termine fur die Mahd so ge-
legt werden, dass ein mdglichst hoher Biomasseentzug in den ersten Jahren bewirkt

wird. Die Mahd soll nicht vor dem 15.Juni erfolgen.

Samtliche Pflanzungen und Ansaaten sind mit gebietseigenem Saat- und Pflanzgut
durchzufiihren, wobei die Herkunft des Pflanz- und Saatgutes der Unteren Natur-

schutzbehoérde im Landratsamt Erding nachzuweisen ist.

Die erforderlichen landschaftspflegerischen Ausfihrungsplanungen fir die entspre-
chenden Schutz-, Gestaltungs-, Vermeidungs-, Minimierungs- und Kompensations-
mafinahmen sind rechtzeitig vor Beginn der jeweiligen MaRnahme mit dem Landrat-
samt Erding, Untere Naturschutzbehorde, abzustimmen. Das Landratsamt Erding,
Untere Naturschutzbehdrde, ist Uber die ordnungsgemafe Durchfiihrung nachweis-

lich in Kenntnis zu setzen.

Die Rodung von Gehdlzen darf zum Schutz von Lebensstatten nur vom 01. Oktober
bis 28./29. Februar erfolgen. Sofern Schaden im Wurzelbereich oder an vorhandenen
Geholzen auftreten, sind diese fachgerecht zu sanieren. Gehdlzpflanzungen sind so-

weit erforderlich gegen Wildverbiss zu schitzen.
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Die Rodung von GroRbaumen mit Baumhdhlen und Spalten, die als Fledermausquar-
tiere in Frage kommen, darf im gesamten Baufeld grundsétzlich nur vom 01. Sep-
tember bis Mitte Oktober erfolgen. Alternativ sind potenzielle Quartiere zwischen April
und Mitte Oktober zu verschliel3en, der Ausflug muss dabei moglich bleiben. Diese
beiden Malinahmen entfallen, wenn durch einen Fledermausexperten zweifelsfrei

festgestellt wird, dass sich keine Fledermaus im potenziellen Quartier befindet.

Der Vorhabenstrager hat die Pflege und den Unterhalt der landschaftspflegerischen
KompensationsmaRnahmen nach Abschluss der dazu erforderlichen Arbeiten dauer-
haft sicherzustellen. Dabei ist insbesondere darauf zu achten, dass die Ansiedlung
von Neophyten soweit moglich verhindert wird. Bei den Pflanzungen bzw. Ansaaten
ist gebietseigenes Pflanzgut bzw. Saatgut zu verwenden. Ein entsprechender Her-
kunftsnachweis ist gegeniiber der Unteren Naturschutzbehdrde im Landratsamt Er-

ding zu flhren.

Eine qualifizierte tkologische Baubegleitung ist wahrend des gesamten Zeitraums
der Stralenbaumalinahme sicherzustellen. Insbesondere sind die vorgesehenen
speziellen artenschutzrechtlichen Vermeidungsmalinahmen uneingeschrankt einzu-
halten und durch die 6kologische Baubegleitung zu dokumentieren. Die verantwortli-
che Person ist dem Landratsamt Erding, Untere Naturschutzbehorde, spatestens ei-
ne Woche vor Beginn der BaumalRnhahme mit den erforderlichen Kontaktdaten schrift-

lich zu benennen.

Wasserwirtschaft (ohne Nebenbestimmungen zu Erlaubnissen)

Die grundwassergespeisten Kleingewasser sind naturnah und strukturreich mit
Flachwasserzonen anzulegen und die diese umgebenden Flachen lediglich extensiv

Zu nutzen.

Des Weiteren ist ein mindestens 10,0 m breiter, extensiv genutzter Pufferstreifen von
den Wasserflachen zu benachbarten intensiv landwirtschaftlich genutzten Flachen

einzuhalten. Ausgenommen hiervon ist die Gestaltungsmaflinahme 22 G.

Das neue Gewasserbett des Schlotgrabens ist mit gleichem Abflussquerschnitt, ei-
nem ausreichenden FlieRgefalle und einer nattrlichen Kiessohle naturnah anzulegen.
Eine Befestigung von Sohle und Ufer ist nur bei erforderlichen Bauwerkssicherungen

zulassig.

Bei MalRnahmen zum 6kologischen Ausbau von FlieBgewassern ist auf flache Ufer,
Strukturanreicherung im Gewasser, Aufweitung des Gewadasserbettes ab Mittelwas-
serlinie sowie die Anlage von Uferstreifen zu achten. Der Abflussquerschnitt flr den

Hochwasserabfluss darf nicht eingeschrankt werden.
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Bei der Errichtung der Gewasserkreuzungen ist auf eine Vernetzung und Durchwan-
derbarkeit sowohl im Gewasserbett, als auch an den Ufern zu achten. Bei Rohrdurch-
lassen ist die Sohle ca. 10% des Nenndurchmessers unter die Gewassersohle zu le-

gen und mit Kies aufzufillen, damit sich natirliches Sohlmaterial ablagern kann.

Der Vorhabenstrager hat die gesamten Baumafnahmen nach den gepruften Planen,
nach den vorgeschriebenen Auflagen, ferner nach den geltenden Vorschriften und

anerkannten Regeln der Technik und Baukunst durchzuftihren.

Es ist sicherzustellen, dass im Rahmen der Bauarbeiten oberirdische Gewéasser, das
Grundwasser und der Boden nicht durch Treibstoffe, Ole von Fahrzeugen oder sons-
tige wassergefahrdende Stoffe (z. B. Zementschlamme) verunreinigt werden. Bei den
Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass mdglichst wenige Schwebstoffe in das Ge-

wasser gelangen.

Die Baustelleneinrichtung ist so anzuordnen, dass davon keine Gefahrdung bei ei-
nem maoglichen Hochwasser ausgehen kann. Hierbei gilt es insbesondere, den unge-
hinderten Abfluss des Hochwassers aufrecht zu erhalten und die Abschwemmung

von Baumaterialien und Teilen der Baustelleneinrichtung zu verhindern.

Wahrend der Bauzeit von Briicken und Durchlassen ist ein zusatzlicher Aufstau zu

vermeiden.

Die Baustelle ist so zu unterhalten, dass nachteilige Auswirkungen auf die Rechte

Beteiligter nicht zu besorgen sind.

Die Fundamente der Briicke sind entsprechend statischer Notwendigkeit und zum
Schutz vor Unterspulung ausreichend tief zu grinden. Bei der Herstellung der Wider-
lager durfen keine Schadstoffe in das Grundwasser eingetragen werden. Es sind

grundwasservertragliche Materialien einzusetzen (z. B. chromatarmer Zement).

Bei den Bauarbeiten zur Errichtung der Briicken sind Eingriffe in das Gewasserbett

und die Uferbereiche des Gewassers zu vermeiden.

Beschadigte Ufer oder Béschungen sind nach Abschluss der Bauarbeiten wieder in

Stand zu setzen.

Der Beginn und die Fertigstellung der Arbeiten sind dem Wasserwirtschaftsamt Miin-

chen rechtzeitig anzuzeigen.



3.4

34.1

3.4.2

3.4.3

344

3.4.5

3.5

-12 -
Bauausfihrung, Baubedingte Immissionen

Der Vorhabenstrager hat mit geeigneten Mal3hahmen baubedingte Beeintrachtigun-
gen der angrenzenden Bebauung durch die Baustellenabwicklung soweit wie mdglich
zu reduzieren. Ebenso ist sicherzustellen, dass jede Baustelle so geplant, eingerich-
tet und betrieben wird, dass Gerausche verhindert werden, die nach dem Stand der

Technik vermeidbar sind.

Der Vorhabenstrager ist verpflichtet, die Maschinenlarmschutzverordnung - 32. Bim-
SchV, BGBI. S. 3478, und die "Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen
Baularm" vom 19.08.1970, MABI 1/1970 S. 2, einzuhalten. In den Ausschreibungsun-

terlagen ist auf die Beachtung dieser Regelungen hinzuweisen.

Der Vorhabenstrager ist verpflichtet, wahrend der Bauzeit in vertretbarem Umfang
geeignete MaRnahmen zur Vermeidung und Minimierung einer moglichen gravieren-
den Staubbelastung und StraBenverschmutzung (z. B. ausreichende Befeuchtung bei
staubenden Arbeiten, Befeuchtung/Abdeckung von Kies- und Sandlagerungen etc.)
zu ergreifen. Die getroffenen MaRBnahmen sind auf ihre Wirksamkeit hin laufend zu
Uberwachen und gegebenenfalls anzupassen. Das ,Merkblatt zur Staubminderung

bei Baustellen” ist zu beachten.

Sofern bei den Bauarbeiten auch erschitterungsrelevante Baumafnahmen und Bau-
verfahren eingesetzt werden, hat der Vorhabenstrager zum Schutz vor bauzeitlichen
Schwingungsbelastungen (Erschitterungen und sekundarer Luftschall) beim Baube-
trieb erschitterungsarme Bauverfahren einzusetzen, wobei die Erschitterungen die
Grenzwerte nach DIN 4150 - 2 vom Juni 1999 (Erschitterungen im Bauwesen, Teil 2:
Einwirkungen auf Menschen in Gebauden) und DIN 4150 - 3 vom Februar 1999 (Er-
schutterungen im Bauwesen, Teil 3: Einwirkungen auf bauliche Anlagen) nicht tber-
schreiten durfen. Bei Uberschreitungen der oben genannten Grenz- und Anhaltswer-
te sind geeignete MaRnhahmen zum Schutz der Anwohner, Gebéude und sonstigen

Anlagen vorzunehmen.

Die Vorgaben des Bundesbodenschutzgesetzes sowie des Kreislaufwirtschafts-
gesetzes einschlief3lich der begleitenden Regelwerke sind zu beachten. Der Umgang
mit belasteten Material aus Ruckbau und Aushub ist vorab mit dem Landratsamt Er-

ding abzustimmen

Verkehrslarmschutz

Fur die StraRenoberflache der St 2580, mit Ausnahme der Rampen, ist ein larmmin-
dernder Belag zu verwenden, der den Anforderungen eines Korrekturwertes Dgyo VON
- 2dB(A) (bei V> 60 km/h) entspricht.
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Landwirtschaft

Die voriibergehende Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flachen wé&hrend der
Bauzeit ist nach dem Stand der Technik durchzufiihren. Entsprechend der Zusage im
Erorterungstermin ist bei Anlage der Baustral3en und bei der Bauausfiihrung die
grolRtmogliche Sorgfalt zu wahren. Die ausfihrenden Baufirmen sind hierzu, wie auch

zur Einhaltung der weiteren Nebenbestimmungen dieses Abschnitts zu verpflichten.

Die Oberflachenentwasserung hat so zu erfolgen, dass die anliegenden Grundstiicke

nicht erheblich beeintrachtigt werden.

Es ist sicherzustellen, dass alle vom StraRenbau beriihrten und von ihren bisherigen
Zufahrten abgeschnittenen Grundstiicke wieder eine ordnungsgemafe Anbindung an
das offentliche Wegenetz erhalten. Dies gilt auch wahrend der Bauzeit. Notfalls sind

vortbergehend provisorische Zufahrten einzurichten.

Der Baustellenverkehr ist Uber die BaustraRen abzuwickeln. Ein Einfahren in unbe-
festigte Flachen ist auf unvermeidbare Félle zu beschranken und bei wassergesattig-

tem Boden untersagt.

Flachen, die wahrend der Bauzeit voribergehend in Anspruch genommen werden,
muissen nach Abschluss der BaumalRnahmen durch den Vorhabenstrager wieder
rekultiviert werden. Bei der Rekultivierung soll die Humusauflage (A-Horizont) nicht
mit dem Unterboden (B-Horizont) durchmischt werden. Beanspruchte Wege und
Grundstiicke sind wieder in einen vergleichbaren Zustand zu bringen, Bodenverdich-

tungen notfalls durch Auflockerung zu beseitigen.

Der bei der BaumalRnahme anfallende Mutterboden ist fachgerecht und schonend zu

gewinnen, zwischenzulagern und wiederzuverwenden.

Bei der Bepflanzung der StralRennebenflachen und naturschutzfachlichen Kompensa-
tionsflachen ist auf die Nutzung der angrenzenden Grundstiicke Ricksicht zu neh-
men, insbesondere sollen bei Baumpflanzungen entlang landwirtschaftlicher Nutzfla-
chen die nachteiligen Auswirkungen durch Schatten, Laubfall und Wurzelwerk auf
das unbedingt notwendige Mal} beschrankt werden, die Pflanzabstdnde entspre-
chend AGBGB sind einzuhalten.

Bestehende Drainagen sind funktionsfahig zu erhalten bzw. wiederherzustellen.

Die betroffenen Landwirte sind rechtzeitig vor Beginn der Baumafl3nahme Uber den
Bauablauf und die daraus resultierenden Einschrédnkungen zu informieren. lhnen ist

rechtzeitig vor Beginn der Baumal3hahme ein Ansprechpartner fir ihre Belange (ins-
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besondere Bauablauf, Drainagen, Zufahrten und Grunderwerb/Entschadigung) zu

benennen.

Denkmalschutz

Soweit durch Vorkehrungen im Rahmen der Detailplanung, des Bauablaufs oder der
-ausfihrung moglich, sind Beeintrachtigungen von Bodendenkmalern zu vermeiden
(z. B. durch Uberdeckungen in Dammlage) oder auf den zur Durchfiihrung des plan-

festgestellten Vorhabens unverzichtbaren Umfang zu begrenzen.

Der Beginn von Erdbauarbeiten ist vom Vorhabenstrager so friih wie méglich dem
Bayerischen Landesamt fiir Denkmalpflege anzuzeigen, um mit dem Landesamt ein-
vernehmlich die erforderlichen Schritte zur Vermeidung einer Beeintrachtigung von
Bodendenkmaélern bzw. bei unvermeidbaren Beeintrachtigungen die erforderlichen
denkmalpflegerischen Malinahmen festzulegen. Die ,Hinweise zum Umgang mit Bo-
dendenkmalern bei Planung und Bau von Straf3en in staatlicher Verwaltung” des

Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 26.10.2010 sind zu beachten.

Der Vorhabenstrager bezieht die vom Bayerischen Landesamt flr Denkmalpflege
mitgeteilten erforderlichen Schritte (einschlie3lich der Prospektion von Verdachtsfla-
chen) zur Vermeidung einer vorhabensbedingten Beeintrachtigung von Bodendenk-
malern bzw. bei unvermeidbaren Beeintréachtigungen die erforderlichen denkmalpfle-
gerischen MalRnahmen mit dem erforderlichen Zeitbedarf in seinen Bauablauf ein.

Bei nicht vermeidbaren, unmittelbar vorhabensbedingten Beeintrachtigungen von
Bodendenkmaélern hat der Vorhabenstrager die fachgerechte Freilegung, Ausgrabung
und Dokumentation der Befunde und Funde (SicherungsmalRnahmen) unter Beach-
tung der Grundsatze der Erforderlichkeit, VerhaltnismafRigkeit und Wirtschaftlichkeit
zu veranlassen und die hierfir anfallenden Aufwendungen zu tragen. Kosten der wis-
senschaftlichen Auswertung der Befunde und Funde zahlen nicht zu den gebotenen
Aufwendungen fur Sicherungsmalinahmen. Die SicherungsmafRnahmen sind mit
dem Bayerischen Landesamt fur Denkmalpflege abzustimmen und unter dessen
fachlicher Begleitung durchzufuhren. Einzelheiten des Umfangs, der Abwicklung und
der Kostentragung (einschlief3lich eines Hoéchstbetrags der Aufwendung) fir die ar-
chaologischen SicherungsmalRhahmen sind im oben genannten Rahmen in einer
Vereinbarung zwischen Vorhabenstrager und Bayerischem Landesamt fir Denkmal-
pflege festzulegen. Die Planfeststellungsbehoérde ist durch Abschrift der Vereinba-
rung zu unterrichten. Kommt eine solche Vereinbarung nicht zu Stande, ist eine er-

ganzende Entscheidung der Planfeststellungsbehdrde herbeizufihren.

Die bauausfuihrenden Firmen sind darauf hinzuweisen, dass gemaR Art. 8 Abs. 1

Denkmalschutzgesetz Bodendenkmaler, die bei der Verwirklichung des Vorhabens
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zutage kommen, unverzlglich der Unteren Denkmalschutzbehoérde oder dem Bayeri-
schen Landesamt fur Denkmalpflege zu melden sind. Die aufgefundenen Gegen-
stande und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige un-
veréndert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehtrde die Gegen-
stande vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet (Art. 8 Abs. 2
DSchG).

Belange der SEW Stromversorgung GmbH

Der Schutzstreifen mit einer Breite von 15 m unter den 20 kV Freileitungen ist von

Bewuchs freizuhalten.

Die Masten Nr. 47 und 34 der Freileitungen sind mit passiven Schutzeinrichtungen zu

schutzen.

Belange der Energie Stidbayern GmbH und der Erdgasversorgung Erding
GmbH & Co. KG

Der Vorhabenstrager hat dafiir Sorge zu tragen, dass der Bestand, die Sicherheit und
der Betrieb der betroffenen Anlagen der Energie Stidbayern GmbH und der Erdgas-
versorgung Erding GmbH & Co. KG nicht beeintrachtigt werden. Alle Bau- und sons-
tigen MalRnahmen im Bereich der betroffenen Anlagen sind rechtzeitig abzustimmen.
Das Merkblatt fir Bauarbeiten im Bereich von Erdgasleitungen ist zu beachten.

Belange der bayernets GmbH

Der Vorhabenstrager hat dafiir Sorge zu tragen, dass der Bestand, die Sicherheit und
der Betrieb der betroffenen Anlagen der bayernets GmbH nicht beeintrachtigt wer-
den. Alle Bau- und sonstigen MaRnahmen im Bereich der betroffenen Anlagen sind

rechtzeitig mit der bayernets GmbH abzustimmen.

Im Schutzstreifenbereich der Gashochdruckleitung (je 5,0 m beiderseits der Rohr-
achse) der bayernets GmbH sind grundsatzlich alle MalRnahmen (z. B. die Errichtung
von Bauten, Schachten, StralRenkappen, Armaturen, Hydranten, Verteilerschranke,
Lichtmasten, Vordacher, Solarkollektoren etc.) zu unterlassen, die den Bestand der
Anlagen gefahrden oder deren Betrieb, Wartung und Unterhalt beeintrachtigen konn-
ten. Soweit derartige MalRnahmen fir den Bau der FTO und ihrer Bestandteile
(Schutzplanken, Entwésserung etc.) erforderlich sind, sind sie in Absprache mit der
bayernets GmbH so auszufiihren, dass eine Gefahrdung der Gashochdruckleitung

ausgeschlossen ist.
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Die genauen Hohenlagen und Uberdeckungen der Gashochdruckleitung. (Regeliiber-
deckung von 1,0 m) und der Kabelschutzrohranlage sind gegebenenfalls durch

Suchschlitz zu ermitteln.

Niveauverdnderungen sind nur mit ausdriicklicher Zustimmung der bayernets GmbH
zulassig. Dabei darf die Mindestdeckung der Gasleitung von 1,0 m nach Beendigung
der Baumal3nahme nicht unterschritten werden. Die Leitung darf allenfalls nach vor-
heriger Abstimmung mit der bayernets GmbH und bei Beachtung von deren Anforde-
rungen freigelegt werden. Freigelegte Gashochdruckleitungen miissen so gesichert
werden, dass eine Lageveranderung ausgeschlossen und die Isolierung vor Beschéa-
digung geschutzt wird. Vor Verfiullung freigelegter Gashochdruckleitungen ist der
bayernets GmbH durch rechtzeitige Information Gelegenheit zu geben, die Leitungen

auf Unversehrtheit zu prifen und die Verfillarbeiten zu tGberwachen.

Die Zuganglichkeit der Gashochdruckleitung fir Wartungs- und Reparaturarbeiten

muss uneingeschrankt erhalten bleiben.

Ein 4,0 m breiter Streifen (je 2,0 m beiderseits der Rohrachse) ist von Baumen und
tiefwurzelnden Strauchern frei zu halten. Das gilt insbesondere fir die Anlage der
Streuobstwiese (Maflinahme 23 E) bei Finsing. Die landschaftspflegerische Ausfuh-
rungsplanung ist mit der bayernets GmbH abzustimmen.

Der Einsatz von Maschinen und Baufahrzeugen im Schutzstreifen ist nur nach vorhe-
riger Absprache mit der bayernets GmbH gestattet. Das gleiche gilt fir das Befahren

der Leitungen mit schweren Fahrzeugen.

Baufahrzeuge dirfen unbefestigte Leitungsbereiche nicht ohne vorherige Absiche-

rung befahren.

Notwendiger Baustellenverkehr und erforderliche SchutzmafRnahmen sind mit der
bayernets GmbH abzustimmen. Das Aufstellen von Baucontainern und die Lagerung

von Material, Geraten und Aushub sind in den Schutzstreifen nicht zulassig.

Die Errichtung von Zaunen, Absperrungen oder Ahnlichem sowie der Bau von kreu-
zenden StralRen, Wegen, Ver- und Entsorgungseinrichtungen ist nur mit der aus-
driicklichen Zustimmung und bei Beachtung der Auflagen (wie z. B. ausreichende Si-
cherheitsabstéande) der bayernets GmbH mdglich.

Fir jegliche Arbeiten im Bereich der Anlagen, insbesondere im Schutzstreifen ist eine

ortliche Einweisung durch die bayernets GmbH unbedingt erforderlich.
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Belange der Bayernwerk AG

Der Vorhabenstrager hat dafiir Sorge zu tragen, dass der Bestand, die Sicherheit und

der Betrieb der betroffenen Anlagen der Bayernwerk AG nicht beeintrachtigt werden.

Die ,Kabelschutzanweisung fur 110-kV Hochspannungs- und Nachrichtenkabel* der
Bayernwerk AG ist zu beachten. Gleiches gilt fir das ,Merkblatt zum Schutz unterir-

discher Versorgungsleitungen®.

Vor Erdarbeiten im Bereich des Fernmeldekabels ist zur genauen Bestimmung der
Kabellage eine Kabelortung durchzufiihren. Diese ist mindestens zwei Wochen vor
Baubeginn mit der Servicegruppe Kommunikationstechnik Oberbayern Nord der

Bayernwerk AG abzustimmen.

Alle Arbeiten im Bereich der 20 kV Kabel und der Transformatorenstation sind friih-

zeitig mit dem Netzcenter Taufkirchen der Bayernwerk AG abzustimmen.

Der Schutzzonenbereich fur Kabel von je 1,0 m beiderseits der Leitungsachse der
Kabeltrasse ist bei Aufgrabungen zu beachten. Samtliche MaRnhahmen in diesem Be-
reich sind mit der Bayernwerk AG abzusprechen. Uber die Kabeltrasse dirfen keine
Baume und tiefwurzelnde Straucher angepflanzt werten. Bezliglich einer Bepflanzung

mit Baumen betragt die Schutzzone je 2,5 m.

Das ,Merkblatt zum Schutz unterirdischer Versorgungsleitungen* der Bayernwerk AG
ist bei den Bauarbeiten zu beachten. Gegebenenfalls sind Kabel entsprechend zu si-
chern. Die Uberdeckung der Kabel darf durch die BaumaRnahmen nicht wesentlich

verandert werden.

Belange der Telekom Deutschland GmbH

Der Vorhabenstrager hat dafiir Sorge zu tragen, dass der Bestand, die Sicherheit und
der Betrieb der betroffenen Anlagen der Telekom Deutschland GmbH bei der Bau-
ausfihrung nicht beeintrachtigt werden. Der Vorhabenstrager hat sich in die genaue
Lage der Anlagen der Telekom Deutschland GmbH einweisen zu lassen. Die bau-
ausfihrenden Firmen sind zur Beachtung der ,Anweisung zum Schutze unterirdi-
scher Telekommunikationslinien und -anlagen der Telekom Deutschland GmbH bei
Arbeiten anderer” zu verpflichten.

Belange der Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH

Der Vorhabenstrager hat dafiir Sorge zu tragen, dass der Bestand, die Sicherheit und
der Betrieb der betroffenen Anlagen der Kabel Deutschland Vertrieb und Service

GmbH bei der Bauausfiihrung nicht beeintrachtigt werden. Uberschittungen, Uber-
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bauungen und Verringerung der Uberdeckung von Anlagen ist nur nach vorheriger

Abstimmung mit der Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH zul&ssig.
Belange der Deutschen Bahn AG

Der Vorhabenstrager hat dafiir Sorge zu tragen, dass der Bestand, die Sicherheit und
der Betrieb der betroffenen Anlagen der Deutschen Bahn AG bei der Bauausfiihrung

nicht beeintrachtigt und Uberbaut werden.

Der Schutzstreifen der 110kV Bahnstromleitung betragt auf beiden Seiten der Lei-
tungsachse jeweils 30 m. Anderungen am Gelandeniveau (wie z. B. Aufschiittungen,
Lagerungen von Materialien) diirfen im Schutzstreifen nicht ohne weiteres durchge-

fuhrt werden und sind vorab mit der DB Energie GmbH abzustimmen.

Die genaue Lage der Leitung ist vor Beginn der Bauarbeiten nochmals durch terrest-

rische Einmessung zu ermitteln.

Es wird darauf hingewiesen, dass einer Bepflanzung mit Baumen und Strduchern
innerhalb des Schutzstreifens nur im Rahmen bestehender Dienstbarkeiten bzw.
schuldrechtlicher Vertrdge zugestimmt werden kann. Die Endwuchshdhe der Pflan-
zungen darf daher in der Regel 3,50 m (ausgehend vom bestehenden Geléandeni-

veau) nicht Uberschreiten.

Die endgultigen Bauausfuhrungsplane sind der DB Energie GmbH vor Erstellung und
Zustimmung im Rahmen bestehender Dienstbarkeiten vorzulegen. Auf dieser Grund-
lage werden dann die von Personen und Geratschaften einzuhaltenden Arbeitsgren-

zen bekannt gemacht werden.

Wasserrechtliche Erlaubnisse

Gegenstand

Dem Freistaat Bayern, StralRenbauverwaltung, wird die gehobene Erlaubnis nach
8§ 15 WHG zum Versickern des gesammelten StraRenoberflaichenwassers von der
St 2580 FTO dber Mulden- und Rigolenversickerung bzw. Gber Transportmulden und
Entwasserungsleitungen (ber Absetz- und Versickerbecken (Entwasserungsab-
schnitt 8) in den Untergrund erteilt. Erteilt wird auch die gehobene Erlaubnis zur Ein-
leitung in den Schlotgraben (Entwasserungsabschnitt 3), seinen Zufluss und den

Teich in der Anschlussstelle zur Kreisstral3e ED 7 (Entwasserungsabschnitt 2).

Plan

Den Benutzungen liegen die Planfeststellungsunterlagen zugrunde.
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Erlaubnisbedingungen und -auflagen

Fur die erlaubten Gewasserbenutzungen sind die einschlagigen Vorschriften des
WHG und BayWG mit den dazu ergangenen Verordnungen mafRgebend. Die hier-
nach bestehenden Rechte, Verpflichtungen und Vorbehalte sind in den folgenden Er-

laubnisbedingungen und -auflagen grundsétzlich nicht enthalten.

Die Versickerungsanlagen sind entsprechend den vorgelegten Unterlagen sowie

nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen.

Durch regelméRige Kontrolle, Wartung und Reinigung ist die Funktionsfahigkeit der

Sickeranlagen zu gewabhrleisten.

Werden die Versickerungsanlagen durch Ole, Treibstoffe oder sonstige wasserge-
fahrdende Stoffe verunreinigt, so sind unverziiglich das Landratsamt Erding, Untere
Wasserrechtsbehérde, und das Wasserwirtschaftsamt Munchen zu verstandigen.
Eventuelle SanierungsmafRnahmen dirfen nur in Abstimmung mit den eben genann-

ten Behdrden durchgefiihrt werden.

Dem Vorhabenstrager obliegt die Unterhaltung der Gewasser im Bereich der Einlei-
tungsstellen, soweit diese auf den Betrieb der Anlagen zurlickzuflihren ist. Einlei-
tungsstellen in die Gewasser sind fachgerecht gegen Erosion zu sichern. Hierbei ist

dem naturnahen Wasserbau Rechnung zu tragen.

Die Sickeranlagen sind vom Betreiber so zu unterhalten, dass nachteilige Einwirkun-
gen auf die Rechte Beteiligter nicht zu besorgen sind.

Dem in Entwasserungsabschnitt 8 vorgesehenen Sickerbecken ist eine Absetzanlage

mit Tauchwand vorzuschalten.

Anderungen der erlaubten Art und des Umfangs des eingeleiteten Wassers, Ande-
rungen der baulichen Anlagen sowie Anderungen der Betriebs- und Verfahrensweise
sind unverzuglich dem Landratsamt Erding, Untere Wasserrechtsbehoérde, und dem
Wasserwirtschaftsamt Minchen anzuzeigen. Aul3erdem ist rechtzeitig unter Vorlage
entsprechender Unterlagen eine hierzu erforderliche Erlaubnis zu beantragen, dies

gilt auch fur eventuell notwendige Bauwasserhaltungen.

StraRenrechtliche Verfliigungen

Soweit nicht Art. 6 Abs. 8, Art. 7 Abs. 6 und Art. 8 Abs. 6 BayStrwG gelten, werden

von sonstigen oOffentlichen Stral3en
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- die nach den Planunterlagen aufzulassenden Teile mit der Mal3gabe eingezogen,

dass die Einziehung mit der Sperrung wirksam wird,

- die nach den Planunterlagen zur Umstufung vorgesehenen Teile mit der MalRga-
be umgestuft, dass die Umstufung mit der Ingebrauchnahme fiir den neuen Ver-

kehrszweck wirksam wird und

- die nach den Planunterlagen neu zu erstellenden Teile zu den jeweils dort vorge-
sehenen StralRenklassen mit der MaRgabe gewidmet, dass die Widmung mit der
Verkehrsiibergabe wirksam wird, sofern die Widmungsvoraussetzungen zum

Zeitpunkt der Verkehrstibergabe vorliegen.

Entscheidungen tber Einwendungen

Die im Anhoérungsverfahren erhobenen Einwendungen werden zuriickgewiesen,
soweit sie nicht durch Auflagen in diesem Beschluss, durch Plandnderungen
und/oder Zusagen des Vorhabenstragers bertcksichtigt worden sind oder sich im

Laufe des Anhérungsverfahrens auf andere Weise erledigt haben.

Kostenentscheidung

Der Freistaat Bayern tragt die Kosten des Verfahrens. Fir diesen Beschluss wird

keine Gebuhr erhoben. Auslagen sind nicht angefallen.
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B. Sachverhalt

Beschreibung des Vorhabens

Das planfestgestellte Bauvorhaben liegt im Landkreis Erding westlich der Stadt
Erding und umfasst den dreistreifigen Ausbau der St 2580 Flughafentangente Ost
(FTO).

Der dreistreifige Ausbau beginnt sidlich der Anschlussstelle an die St 2084/ED 9 im
Abschnitt 160 bei km 0,318 und endet bei der Anschlussstelle an die B 388 im Ab-
schnitt 180 bei km 2,753.

Auf einer Lange von 3.842 m werden dazu in wechselnder Richtung zu den vorhan-
denen Fahrstreifen zuséatzliche Uberholfahrstreifen angeordnet. Dabei wird die Brii-
cke uber die Gemeindeverbindungsstralie Ziegelstatt - Stammham abgebrochen und
mit geanderter Geometrie wieder errichtet. Drei weitere Querungsbauwerke werden
verlangert bzw. verbreitert und ein neues Bauwerk wird errichtet. Der Schlotgraben
wird im Bereich der Anschlussstelle zur Kreisstral3e ED 7 verlegt, da hier die Rampen
verandert werden. Ferner sind auch Verlegungen und Anpassungen von Feld- und

Waldwegen erforderlich.

Die Entwésserung erfolgt tUber flachige Versickerung, Rigolen und Muldenversicke-
rung, in Teilbereichen Uber die Einleitung in den Schlotgraben und den Teich inner-

halb der Anschlussstelle zur ED 7.

Eine detaillierte Beschreibung des Bauvorhabens findet sich im Erlauterungsbericht
(Unterlage 1 T) in Verbindung mit den Querschnitts-, Lage- und Héhenplanen (Unter-
lagen 5T, 6 T, 14) und in der Landschaftspflegerischen Begleitplanung (Unterlagen

9 T und 19 T), worauf verwiesen wird.

Vorgangige Planungsstufen

Die MalRRnahme ist im 7. Ausbauplan flr die Staatsstra3en in Bayern in der ersten

Dringlichkeit enthalten.

Ablauf des Planfeststellungsverfahrens

Mit Schreiben vom 19.05.2015 beantragte das Staatliche Bauamt Freising fur den
dreistreifigen Ausbau der St 2580 FTO im Abschnitt westlich von Erding das Plan-

feststellungsverfahren nach dem BayStrWG durchzufihren.

Die Planunterlagen lagen nach jeweils ortsiblicher Bekanntmachung bei den folgen-

den Stellen im jeweils angegebenen Zeitraum zur allgemeinen Einsicht 6ffentlich aus:
Grol3e Kreisstadt Erding: 02.07. - 03.08.2015

Verwaltungsgemeinschaft Oberding/Eitting: 22.06. - 21.07.2015
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Gemeinde Moosinning: 06.07. - 06.08.2015

Gemeinde Finsing: 19.06. - 20.07.2015

Bei der Veréffentlichung wurde darauf hingewiesen, dass Einwendungen gegen den
Plan bei der jeweiligen Gemeinde bzw. Verwaltungsgemeinschaft oder bei der Regie-

rung von Oberbayern bis spatestens zwei Wochen nach Ende der jeweiligen Ausle-

gung schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben sind.

Die Regierung gab folgenden Behérden und sonstigen Trégern oOffentlicher Belange

Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Vorhaben:

Gemeinde Oberding

Gemeinde Moosinning

Grol3e Kreisstadt Erding
Gemeinde Finsing

Landratsamt Erding
Wasserwirtschaftsamt Miinchen

Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Ebersberg

Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Furstenfeldbruck

Amt fir Landliche Entwicklung Oberbayern

Bayerische Landesanstalt fur Landwirtschaft, Abteilung Versuchsbetriebe

Bezirk Oberbayern, Fachberatung fur Fischerei
Bayerisches Landesamt fir Denkmalpflege

Bayerischer Bauernverband, Bezirksverband Oberbayern
Polizeiprasidium Oberbayern Nord

Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung Erding

Bundesanstalt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-

wehr, Kompetenzzentrum flr Baumanagement Minchen
Bayernwerk AG

E.ON Wasserkraft GmbH

DB Netze Energie GmbH, Kontakt Energieanlagenservice
Uberlandwerke Erding GmbH & Co KG
Sempt-Elektrizitdtswerke Stromversorgungs GmbH Erding
Zweckverband fir Geowarme Saarberg Fernwarme GmbH
Bayerngas GmbH

Flughafen Minchen GmbH

Munchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH (MVV)
Regionalverkehr Oberbayern GmbH

ESB Energie Sudbayern GmbH

Bayernets GmbH

Erdgasversorgung Erding GmbH und Co. KG
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- Wasserversorgung Erding GmbH und Co. KG

- Zweckverband zur Wasserversorgung Moosrain

- Abwasserzweckverband Erdinger Moos

- Deutsche Telekom Technik GmbH, Bad Aibling und Minchen
- Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH & Co. KG

- M-net Telekommunikations GmbH

- Bund Naturschutz in Bayern e. V.

- Deutscher Alpenverein e.V.

- Wanderverband Bayern

- Verein zum Schutz der Bergwelt

- Verkehrsclub Deutschland

- Landesverband fur Hohlen- und Karstforschung in Bayern e.V.
- Landesbund fiir Vogelschutz in Bayern e. V.

- Schutzgemeinschaft Deutscher Wald

- Landesjagdverband Bayern e. V.

- Landesfischereiverband Bayern e. V.

sowie den Sachgebieten 24.2 (Raumordnung, Landes- und Regionalplanung 10, 14),
31.1 (StraRen- und Brickenbau), 50 (Technischer Umweltschutz) und 51 (Natur-

schutz) in der Regierung von Oberbayern.

Zu den im Anhorungsverfahren vorgebrachten Einwendungen und Stellungnahmen

auRerte sich das Staatliche Bauamt Freising mit Schreiben vom 21.03.2016.

Die Einwendungen und Stellungnahmen wurden am 10.05.2016 in der Gemeinde
Niederding erdrtert. Die Behdrden und Trager offentlicher Belange sowie die Einwen-
der wurden hiervon benachrichtigt; im Ubrigen erfolgte ortsiibliche Bekanntmachung.

Das Ergebnis des Erdrterungstermins ist in einer Niederschrift festgehalten.

Mit Schreiben vom 14.03.2018 reichte das Staatliche Bauamt Freising die Unterlagen
der 1. Tektur vom 23.02.2018 ein. Diese wurden im Rahmen einer beschrankten An-

horung folgenden Stellen zur Stellungnahme zugeleitet:
- Gemeinde Oberding uber die VG Oberding

- Stadt Erding

- Gemeinde Moosinning

- Landratsamt Erding

- Gemeinde Ismaning

- Bayerischer Bauernverband

- Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Ebersberg



sowie den Sachgebieten 31.1 (StraRen- und Brickenbau) und 51 (Naturschutz) in
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Bayerische Landesanstalt fir Landwirtschaft
Bayernwerk AG
Sempt-Elektrizitats-Werke Stromversorgungs GmbH Erding
Deutsche Telekom Technik GmbH
Bund Naturschutz in Bayern e.V.
Deutscher Alpenverein e.V.
Landesbund fiir Vogelschutz in Bayern e.V.
Verkehrsclub Deutschland, Landesverband Bayern e.V.

Flughafen Minchen GmbH

der Regierung von Oberbayern.

Zusatzlich wurden die Unterlagen der 1. Tektur vom 23.02.2018 wegen der
erstmaligen Betroffenheit durch eine im Rahmen der Tektur neu hinzugekommene
Ausgleichsflache im Gebiet der Gemeinde Ismaning dort nach vorheriger ortstiblicher
Bekanntmachung vom 09.04.2018 bis 11.05.2018 offentlich ausgelegt.

Vollstandigkeit halber wurden auch die Unterlagen des Ausgangsverfahrens mit

ausgelegt.
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C. Entscheidungsgriinde

Die Entscheidung beruht auf folgenden rechtlichen Erwagungen:

Verfahrensrechtliche Bewertung

Notwendigkeit der Planfeststellung (einschliel3lich der Rechtsgrundlagen, Zu-

standigkeit, Konzentrationswirkung, Folgemalnahmen)

Nach Art. 36 Abs. 1 BayStrWG durfen Staatsstral3en nur gebaut oder wesentlich ge-

andert werden, wenn der Plan vorher festgestellt ist.

Die Regierung von Oberbayern ist gemafR Art. 39 Abs. 1 und 2 BayStrWG und
Art. 3 BayVwVfG die sachlich und értlich zustédndige Behérde fir das Anhorungs-

verfahren und die Planfeststellung.

Durch die Planfeststellung wird die Zulassigkeit des Vorhabens einschlie3lich der
notwendigen Folgemaflinahmen im Hinblick auf alle von ihm berihrten 6ffentlichen
Belange festgestellt und es werden alle 6ffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen
dem Trager des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend ge-
regelt (Art. 75 Abs. 1 BayVwV{G).

Die stra3enrechtliche Planfeststellung macht also nahezu alle nach anderen Rechts-
vorschriften notwendigen 6ffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, Er-
laubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen entbehrlich (Art. 75
Abs. 1 Satz 1 BayVwV{G). Hiervon ausgenommen ist die gehobene wasserrechtliche
Erlaubnis nach § 15 WHG. Aufgrund von § 19 Abs. 1 WHG kann die Regierung je-
doch auch Uber die Erteilung der Erlaubnis in diesem Planfeststellungsbeschluss
entscheiden. Gleiches gilt fir die stral3enrechtlichen Verfligungen nach dem Bayeri-

schen Stral3en- und Wegegesetz.

Fur die 1. Tektur vom 23.02.2018 wurde ein Verfahren nach Art. 73 Abs. 8 S. 1
BayVwVIG durchgefiihrt, da sich die Anderungen auf eine andere Ausfilhrung der
Briicke Uber die Gemeindeverbindungsstrale (GVS) Ziegelstatt-Stammham ohne
zusatzliche Betroffenheiten, einen Wechsel von CEF- auf FCS-MalRnahmen fir die
Feldlerche und den Austausch einer Teilflache fur eine Ausgleichsmaflinahme be-
schrankten. Diese Anderungen lassen das Gesamtvorhaben unberthrt, der Kreis der
erstmals oder starker Betroffenen konnte abgegrenzt und diese individuell benach-
richtigt und ihnen Gelegenheit zu Stellungnahmen und Einwendungen gegeben wer-
den. Wegen Art. 73 Abs. 8 S. 2 BayVwVfG war die erstmalige Auslegung der Unter-

lagen in der Gemeinde Ismaning notwendig.

Verfahren zur Prifung der Umweltvertraglichkeit
Das Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) sieht fir den Bau einer

StaatsstraRe keine Umweltvertraglichkeitspriufung (UVP) vor, sondern nur fiur Bun-
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desfernstraRen. Fir Landesstral3en ergeben sich die Kriterien aus Art. 37 BayStrWwaG,
der insoweit die nach Art. 4 Abs. 2 i.V.m. Anhang Il, Nr. 10e und Art. 4 Abs. 3i.V.m.
Anhang Il der UVP-RL erforderliche Auswahl anhand von Schwellenwerten oder Kri-

terien trifft.

Bei Staats-, Kreis-, Gemeindeverbindungs- und Ortsstral3en war nach der zum Zeit-
punkt der Verfahrenseinleitung geltenden Fassung eine Umweltvertraglichkeitspri-

fung durchzufihren, wenn

I. vier- oder mehrstreifige Stral3en gebaut oder bestehende StralRen zu vier- oder
mehrstreifigen Stral3en ausgebaut oder verlegt werden, soweit der neu gebaute,

ausgebaute oder verlegte StralRenabschnitt
a) eine durchgehende Lange von mindestens 10 km aufweist oder

b) eine durchgehende Lange von mindestens 5 km aufweist und auf einer Lange von
mehr als 5 v.H. Biotope mit einer Flache von mehr als 1 ha, gemal der Richtlinie
92/43/EWG oder der Richtlinie 79/409/EWG ausgewiesene Schutzgebiete, National-

parke oder Naturschutzgebiete durchschneidet oder

Il. ein-, zwei- oder dreistreifige Stralen gebaut werden, soweit der neu gebaute
Stral3enabschnitt eine durchgehende Lange von mindestens 10 km aufweist und auf
einer Lange von mehr als 5 v.H. Gebiete oder Biotope nach Nr. |. Buchst. b) durch-

schneidet oder

[1l. soweit nicht bereits von Nr. |. erfasst, wenn Strafen durch Anbau mindestens ei-
nes weiteren Fahrstreifens auf einer durchgehenden Lénge von mindestens 10 km
geédndert werden und der zu andernde Stral3enabschnitt auf einer Ldnge von mehr

als 5 v.H. Gebiete oder Biotope nach Nr. |. Buchst. b) durchschneidet.

Fur das Bauvorhaben einschlieBlich der Folgemalihahmen war nach Art. 37
BayStrWG in seiner damaligen Fassung und dem UVPG keine férmliche Umweltver-
traglichkeitsprifung durchzufthren. Die Voraussetzungen fir die Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung waren urspringlich beim dreistreifigen Ausbau der
FTO westlich von Erding nicht erfllt, insbesondere wegen der Lange des Anbauab-
schnitts.

Allerdings hat der BayVGH mit Beschluss vom 23.6.2015, Az. 8 ZB 14.2110, zu er-
kennen gegeben, dass er Zweifel an der Vereinbarkeit des Art. 37 BayStrWG mit der
UVP-RL hat, soweit es um SchnellstraRen im Sinne der Ziffer 7 b des Anhangs der
UVP-RL geht. Eine Schnellstral3e im Sinne der UVP-RL liegt dann vor, wenn es sich
um eine SchnellstraBe gemaR der Begriffsbestimmung des Europaischen Uberein-
kommens Uber die HauptstraRen des internationalen Verkehrs vom 15.11.1975 han-
delt. Nach Anlage I, Ziffer 1.3 dieses Ubereinkommens sind SchnellstraBen dem
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Kraftfahrzeugverkehr vorbehaltene, nur tber Anschlussstellen oder besonders gere-
gelte Kreuzungen erreichbare Straf3en, auf denen insbesondere das Halten und Par-

ken verboten ist.

Der BayVGH hat mit Beschluss vom 27.10.2015, Az. 8 B 15.1296, 8 B 15.1297 ein
Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichtshof der Europaischen Union gerichtet,
mit dem unter anderem geklart werden soll, wie der Begriff ,Bau einer Schnellstral3e”

auszulegen ist.

Daher wurde vorsorglich eine Umweltvertraglichkeitsprifung durchgeftihrt. In diesem
Rahmen werden auch die Umweltauswirkungen der wasserrechtlichen Ausbaumal3-
nahmen mitbetrachtet, fur die anderenfalls nach Nr. 13.18.2 der Anlage 1 zum UVPG
eine standortbezogene UVP-Vorprifung durchzufihren gewesen ware. Das durchge-
fuhrte Planfeststellungsverfahren geniigt insoweit allen Anforderungen des UVPG
bzw. der UVP-RL, die notwendigen inhaltlichen Angaben, waren in den Antragsunter-

lagen ohnehin bereits enthalten.

Der EuGH hat mittlerweile mit Urteil vom 24.11.2016, Az. C-645/15, entschieden,
dass der Begriff der Schnellstral3e unabhéngig von der Zugehorigkeit zum Netz der
HauptstraBen des internationalen Verkehrs ist, was zu einer Anderung des Art. 37 Nr.
1 BayStrwWG fuhrte, der nunmehr den Bau von SchnellstraRen fir UVP-pflichtig er-
klart. Ebenso hat der EuGH entschieden, dass auch der Ausbau einer bestehenden
Strafe unter Umsténden unter den Begriff ,Bau“ zu subsumieren sein kann. Eine
Entscheidung, ob dies beim Anbau des dritten Fahrstreifens zutrifft, ertibrigt sich al-

lerdings aufgrund der ohnehin vorsorglich durchgefiihrten UVP.

Auf die folgende Umweltvertraglichkeitsprifung wird verwiesen.

Umweltvertradglichkeitspriufung

Zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen (8 11 UVPG)
Beschreibung des Vorhabens

Gegenstand der Umweltvertraglichkeitsprifung ist der dreistreifige Ausbau der
St 2580 Flughafentangente Ost zwischen den Anschlussstellen zur St 2084/ED 9
(Erding Nord) und der B 388 (Erding Sud). Das Vorhaben ist unter B.1 dieses Be-
schlusses und in den Unterlagen, insbesondere im Erldauterungsbericht 1 T, S. 5 ff.

naher beschrieben. Hierauf wird Bezug genommen.

Beschreibung der Umwelt im Einwirkungsbereich des Vorhabens

Der Untersuchungsraum des Vorhabens liegt westlich von Erding in der naturrdumli-

chen Untereinheit Isen-Sempt-Higelland. Geologisch betrachtet liegt das stdliche
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Projektgebiet am Rande des risseiszeitlichen Erdinger Endmoranenwalls. Der Nor-
den liegt am nordwestlichen Rand der Miinchner Schotterebene. Somit wird der Un-
tergrund im sidlichen Bereich durch Grundmor&nenablagerungen aufgebaut, der
nordliche Abschnitt wird hingegen durch pleistozdne Schmelzwasserkiese (v. a. der
Sempt) der Munchner Schotterebene aufgebaut. Diese Schichten sind im Strecken-
bereich durch verschieden maéachtige Lésslehme bedeckt. Bereichsweise wurden
anthropogene Auffiillungen durchteuft eine gering machtige Mutterbodenauflage (0,1
- 0,4 m) schliel3t die Schichtfolge nach oben hin ab. Die haufigste Bodenart im Unter-
suchungsgebiet sind Lehme, die gemall Bodenschatzungstbersichtskarte Uberwie-
gend als Acker- und Griunlandstandort geeignet sind. Es handelt sich Gberwiegend
um Lossboden (Acker) und vereinzelt Boden der Wasserstufen 2 - 3 (Grunland) im
Bereich suddstlich von Aufkirchen auf beiden Strafl3enseiten. Die Zustandsstufen der
Ackerbtden bewegen sich im mittleren Bereich (3 - 4), die Bodenstufen der Grin-
landstandorte liegen zwischen Stufe (II) und (lll). Aufgrund der teils machtigen Loss-
lehmauflage ist das Isen-Sempt-Hugelland durch tiefgrindige, fruchtbare Braun-und
Parabraunerden gekennzeichnet. Der Uberwiegende Teil der Bodenarten verfigt
Uber ein hohes Retentionsvermégen bei Niederschlagsereignissen. Auf die tabellari-
sche Bewertung entsprechend dem bayerischen Leitfaden zur Bodenbewertung in

funf Stufen in der Unterlage 1 T, S. 63, wird verwiesen.

Nach den entsprechenden Karten des Bayerischen Landesamts fir Umwelt wiirde
als potentielle nattirliche Vegetation in der Miinchener Ebene die Waldgesellschaft
JZittergrassegen-Hainsimsen-Buchenwald® im Komplex mit ,Zittergrasseggen-
Stieleichen-Hainbuchenwald“ vorkommen. Es handelt sich um den typischen Vegeta-
tionskomplex, der sich in schwach bis ortlich deutlich grundwasserbeeinflussten Be-

reichen in maRig basenarmen Silikat- und L6sslehmgebieten ausbildet.

Die reale Vegetation ist Uberwiegend durch intensive landwirtschaftliche Nutzung ge-
pragt. Die Ackernutzung Uberwiegt. Es handelt sich dabei um relativ grol3e Acker-
schlage, Grinlandnutzungen befinden sich insbesondere in der Nahe der Anschluss-
stellen. Geholze befinden sich verstreut insbesondere entlang der Staatsstral3e, ent-
lang Graben und am Rand von Siedlungsflachen, wobei entlang der Staatsstralle die
Ausgleichsflachen aus dem Bau der Umgehungsstral3e eine bedeutende Rolle spie-

len.

Aufgrund der Uberwiegend landwirtschaftlichen Nutzung der Flachen gibt es wenig
naturnahe Strukturen, die an den meisten Stellen keine ausreichende und durchgén-

gige Biotopvernetzung erméglichen.

Im Untersuchungsraum befinden sich keine Landschafts-oder Naturschutzgebiete,
ebenso fehlen Natura 2000-Gebiete (FFH-Gebiete, Vogelschutzgebiete). Geotope

oder Walder mit besonderer Bedeutung fir den Bodenschutz gemaR Waldfunktions-
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plan sind im Untersuchungsraum nicht vorhanden. Im Untersuchungsraum befinden
sich gemal Waldfunktionskarte keine Waldflachen mit Klimaschutzfunktion. Es gibt
auch keine Naturschutz- oder Landschaftsschutzgebiete, geschiitzte Landschaftsbe-
standteile, Bannwalder, Wald mit besonderer Bedeutung fir das Landschaftsbild
bzw. die Erholung oder regionale Grinziuge. Im Untersuchungsraum befinden sich al-
lerdings drei Flureichen (Nr. 1952) sudostlich von Aufkirchen auf Flurnummer 2128
und eine Flureiche (Nr. 1950) bei Aufkirchen auf Flurnummer 2045 (jeweils Gemein-

de und Gemarkung Oberding), die als Naturdenkmal ausgewiesen sind.

Im Untersuchungsgebiet befinden sich auerdem mehrere biotopkartierte Strukturen.
Es handelt sich um Geholze, Graben mit dichten Gehdlzsdumen und Rohrichtbe-
stande und die Dammbdschungen des Mittleren Isar Kanals. Die einzelnen kartierten
Biotope sind wie die vorkommenden FFH-Lebensraumtypen in der Unterlage 1 T,
S. 17, detailliert aufgefiihrt. Zu den hochwertigen Strukturen gehdren die Zwickelfl&-
che innerhalb der Verbindungsstelle zur ED 9 (Extensivgriinland), Streuobstbestéande
sudlich der Verbindungsstelle zur ED 9, Roéhrichte und GroRseggenriede entlang des
Schlotgrabens, eine Baumreihe und einzelne Baume sudéstlich von Aufkirchen, eine
naturnahe, strukturreiche Hecke in der Nahe der landwirtschaftlichen Anlage bei
Werndlfing und Gewasserbegleitgeholze westlich der St 2580 auf Hohe Ziegelstatt,
sowie Einzelbdume, naturnahe Hecken und Krautfluren rund um die Anschlussstelle
zur B 388. Die vorhandenen Gehdlzstrukturen liegen vor allem entlang von Stral3en
und Flurwegen und in den Zwickelflachen der Anschlussstellen. Durch die nahe Lage
der St 2580 befindet sich im naheren Umfeld keine flachige Bewaldung. Sudlich der
Anschlussstelle zur ED 7 wurden am Rande des Industrie- und Gewerbegebiets Er-
ding-West als KompensationsmalRnahmen Feldgehdlze, einige Kraut- und Stauden-
fluren und Streuobstwiesen angelegt. In diesem Bereich findet sich die hochwertigste
Biotopvernetzung. Im Zuge des Neubaus der St 2580 um 1980 wurde der kleine
Laubwald (Feldgeholz alter Auspragung stdostlich von Aufkirchen) angelegt, der sich
naturnah entwickelt. Der Baumbestand weist eine einheitliche Altersstruktur auf. Tot-
holz ist nur in geringem Mal3e vorhanden, insgesamt weist der Laubwald ein hohes
Entwicklungspotential auf. Nahe der St 2580 liegen einige kleine n&hrstoffreiche Tei-
che, die im Zuge von friheren Ausgleichsmafl3nahmen angelegt wurden. Im Untersu-
chungsgebiet befindet sich ein strukturarmes Gewéasser, der Schlotgraben. Am sudli-
chen Ende der Ausbaustrecke in Hohe der Anschlussstelle B 388 verlauft der mittlere
Isarkanal. Bei dem Stillgewasser direkt sudlich der Anschlussstelle zur ED 7, das
westlich der St 2580 liegt, handelt es sich um ein stehendes Binnengewé&sser, wel-
ches samt seiner Ufer und der uferbegleitenden, naturnahen Vegetation als ein nach
§ 30 BNatSchG bzw. Art. 23 BayNatSchG gesetzlich geschutztes Biotop gilt.
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Im Zuge der Brutvogelerfassung in den Jahren 2012 und 2014 wurden 67 Arten
nachgewiesen. Hiervon wurden 47 Arten als Brutvogel festgestellt. Dartiber hinaus
wurden 20 Arten als zur Brutzeit anwesende Voégel ohne Brutnachweis, als Nah-
rungsgaste und eine Art als Durchzigler festgestellt. Folgende wertgebende européi-
sche Vogelarten sind im Untersuchungsgebiet vorhanden: Bluthanfling, Feldlerche,
Feldsperling, Gartenrotschwanz, Goldammer, Haussperling, Kiebitz, Klappergrasmu-
cke, Kuckuck, Pirol, Wiesenschafstelze und Wachtel. Hinsichtlich der Seltenheit und
des Gefahrdungsgrades ist der in Bayern und Deutschland stark gefahrdete Kiebitz
mit zwei kartierten Brutpaaren hervorzuheben. Weiterhin ist die Feldlerche von Be-

deutung, die mehrmals als moglicher Brutvogel kartiert wurde.

Aus der Bestandserhebung ist zu ersehen, dass der Untersuchungsraum zum einen
fur Vogel der offenen Agrarlandschaft von Bedeutung ist (Feldlerche, Wiesenschaf-
stelze, Kiebitz, Wachtel). Daneben ist der Untersuchungsraum fur Vogel der halb of-
fenen Agrarlandschaft mit Gehodlzen von Bedeutung, dies sind insbesondere Gold-
ammer und Feldsperling, die Gehdlze entlang von Verkehrswegen, Graben und dem
mittleren Isarkanal als Brutplatze nutzen. Gehdlzbewohnend sind aufl3erdem
Haussperling, Gartenrotschwanz, Kuckuck und Klappergrasmiicke. Diese weisen je-
doch eine hohere Empfindlichkeit gegeniiber Stérungen auf, weshalb sie einen gro-
Beren Abstand zu Siedlungen und Verkehrswegen einhalten. An Greifvdgeln wurden
Turmfalken, Habichte (als seltene Nahrungsgéste) und Mausebussarde beobachtet.

Brutplatze im Nahbereich der Stralen wurden nicht gesichtet.

Im Zuge der Fledermauskartierungen wurden sechs Arten sicher festgestellt, namlich
Kleine und GroRRe Bartfledermaus, GroRer Abendsegler, Zwergfledermaus, Rauhaut-
fledermaus, Braunes und/oder Graues Langohr und Zweifarbfledermaus. Die Zwei-
farbfledermaus wurde nur am Isarkanal nachgewiesen, das Graue Langohr im Ge-
werbegebiet West an der Briicke Uber die St 2580.

Alle Brickenbauwerke werden von Fledermausen zur Querung der St 2580 genutzt.
Die Geholze entlang der StraRen dienen den Fledermausen dabei als Leit- und Ori-
entierungsstruktur. Auch die Unterfihrungen nérdlich des Gewerbegebiets West
werden vermutlich genutzt, allerdings ist dort die Zahl der Querungen geringer. Ver-
mutlich queren auch im Bereich des Gehdlzes sidlich des Gewerbegebiets West
Flederméause die St 2580, was Fledermausnachweise beidseits der Stral3e nahele-
gen. Als Jagdlebensrdume sind die meisten landwirtschaftlichen Flachen nur gering
geeignet. Von mittlerer Bedeutung sind die Flachen am Isarkanal einschlief3lich der
Gehoblze. Weiterhin sind die Feldgehdlze einschliel3lich der angrenzenden Griinland-
flachen sudostlich von Aufkirchen aufgrund der vorkommenden Strukturen fur Fle-
dermause geeignete Jagdlebensraume. Eine Wiese mit Streuobstbdaumen beim Ge-

werbegebiet Erding West weist ebenfalls fir Flederm&ause geeignete Strukturen auf.
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Im Eingriffsbereich der Stral3e sind keine alten Baume mit Stammdurchmessern ab
50 cm vorhanden. Trotzdem weisen einige Baume Hohlen, Risse oder Spalten auf,
die potenziell als Fledermausquartiere genutzt werden kénnen. Die Baumhdhlen und
-spalten dienen baumhéhlenbewohnenden Fledermausarten wie Bartfledermaus,
GroRRer Abendsegler, Rauhautfledermaus und Braunes Langohr als Quartier. Es
handelt sich um relativ kleine Quartiere, die nicht fir Wochenstuben geeignet sind.
Die Quartiere sind potentielle Sommerquartiere fur einzelne Individuen oder potentiel-

le Ubernachtungsquartiere fur Mannchen.

Es wurden drei Amphibienarten bei den sechs Untersuchungen im Jahr 2013 nach-
gewiesen (Laubfrosch, Grasfrosch, Erdkrote). Die meisten untersuchten Gewasser
weisen eine geringe Bedeutung als Amphibienlebensraum auf, da die Zahl der er-
fassten Arten gering ist, die Individuenzahlen nicht besonders hoch sind und keine
gefahrdeten Arten nachgewiesen wurden. Der Teich an der westlichen Ausfahrt am
Gewerbegebiet West ist aufgrund seiner hohen Individuenzahl und der erfolgreichen
Reproduktion der Erdkrote und des Grasfrosches aber von mittlerer Bedeutung. Der
kleine Tumpel auf der Wiese nahe dem Naturdenkmal westlich der St 2580 ist eben-
falls aufgrund des Laubfroschnachweises mittelwertig. Artenschutzrechtlich relevant
ist nur das Vorkommen des Laubfrosches als Art des Anhangs IV a) der FFH-RL.
Weitere geschutzte Tiergruppen wie Reptilien, Tagfalter und Libellen wurden nicht

nachgewiesen.

Innerhalb des Untersuchungsgebiets befinden sich keine gréReren Stillgewasser.
Westlich der St 2580 verlauft als Gewasser dritter Ordnung der Mittlere Isarkanal,
ostlich flie3t in ca. 2 km Entfernung etwa in Parallellage die Sempt. Im sidlichen Be-
reich der MalRnahme verlauft der aus der Itzlinger Lohe gespeiste Schlotgraben (Ge-
wasser dritter Ordnung) parallel zur St 2580, bevor er bei der Anschlussstelle der
ED 7 die St 2580 kreuzt und in nordwestlicher Richtung weiterlauft. Die FlieRrichtung
der genannten Gewasser verlauft von Siuden in Richtung Norden. Zudem gibt es
kleinere Zuflisse des Schlotgrabens im MalRnahmenbereich. Ein Zufluss nérdlich der
GVS Ziegelstatt-Stammham kreuzt dabei die St 2580 bevor er dem Schlotgraben zu-
l[Auft. Der Mittlere Isarkanal ist als kiinstliches Gewasser mit gutem chemischem Zu-
stand und gutem oOkologischen Potenzial eingestuft. Er ist durch das Vorhaben nicht
betroffen. Beim Schlotgraben handelt es sich um ein strukturarmes Gewasser mit ei-
ner geringen Gewasserbreite und Gewassertiefe. Die Linienfiihrung ist tberwiegend
gestreckt. Der Schlotgraben dient Uberwiegend als Entwasserungsgraben fir die um-
liegenden landwirtschaftlichen Flachen und verfiigt Gber ein flaches Trapezprofil. Der
Okologische Zustand der Flussgebietseinheit wird als unbefriedigend ausgewiesen.

Diese Bewertung beruht auf dem schlechten Zustand der Fischfauna. Das Sohlsub-
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strat setzt sich aus Feinmaterial zusammen. Den Gewassersaum bilden nitrophyti-

sche Hochstaudenfluren und standortheimische Gehdlze.

Der online verfiigbare ,Informationsdienst Uberschwemmungsgefahrdete Gebiete in
Bayern“ der bayerischen Vermessungsverwaltung weist in der unmittelbaren Umge-
bung der Strecke keine Uberschwemmungsgebiete aus. Das Projektareal kreuzt al-
lerdings im Bereich des Schlotgrabens und dessen Zufliissen wassersensible Berei-
che. Das bedeutet, dass die FlieRgewésser zeitweise Uber die Ufer treten kdnnen,
sowie zeitweise hoch anstehendes Grundwasser vorkommen kann. Im Unterschied
zu den Uberschwemmungsgebieten kann bei diesen Bereichen kein definiertes Risi-
ko (Jahrlichkeit des Hochwasserabflusses) angegeben werden. In der unmittelbaren
Umgebung der Strecke sind keine Wasserschutzgebiete ausgewiesen. In nur einer
der sieben Bohrungen wurde wahrend der Aufschlussarbeiten Grundwasser in einer
Tiefe von 3,8 m unter Geldnde angetroffen (Bohrung B6-4, Bau-km 2+100). Das
Grundwasservorkommen ist als engraumig und nicht groR3flachig zu bewerten. Es
steht vermutlich in enger Korrelation mit dem parallel verlaufenden Schlotgraben und
seinen Zuflissen. Nach der Hydrogeologischen Karte von Bayern ist mit flichigem
Grundwasser innerhalb der quartdren Schotter ab einer Tiefe von 455 m tber NN im
Norden bzw. 465 m uber NN im Stden und somit etwa 10 - 15 m unter der Gelénde-
oberkante zu rechnen. Die Grundwasserflie3richtung ist dabei in Richtung Nordnord-

ost gerichtet.

Der Untersuchungsraum ist stark von den darin liegenden Verkehrswegen St 2580,
B 388 sowie den Kreisstrallen ED 7 und ED 9 gepragt. Die St 2580 verlauft nahe der
Stadt Erding und wird daher von zahlreichen Ortschaften gesaumt. Im unmittelbaren
Nahbereich der geplanten MalRnahme befinden sich keine geschlossenen Wohnla-
gen, aber mehrere Gewerbegebiete (Bereich Erding) und kleinere Weiler, insbeson-
dere dstlich der St 2580 liegen in Hohe der Anschlussstelle ED 7 Industrie-und Ge-
werbegebietsflachen (Erding-West). Die Ortschaft Aufkirchen befindet sich als dich-
teste geschlossene Wohnbebauung in einem Abstand von tber 400 m zur Flughaf-
entangente Ost. Die nachstgelegenen Anwesen sind mit ihrer Einordnung in die je-
weilige Gebietskategorie in der Unterlage 1 T, S. 72, aufgelistet, wobei Wohnungen
im AufRenbereich der Kategorie ,Kern-, Dorf-, oder Mischgebiet” zugeordnet sind.

Eine Vorbelastung mit Blick auf die fir das Schutzgut Mensch relevanten Wohnfunk-
tionen im Untersuchungsgebiet besteht zum einen durch die Verkehrswege (u.a.
St 2580, ED 7, ED 9, B 388) durch Verkehrslarm und Schadstoffimmissionen im
Nahbereich der Straen, zum anderen durch die Larmwirkungen des Muinchener
Flughafens. Zu den bestehenden Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch z&hlen
auch zahlreiche Unfalle im Stral3enverkehr. Innerhalb der letzten zehn Jahre ereigne-

ten sich auf der FTO vier todliche Unfalle und 35 Unféalle mit 53 Verletzten.
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Von den Verkehrswegen gehen insbesondere Schallwirkungen aus, die das Land-
schaftsempfinden des Raumes beeintrachtigen kénnen und daher als Vorbelastung
der Erholungsfunktion zu bewerten sind. Die St 2580 fihrt zudem zu einer Zer-
schneidung des Raumes, so dass auch das Landschaftsbild mit seinen Auswirkun-
gen auf die Erholungsfunktion vorbelastet ist. Das Untersuchungsgebiet wird durch
einige Rad- bzw. Wanderwege gequert. Die naturgebundene Erholung spielt eine
eher untergeordnete Rolle. Grund daftr ist die strukturarme Landschaft, die wenig vi-
suelle Abwechslung und Blickfange bietet. Zudem ist der Untersuchungsraum durch

die Nahe zu Stadten wie Erding und Minchen urban gepragt.

Mit Blick auf die Klimafunktion weist das Untersuchungsgebiet aufgrund der Uberwie-
gend ackerbauliche Nutzung und der geringen Flachen mit hochwertigen Strukturen
(Walder, Grinland) nur eine untergeordnete Wertigkeit auf. Bedeutung fur die Kaltluf-
tentstehung haben nur der Laubwald (altes Feldgehdlz sudoéstlich Aufkirchen) und die
groReren Griunlandbereiche stdostlich von Aufkirchen. Sie fungieren zwar als Kaltluf-
tentstehungsgebiete. Aufgrund der ebenen Topographie existieren aber wenig sied-
lungsrelevante Kaltluftabflisse innerhalb des Untersuchungsraumes, so dass diese
Flachen einen geringen funktionalen Wert aufweisen. Der Laubwald hat aufgrund
seiner geringen Grol3e keinen Einfluss als Frischluftproduzent fur Siedlungen. Die
stralBenbegleitenden Geholze besitzen eine lokale Bedeutung fir die Lufthygiene.
Vorbelastungen fir das Schutzgut Klima und Luft stellen die wegen der zahlreichen
Staats- und KreisstraBen im Landkreis Erding entstehenden Luftschadstoffe dar.
Weitere Emittenten von Schadstoffen sind die vielen Ortschaften und die Stadt Er-

ding.

Der Untersuchungsraum ist durch eine mittlere jahrliche Lufttemperatur von 7 - 8 °C
und eine 220 - 230 Tage dauernde Vegetationsperiode (Tagestemperatur grof3er
5 °C) gekennzeichnet. Dem Klimaatlas Bayern sind folgende Daten zur Charakteri-

sierung der klimatischen Bedingungen des Untersuchungsraumes entnommen:

— innerhalb Bayerns mittlere Summe der Sonnenscheindauer von 1500 - 1700 h pro
Jahr

— 60 - 80 Nebeltage pro Jahr
— 100 - 120 Frosttage im Jahr,
— 1,4 - 2,6 m/s mittlere Windgeschwindigkeit

Nach den Karten zur Wasserwirtschaft des Bayerischen Landesamtes fir Wasser-
wirtschaft liegt das Projektareal in Bezug auf den mittleren Jahresniederschlag im Be-
reich einer Niederschlagshthe von 850 mm bis 949 mm. Fuir die mittlere Jahresver-
dunstung ergibt sich eine Verdunstungshthe von 450 mm bis 499 mm und fur den
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mittleren Jahresabfluss eine Abflusshéhe von 200 mm bis 299 mm. Daraus kann auf

eine Grundwasserneubildung von ca. 100 mm pro Jahr riickgeschlossen werden.

Die Landschaft im Untersuchungsraum ist wie bereits beschrieben durch intensiv ge-
nutzte landwirtschaftliche Flachen mit einem geringen Anteil an Grunflachen und Ge-
hélzen gekennzeichnet. Die Feldflur weist relativ gro3e Ackerschlage und eine gut
ausgebautes landwirtschaftliches Wegenetz auf. Gliedernde und belebende Elemen-
te wie Hecken, Geblsche oder Baumreihen sind selten. Bereichernd wirken die mit
Gehdlzen bewachsenen Béschungen der St 2580. Aufgrund der teils ausgeraumten
Landschaft 6ffnen sich aus dem Untersuchungsraum weitrdumige Blickbeziehungen
mit direktem Siedlungsbezug. Das Landschaftsbild besitzt insgesamt nur eine gerin-
ge bis mittlere Bedeutung. Eine vorbelastende Wirkung geht von den innerhalb des
Untersuchungsraumes liegenden Verkehrswegen St 2580, B 388 sowie den Kreis-
stral3en ED 7 und ED 9 aus.

Mit Blick auf Kulturglter und sonstige Sachguter sind einige Bodendenkmaler erwah-
nenswert, die zwischen der Ausfahrt ED 7 am Gewerbegebiet Erding West und der
nordlichen Untersuchungsraumgrenze liegen und bis unmittelbar an die St 2580 bzw.
ihre Ausfahrten reichen. Es handelt sich um folgende Denkmaéler:

D-1-7637-0039: Siedlung Jungneolithikum (Altheimer Kultur) und Hallstattzeit. Grenzt

ostlich an die Ausfahrt Gewerbegebiet West.

D-1-7637-0408: Siedlung der Bronzezeit und der Urnenfelderzeit. Grenzt nérdlich der
Ausfahrt Gewerbegebiet West beidseits an die St 2580.

D-1-7637-0345: Siedlung vorgeschichtlicher Zeitstellung. Grenzt stdlich des Radwe-
ges Oberding-Erding beidseits an die St 2580.

D-1-7637-0344: Siedlung vorgeschichtlicher Zeitstellung; unter anderem der Urnen-

felderzeit nordwestlich des Untersuchungsgebiets.

Im Kreuzungsbereich der St 2580 mit einem 6ffentlichen Feld- und Waldweg bei Bau-
km 0+783 befindet sich sowohl westlich wie auch 6stlich der St 2580 ein Feldkreuz.
Bei dem Feldkreuz westlich der St 2580 handelt es sich um ein Feldkreuz mit einer
Ruhebank und drei Baumen. Ein weiteres liegt zwischen Aufkirchen an der ED 7 und
der Auffahrt zur St 2580.

Beschreibung der zu erwartenden Auswirkungen

Grundsatzlich kommt es bei Stralenbauprojekten und damit auch beim dreistreifigen
Ausbau der FTO zu baubedingten, anlagebedingten und betriebsbedingten Projekt-
wirkungen. Auf der Grundlage der vom Vorhabenstrager vorgelegten Unterlagen und
der behordlichen Stellungnahmen sind folgende Auswirkungen und Wechselwirkun-
gen auf die in 8 2 UVPG genannten Schutzguter zu erwarten:
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Anlagebedingte Auswirkungen sind Flacheniberbauung und -versiegelung verbun-
den mit quantitativen und qualitativen Verlusten an Vegetation und frei lebender
Tierwelt sowie von Flachen fiur landwirtschaftliche Zielsetzungen, Barriere- und Zer-
schneidungseffekte, kleinklimatische Veranderungen der Umwelt, Veranderung des
Landschaftsbildes, Beeintrachtigung des Wohnumfeldes und der Erholungsqualitat

der Landschaft.

Baubedingte Auswirkungen ergeben sich aus Baustelleneinrichtungen, Arbeitsstrei-
fen, Lagerplatzen u. a., Entnahme und Deponie von Erdmassen, temporaren Gewas-

serverunreinigungen, Larm-, Staub-, Abgasemissionen und Erschuitterungen.

Betriebsbedingte Auswirkungen sind Verlarmung, Schadstoff-Emissionen, Erschutte-
rungen, Bewegungs- und Lichtemissionen mit Auswirkungen auf die Tierwelt und Be-

eintrachtigungen des Landschaftsbildes.

Sekundar- und Tertiarwirkungen kénnen Nutzungsénderungen, z. B. in Form von Er-
weiterungen von Siedlungsflachen oder weiteren Strallenbaumafnahmen in Form

von Neu- und Ausbau im nachgeordneten Stral3ennetz sein.

Die einzelnen Faktoren wirken jeweils in unterschiedlicher Starke und Ausmalf} auf
die Umwelt. Teilweise sind sie leicht zu quantifizieren (z. B. die Flacheniberbauung),

z. T. lassen sie sich jedoch kaum in Werten ausdriicken.

Es kommt durch das vorliegende Bauvorhaben zu Projektwirkungen auf die Umwelt,

die somit bei der Beurteilung der Umweltvertraglichkeit betrachtet werden muissen.

Schutzgut Mensch

Es wurden die Auswirkungen des Bauvorhabens auf das Schutzgut Mensch, ein-

schlieBBlich der menschlichen Gesundheit (Wohnen und Erholen) untersucht.
Mit Blick auf das Schutzgut Mensch kommt es zu folgenden Projektwirkungen:

Zu den betriebsbedingten Projektwirkungen auf Gesundheit und Wohlbefinden, die
auf Dauer eintreten und im Wesentlichen von der Verkehrsstarke abhangen, gehdren
insbesondere Larm, Schadstoffe und visuelle Stérungen durch den Verkehr. L&rm
und visuelle Wirkungen lassen sich in der Regel nicht klar trennen und lberlagern

sich teilweise.

Die schalltechnische Beurteilung kommt fir die betriebsbedingten Auswirkungen zu
dem Ergebnis, dass bei dem Bau eines wechselseitigen Uberholfahrstreifens eine
wesentliche Anderung im Sinne der Larmvorsorge gemaR 16. BImSchV vorliegt.
Gemal den vorliegenden Berechnungen (vergleiche Abschnitt 6.1 der Unterlage 1 T
und Unterlage 17) kommt es dabei an keinem Gebaude im Untersuchungsraum zu

einem Anspruch auf Larmschutzmaf3nahmen wegen Grenzwertliberschreitungen. Fur
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die baubedingten Wirkungen wird festgestellt, dass sich in unmittelbarer Néahe des
Baufeldes kein Siedlungsgebiet befindet, so dass auch nicht davon auszugehen ist,
dass die nach der AVV Baularm guiltigen Immissionsgrenzwerte tberschritten wur-
den. Gleiches gilt fur Erschitterungen. Hier werden bis auf den normalen Einsatz
beim Erdbau mit der lageweisen Verdichtung des Bodens und dem Asphalteinbau mit
der entsprechenden Verdichtung keine erschitterungsintensiven Bauweisen benétigt

oder gewahlt.

Betriebsbedingt kommt es durch die Verbrennungsprozesse im Wesentlichen zur
auspuffbedingten Emission von Kohlenmonoxid, Benzol, Stickstoffmonoxid, Stick-
stoffdioxid, Schwefeldioxid, und Partikeln (PMy, und PM,s). Hinzu kommen
Staubaufwirbelung, StraBen- und Reifenabrieb sowie Brems- und Kupplungsbelagab-
rieb. Die Emissionsstarke wird durch die Fahrzeugtechnik, Verkehrsstéarke, Verkehrs-
zusammensetzung und den Verkehrsverlauf bestimmt. Die Uberprifung der Luft-
schadstoffbelastung durch den zu erwartenden Verkehr auf der St 2580 im betrachte-
ten Abschnitt zwischen der St 2084 und der B 388 zeigt, dass die Beurteilungswerte
nach der 39. BImSchV sowohl von der Vorbelastung als auch von der Gesamtbelas-
tung (Vorbelastung plus Zusatzbelastung) an keinem Immissionsort im Abstand von
30 m zum Fahrbahnrand erreicht bzw. Giberschritten werden. Auch bei den errechne-
ten Uberschreitungshaufigkeiten werden die zulassigen Werte im Abstand von 30 m

zum Fahrbahnrand nicht Uberschritten.

Baubedingt kann es zu temporaren Emissionen durch die Gerausche und Schadstof-
femissionen von Baufahrzeugen und zu Staubentwicklung und Erschitterungen

kommen.

Die fur die Erholungsfunktion relevanten bestehenden Querungsmdoglichkeiten der
St 2580 auf FuRR- und Radwegen bleiben erhalten. Die Stérwirkungen auf Erholungs-
suchende werden sich durch die Zunahme der verkehrsbedingten Schallimmissionen
erhdhen. Es sind jedoch keine Bereiche betroffen, die sich besonders gut fir die na-

turbezogene Erholung eignen.

Zu den positiven Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch z&hlt die Erhohung der
Verkehrssicherheit durch die Vermeidung von Unféllen.

Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt

Fur die Bewertung des Schutzgutes Tiere und Pflanzen ist als Schutzziel der Schutz
der wildlebenden Tiere und Pflanzen in ihren Lebensgemeinschaften, in ihrer natdrli-
chen und historisch gewachsenen Artenvielfalt, sowie der Schutz ihrer Lebensstatten

und Lebensrdume und ihrer sonstigen Lebensbedingungen ausschlaggebend.
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Mit Blick auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt kommt es zu

folgenden Projektwirkungen:

Durch den bestandsorientierten Ausbau kommt es anlagebedingt mit Blick auf die
Pflanzen des Untersuchungsraumes im Wesentlichen zur Entfernung von straf3enbe-
gleitenden Geholzen und Grinlandflachen, die insbesondere im Umfeld des Gewer-
begebiets Erding West eine mittlere bis hohe Biotop- und Habitatfunktion aufweisen.
In diesem Bereich wird auch in die als Ausgleichsmalinahme geschaffenen Streu-
obstbestande eingegriffen. Neben dem Verlust der Pflanzen an sich entstehen hier
auch Auswirkungen auf Tiere, denen die Strukturen als Nahrungs- und Lebensraum
dienen sowie auf das Landschaftsbild, das durch diese Strukturen angereichert und
gegliedert wird. Im Ubrigen beschranken sich die Eingriffe auf landwirtschaftlich ge-

nutzte Acker.

Hinzu kommen Trenn- oder Barrierewirkungen, dies sind im Wesentlichen rdumliche
Behinderungen von Austauschbeziehungen. Sie konnen durch die Anlage entstehen,
also durch den Stral3enkorper, Damm- und sonstige Bauwerke und die Bepflanzun-
gen. Die Starke der Trennwirkungen hangt von der Mobilitéat und den Verhaltenswei-
sen der jeweiligen Art ab, von den Lebensrdumen im Umfeld der Stral3e, von der Art
der Bauwerke und der Bepflanzung sowie auch von der Verkehrsmenge und der da-
mit einhergehenden Kollisionsgefahrdung. Generell sind nicht flugfahige Tierarten
starker betroffen. Aufgrund der Umgestaltung der Anschlussstelle zur ED 7 werden
ein Stillgewasser und der bisherige Verlauf des Schlotgrabens isoliert. AuRerdem
sind visuelle Wirkungen zu nennen, die durch die technischen Bauwerke, Béschun-
gen, Pflanzmalinahmen und den flieBenden Verkehr entstehen. Sie kénnen grund-
satzlich Uber den StraBenkdrper hinaus zu Beeintrachtigungen von Tierlebensrau-
men oder dem Landschaftshild flhren, letzteres auch mit Wechselwirkungen auf das

Schutzgut Mensch mit Blick auf die Erholungsfunktion.

Durch die Neuanpflanzungen entfernter StralRBenbegleitgehtlze werden die Beein-

trachtigungen minimiert.

Bau- und betriebsbedingt kdnnen sich aus der verkehrsbedingten Erhdéhung des
Schallpegels und der damit verbundenen Verschiebung der Effektdistanzen Stérun-
gen ergeben, insbesondere fir stérungsanfallige Vogelarten. Aufgrund des Trassen-
verlaufs sind Lebensraumverluste und Beeintrachtigungen durch L&rm und visuelle
Wirkungen vor allem bei feldbewohnenden Arten zu erwarten. Zu nennen ist hier vor
allem die Feldlerche, die in Bezug auf Verlarmung eine hohe Empfindlichkeit besitzt.
Aus der Bestandsaufnahme zeigt sich, dass Reviere bis ca. 100 m an die derzeitige
Staatsstral3e heranreichen, so dass sich die Auswirkungen auch kinftig auf eine Ent-
fernung von 100 m vom neuen Trassenrand beschranken werden. Nach der zu

Grunde liegenden Arbeitshilfe ,, Vogel im Straldenverkehr “ nimmt die Habitateignung
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zwischen der alten und neuen 100 Meterlinie (Entfernung vom Fahrbahnrand) und
der neuen 300 Meterlinie ab. Aul3erdem wechselt die Verkehrsklasse auf 20.001 -
30.000 Kfz/24h entsprechend Tabelle 14 der Arbeitshilfe (Garniel/Mierwald), was zu
einer weiteren Abnahme der Habitateignung fihrt. Insgesamt fiihrt dies zu einem

rechnerischen Verlust von zwei Brutrevieren fur die Feldlerche.

AulRerdem kommt es temporér in den sichtbaren Bereichen der Baustelle zu visuellen
Storungen. Mit Blick auf die Auswirkungen auf die Avifauna ist hier insbesondere die
Brutzeit bzw. die Zeit der Brutplatzwahl kritisch, insbesondere fir Arten mit erhdhter
Empfindlichkeit gegenliber visuellen Effekten, wie zum Beispiel Wiesenbriter. Auf-
grund der Unregelmé&Rigkeit des Baugeschehens, der auftretenden Gerdusche und
optischen Effekte durch Baumaschinen und Bauarbeiter sind Verdréangungseffekte

und Beeintrachtigungen von Brutplatzen nicht auszuschliel3en.

Es kommt auch zu Auswirkungen auf die vorkommenden Fledermausarten. Die
Funktion als Leitstruktur geht bei den zu entfernenden Gehdlzen verloren. Insbeson-
dere gilt dies fur die Strukturen an der Brucke der GVS Ziegelstatt-Stammham. Durch
die Fallung von Baumen kommt es zum Verlust von zwei potentiellen Fledermaus-

quartieren.

Bei den Amphibien sind aufgrund der Entfernung des relevanten Gewassers zur
St 2580 Beeintrachtigungen des Laubfrosches auszuschliel3en. Zu Trennwirkungen
fir andere Amphibien kommt es insbesondere bei dem Teich, der kinftig innerhalb
der Anschlussstelle zur ED 7 liegt. Dieses stehende Binnengewasser wird als FFH-
LRT 3150 eingestuft und ist ein gesetzlich geschiitztes Biotop. Es ist das einzige ge-
setzlich geschitzte Biotop im Untersuchungsraum und Lebensraum, insbesondere
fir Amphibien. Amphibien wechseln jahreszeitabhangig zwischen deren Teillebens-
raumen und fortpflanzungsfahige Individuen nutzen das Stillgewasser als Laichge-
wasser. Sommer- und Uberwinterungsquartiere stellen die umliegenden und weiter
entfernten Geholzstrukturen und Wiesenflachen dar, wobei der Gewasserverlauf des
Schlotgrabens und die wasserfuhrenden, in den Schlotgraben einmiindenden kleine-
ren Graben als Wanderkorridore und Nahrungshabitat genutzt werden. Zum Erhalt
der ortlichen Amphibienpopulation ist die Aufrechterhaltung der Wanderkorridore zwi-
schen den einzelnen Teillebensraumen erforderlich, hierfiir sind entsprechende Am-
phibiendurchldsse vorgesehen. Ohne entsprechende MalRnahmen bestiinde auch ein
erhohtes Totungsrisiko bei der Fahrbahntberquerung.

Schutzgut Boden

Der Boden hat Bedeutung als lebendes Substrat, als Trager landschaftsdkologischer

Leistungen und als wesentlicher landwirtschaftlicher Produktionsfaktor. Daneben er-
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fullt er eine Filterfunktion. Schutzziel ist die Abwehr schéadlicher Bodenveranderungen

und die Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf den Boden.
Mit Blick auf das Schutzgut Boden kommt es zu folgenden Projektwirkungen:

Zu den anlagebedingten Projektwirkungen zahlt im Wesentlichen die dauerhafte FI&-
cheninanspruchnahme durch Versiegelung oder Uberbauung, die im Gegensatz zu

den baubedingten Auswirkungen auf Dauer bestehen bleibt.

Beim Schutzgut Boden kommt es durch das Vorhaben zu einer Netto-
Neuversiegelung von ca. 3,5 ha und auf dieser Flache zu einem dauerhaften Verlust
der Bodenfunktionen. Es werden insgesamt 116.000 m? Flache dauerhaft in An-
spruch genommen, davon 75.000 m2 versiegelt bzw. befestigt (Fahrbahn, Bauwerke,
Wege, Bankett, Schotterwege und Nothaltebucht) und 41.000 m2 unversiegelt (B6-
schungen, Einschlussflachen, Mulden, Graben und Grabenbdschungen). Da die Ver-
siegelung von Boden (Fahrbahn, Bankett) zum vollstandigen Verlust aller Bodenfunk-
tionen fuhrt, stellt sie grundséatzlich einen erheblichen Eingriff dar. Der Bau von Bo6-
schungen erfolgt durch eine Aufschittung, wodurch die naturliche Bodenschichtung
verloren geht. Die Funktionsbeeintrdchtigung bei Aufschittungen ist abhangig von
der Qualitat und Méachtigkeit der aufgebrachten durchwurzelbaren Bodenschicht. Der
dreistreifige Ausbau der St 2580 bedingt einen etwa 3,8 ha grof3en Verlust an land-
wirtschaftlichen Produktionsflachen. Durch den Rickbau der nicht mehr benétigten
Fahrbahnen innerhalb der Anschlussstellen ED 7 und B 388 in einer Gréfl3enordnung
von 0,27 ha (MalBhahme 5A) kdnnen partiell die Bodenfunktionen wieder hergestellt

werden.

Zu den baubedingten Projektwirkungen zahlt die temporare Flacheninanspruchnah-
me, die insbesondere durch das Errichten von Lagerplatzen und eventuellen

Baustral3en denkbar ist.

Emissionen von Luftschadstoffen, Reifenabrieb und die Nutzung von Salz als Auf-
taumittel im Winter bedingen betriebsbedingte Eintrage von Stickstoff, Salz und Koh-
lenwasserstoffen im nahen Umfeld der kunftigen StrafRe. Eine mafRlige Anreicherung
von Nahr- und Schadstoffen im Boden ist zu erwarten.

Schutzgut Wasser

Schutzziel ist der Erhalt, die Erneuerung und nachhaltige Sicherung der Wassermen-
ge und -glte der ober- und unterirdischen Gewasser. Im Hinblick auf die Grundwas-
serneubildung aus Niederschlagen sind alle unversiegelten und nicht Uberbauten
Flachen von hoher Bedeutung. Die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser gliedern

sich in die Teilbereiche Oberflachenwasser und Grundwasser.

Mit Blick auf das Schutzgut Wasser kommt es zu folgenden Projektwirkungen:
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Verlegung des Schlotgrabens und Isolierung des Stillgewassers in der Anschlussstel-
le zur ED 7 und Verlegung eines Entwasserungsgrabens nordlich der Uberfiihrungs-
briicke der GVS Stammham-Ziegelstatt wegen der Anlage einer neuen Versicke-

rungsmulde.

Die BaumalRnahmen sehen vor, dass der Schlotgraben im Bereich der Anschlussstel-
le ED 7 die geplante St 2580 und deren Rampen in Form zweier kurzer Kreuzungs-
bauwerke unterlauft. Die Durchflussquerschnitte sind so dimensioniert, dass die be-
stehende Wasserfihrung schadlos hindurchgefihrt werden kann. Durch die Verle-
gung gehen allerdings die meisten Biotopfunktionen verloren, da die Struktur des Ba-
ches geéandert wird. Dies zieht temporare 6kologische und strukturelle Beeintrachti-
gungen nach sich. Wesentliche Veranderungen der Abflussverhaltnisse sind durch
die MalRnahmen nicht zu erwarten. Ein weiteres Gewasser, welches sich 6stlich der
St 2580 unterhalb des Gewerbegebiets Erding West befindet, muss aufgrund der Er-
stellung einer Versickerungsmulde verlegt werden. Der Graben wird um einige Meter
verlegt. Der Entwéasserungsgraben ist ein Zufluss des Schlotgrabens. In das Stillge-
wasser an der Anschlussstelle zur ED 7 selbst wird, abgesehen von der Einleitung
von Niederschlagswasser nach entsprechender Vorbehandlung, nicht eingegriffen.
Die neue Lage innerhalb der Anschlussstelle hat in erster Linie Auswirkungen auf die
dort lebenden Amphibien, und ist deshalb dort dargestellt. Dartiber hinaus sind keine
weiteren anlagenbedingten Verluste oberirdischer Gewéasser durch Uberbauung als
erhebliche Umweltauswirkungen zu nennen. Grundséatzlich verursachen wesentliche
Veranderungen der Abflussverhaltnisse Beeintrachtigungen der Durchgangigkeit fr
FlieBgewasserorganismen und flhren zur Verschlechterung des Gewasserzustan-

des.

Beim Schutzgut Wasser kommt es analog zum Verlust von Bodenfunktionen durch
die Netto-Neuversiegelung von ca. 3,5 ha auch zu einem dauerhaften Verlust von
Grundwasserfunktionen, die aber nicht Uber die Beeintrachtigung der Bodenfunktio-
nen hinausgehen. Die Zunahme des Verkehrs fuhrt zu héheren Schadstoffeintragen
im Planbereich der St 2580. Grundsatzlich sind auch insbesondere baubedingt Einlei-
tungen von Tribstoffen in Oberflachengewéasser denkbar.

Schutzgut Luft und Klima

Luftverunreinigungen an Strafl3en entstehen im Wesentlichen durch gasférmige und
feste Rickstande aus Verbrennungsprozessen. lhre Starke hangt neben den spezifi-
schen Emissionsfaktoren der einzelnen Fahrzeuge von der Verkehrsmenge, dem
Lkw-Anteil und der Geschwindigkeit ab. Die Ausbreitung dieser Stoffe wird von zahl-
reichen Faktoren beeinflusst, wie den meteorologischen Bedingungen, fotochemi-

schen und physikalisch-chemischen Umwandlungsprozessen, der Topografie usw.



2.1.3.6

2.1.3.7

2.1.3.8

-41-

Es besteht eine starke Abhangigkeit von der Entfernung zum Fahrbahnbereich. We-
sentlich erscheinen der Erhalt von Flachen zur Frisch- und Kaltluftproduktion und der
Erhalt der Austauschbeziehungen in Form von Kaltluftbahnen und diffusen Kaltluft-
stromungen insbesondere in Hinblick auf die Versorgung der Siedlungsgebiete mit
Frischluft.

Mit Blick auf das Schutzgut Luft und Klima kommt es zu folgenden Projektwirkungen:

Bei den Schutzgitern Klima und Luft ist zu beachten, dass keine Flacheninanspruch-
nahme von Wald mit besonderer Bedeutung fur den Klima bzw. Immissionsschutz
(regional und lokal) erfolgt. Fir den Bau einer Versickerungsmulde fur das anfallende
StraRenabwasser muss in den Randbereich des Laubwaldes (sudgstlich von Aufkir-
chen) eingegriffen werden. Die Funktion der stra3enbegleitenden Gehdlze wird mit-
telfristig durch die Neuanpflanzungen im Rahmen der GestaltungsmafRnahmen er-
setzt. Aufgrund der Entfernung zu den nadchstgelegenen Wohngebauden und Ver-
dinnungseffekten sind im Fall der Schadstoffimmissionen sehr geringe zusatzliche
Belastungen fur die Anwohner und somit keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen durch temporare Staub- und Schadstoffimmissionen gegeben, wie schon oben
beim Schutzgut Mensch in Teilbereich Gesundheit dargestelit.

Schutzgut Landschaft

Die Bewahrung des Landschaftsbildes, also der Vielfalt, Eigenart und Schonheit der
Landschatft ist Ziel des Landschaftsschutzes.

Auswirkungen auf das Landschaftsbild ergeben sich im Wesentlichen durch die Zer-
schneidungswirkung der Trasse sowie durch die technische Uberpragung.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgditer

Ziele sind der Erhalt von schitzenswerten Baudenkmalern und Ensembles und sicht-
barer wie nicht sichtbarer Bodendenkmaler sowie die Erhaltung der historisch ge-

wachsenen Kulturlandschaft.

Mit Blick auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter kommt es zu folgenden

Projektwirkungen:

Kulturdenkmaler sind von dem Bauvorhaben nicht betroffen. Soweit insbesondere
Bodendenkmaéler bei den Bauarbeiten zerstért werden, kommt es grundséatzlich zu
deren vollstandigem Verlust, ihre bloBe Uberbauung hingegen lasst die Bodendenk-

maler weitgehend unberihrt.

Wechselwirkungen
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Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgitern sind bei den jeweiligen
Schutzgitern mit erfasst. Beispielweise fuhrt die Beseitigung von landschaftsglie-
dernden oder -pragenden Hecken auch zu Auswirkungen auf die dort lebenden Tiere,
aber auch auf das Landschaftsbild und auf die Erholungsfunktion des Schutzgutes
Mensch. Eine gesonderte Betrachtung und Bewertung ist aber nur insoweit geboten,
als die Wechselwirkung als solche sich starker auswirkt als die Summe der Einzel-

wirkungen, was vorliegend nicht ersichtlich ist.

Schutz-, Vermeidungs-, Minimierungs- und Gestaltungsmaf3nahmen

Um die oben genannten Projektauswirkungen auf die Schutzgiter zu begrenzen,
werden MaflRhahmen zur Vermeidung und Verminderung durchgefuihrt. Bei der Bau-
ausfiihrung wird zur Begrenzung der Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch auf
die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte der AVV Baularm geachtet. Die betriebs-
bedingten Auswirkungen insbesondere durch den Larm, werden durch den Einsatz
eines bitumindsen Fahrbahnbelags mit larmmindernder Wirkung von -2 dB(A) redu-
ziert. Die héhere Kontinuitat der Reisegeschwindigkeit und das reduzierte Staurisiko
durch den dreistreifigen Ausbau wirken sich ebenso wie die Verringerung der Unfall-
gefahr positiv auf das Schutzgut Mensch aus.

Durch die Wahl der Anbaurichtung, zunachst auf der westlichen, spéter auf der 0stli-
chen Seite werden 6kologisch hochwertige Strukturen wie Geholze und Wiesen so-

weit mdglich geschont.

Zur Vermeidung und Begrenzung der Auswirkungen auf die Schutzgtter Pflanzen,
Tiere und biologische Vielfalt werden wahrend der Bauzeit unterschiedliche MalR3-
nahmen ergriffen. Wertvolle Flachen aul3erhalb des Baufeldes werden durch das Er-
richten von Schutzzaunen (MalRBnahme 23 V) geschiitzt. Zum Schutz der Fledermau-
se und zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande werden Baume
mit potentiellen Fledermausquartieren vorsichtig gefallt. Die Fallung von Baumen mit
Quartiermdglichkeiten fir Baumfledermause erfolgt au3erhalb der Wochenstuben-
und Winterruhezeit, d. h. im September bis spatestens Mitte Oktober. Die Baume
werden vorsichtig umgelegt und verbleiben dann noch mindestens eine Nacht vor Ort
(MalRBnahme 10 V). Die MalBnahme kann entfallen, wenn die Hohle gut einsehbar ist
und durch einen Fledermausexperten zweifelsfrei festgestellt werden kann, dass sich
keine Flederméuse im potentiellen Quartier befinden. Durch die Aufstellung von
Schutzzdunen fir Flederméuse entlang der St 2580 wéahrend der Bauzeit der Briicke
im Zuge der GVS Ziegelstatt-Stammham (Maf3nahme 11 V) werden die Flederméause
gezwungen, die St 2580 in so grolRer Hohe zu queren, dass das Kollisionsrisiko mi-
nimiert ist. Der Schutzzaun muss mindestens 4,0 m hoch sein. Zum Schutz der Vogel

finden die Rodungsarbeiten auf3erhalb der Brutsaison statt (MalRnahme 12 V). Zur
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Sicherung des Erhaltungszustandes der Populationen der Feldlerche werden auf der
Ausgleichsflache fir diese optimierte Brut- und Nahrungshabitate geschaffen. Beein-
trachtigungen dieser Schutzguter werden auch durch die sonstigen MalRnahmen, die
im Rahmen der Eingriffsregelung ergriffen werden, vermindert oder ausgeglichen.
Die einzelnen Mafinahmen sind in den Unterlagen 9 T und 19 T sowie den dazuge-

hoérigen Malinahmenblattern im Detail dargestellt.

Die kunftigen Boschungen werden je nach Standort unterschiedlich entwickelt: Wo
dies verkehrssicherheitstechnisch unbedenklich ist, werden die Flachen mit Einzel-
baumen und Hecken, bestehend aus Strauchern und vereinzelten Baumen gebiets-
heimischer Herkunft bepflanzt (MalRnahme 20 G) sodass mittelfristig landschafts-
raumtypische Vegetationsstrukturen entstehen wodurch die Auswirkungen auf das
Landschaftsbhild beschrankt werden. Die Gehdlzpflanzungen auf den Bdschungen
westlich und 6stlich des Brickenbauwerks Uber die GVS Stammham-Ziegelstatt
(MalRnahme 17 G) ersetzen die bisherige Bepflanzung, die im Rahmen der Abrissar-
beiten entfernt wird und damit kiinftig auch wieder zur Vermeidung einer erhghten
Kollisionsgefahr fur Flederm&use und als Leitstruktur dient. Graben- und Muldenbo-
schungen werden der Selbstbegriinung durch Sukzession tberlassen (MaRnahme 18
G) und die verbleibenden Flachen werden durch die Ansaat mit gebietseigenem
Saatgut eingegrint (MaBnahme 18 G). Somit werden die Beeintrachtigungen des
Landschaftsbildes durch die Wiederherstellung gebiets- und standorttypischer Vege-
tationselemente im Rahmen der Gestaltungsmalinahmen minimiert und das Land-

schaftsbild wieder hergestellt.

Die Auswirkungen auf das Stillgewasser an der Anschlussstelle zur ED 7, die durch
seine zukinftige Lage innerhalb der Rampen entstehen, werden durch die Amphi-

biendurchlasse, die auch der Wasserzufiihrung dienen, minimiert.

Um die Auswirkungen auf die Schutzguter Boden und Wasser zu mindern, sind ins-
besondere MaRnahmen wahrend der Bauzeit vorgesehen, wie fachgerechter Abtrag,
Zwischenlagerung und Wiederverwertung des Oberbodens, Einrichtung von Oberbo-
denlagerflachen ausschlie3lich im Bereich von Ackerflachen und Auflockerung der
bauzeitlich in Anspruch genommenen Boden. Auf3erdem erfolgt ein sachgerechter
Umgang mit Treib- und Schmierstoffen. Stoffeintrage in Gewasser werden damit

vermieden.

Um die Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachguter zu minimieren, wird der
Vorhabenstrager anfallende Erdarbeiten im Bereich der arch&ologischen Verdachts-
flachen bei Bau-km 0 + 350 und bei Bau-km 1 + 100 dem Bayerischen Landesamt fur
Denkmalpflege rechtzeitig vor Baubeginn anzeigen. Er wird die von der Behérde an-

geordneten Schritte zur Vermeidung einer vorhabensbedingten Beeintrachtigung von
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Denkmalern veranlassen bzw. bei unvermeidbaren Beeintrachtigungen die erforderli-

chen denkmalpflegerischen MaRnahmen durchfiihren.

Bewertung der Umweltauswirkungen (8§ 12 UVPG)

Die in § 12 UVPG vorgeschriebene Bewertung dient der Entscheidungsvorbereitung
im Zulassungsverfahren. Sie erfolgt im Prifungsvorgang getrennt von den brigen
Zulassungsvoraussetzungen nicht umweltbezogener Art. Eine Abwagung mit aul3er-
umweltrechtlichen Belangen wird an dieser Stelle nicht vorgenommen. Die Bewer-
tung der Umweltauswirkungen erfolgt durch Auslegung und Anwendung der umwelt-
bezogenen Tatbestandsmerkmale der einschlagigen Fachgesetze auf den entschei-
dungserheblichen Sachverhalt (Ziffer 0.6.1.1 UVPVwV). Da die Verwaltungsvorschrif-
ten zur Ausflihrung des UVPG flr Straenbauvorhaben (UVPVWV) bislang keine
Bewertungskriterien (Konkretisierung der gesetzlichen Umweltanforderungen) fur
Strallenbauvorhaben enthalten, sind die Umweltauswirkungen nach Mafigabe der
gesetzlichen Umweltanforderungen aufgrund der Umstande des Einzelfalles unter
Berticksichtigung der Vermeidungs- und Verminderungsmaf3nahmen zu bewerten
(vgl. auch BVerwG, Urteil vom 08.06.1995, UPR 1995, 391).

Dabei ist fur alle Schutzgiter von Bedeutung, dass eine Vorbelastung durch die be-
stehende, zweistreifige St 2580 besteht, die Auswirkungen durch den bestandsorien-
tierten Ausbau also grundsatzlich geringer sind, als beim Neubau einer bislang nicht

bestehenden Stral3e.

Schutzgut Mensch

In Bezug auf das Schutzgut Mensch sind erhebliche nachteilige Auswirkungen auf
Gesundheit und Wohnqualitat bzw. Erholung nicht gegeben. Zur Bewertung der pro-
jektbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere mit Blick auf
die Wohnfunktion wurden schalltechnische Untersuchungen durchgefiihrt. Die Details
sind in Unterlage 1, S. 70 ff., sowie in der Anlage 17 der Unterlagen dargestellt. Im
Ergebnis ist festzustellen, dass der dreistreifige Ausbau der St 2580 mit der Erweite-
rung der Trasse um einen durchgehenden Fahrstreifen eine wesentliche Anderung
im Sinne von 8 1 Abs. 2 der 16. BImSchV darstellt. Im Rahmen der Larmberechnun-
gen wurden die Immissionspegel bei allen Objekten entlang der Strecke getrennt
nach Fassadenseiten und Stockwerk berechnet. Dabei werden die Immissions-
grenzwerte fur den Tagwert bis auf drei Objekte (Nr. 10, Nr. 15, Nr. 19) um mindes-
tens 10 dB(A) unterschritten. Auch bei diesen drei Objekten wird der Tagesgrenzwert
eingehalten. Der Nachtgrenzwert wird an nur einem Objekt (Objekt Nr. 10, am Klett-
hamer Feld 17, Erding) tberschritten, wobei es sich bei der betroffenen Fassadensei-
te aber um die Wand einer Lagerhalle handelt, die keinen schutzbedurftigen Raum im

Sinne der 16. BImSchV darstellt. Daher besteht kein Anspruch auf Larmschutzmal3-
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nahmen im Sinne der Larmvorsorge gemafl der 16. BImSchV. Auch unterhalb der

Immissionsgrenzwerte kommt es nicht zu erheblichen Beeintrachtigungen.

Die Beurteilung der Belastung mit Luftschadstoffen richtet sich nach der 39. BImSchV
und den ,Richtlinien zur Ermittlung der Luftqualitat an Straf3en ohne oder mit lockerer
Randbebauung (RLuUS 12)“. Die 0rtlich-zeitliche Ausprdgung von Immissionen wird
durch meteorologische Bedingungen, physikalisch-chemische Umwandlungsprozes-
se, Topographie, Lage der Stral3e und Bebauung wesentlich mitbestimmt. In die je-
weiligen Berechnungen fliel3t die Vorbelastung mit ein, die unter anderem durch
Kraftwerke, Industrie, Verkehr, Hausbrand, Landwirtschaft und nattrliche Quellen
entsteht. Das Ergebnis ist, dass die Gesamtbelastung am nachstgelegenen Immissi-
onsort in 34 m Entfernung vom Fahrbahnrand die Beurteilungswerte der 39. Blm-
SchV nicht Gberschreitet. Der Beurteilungswert fir NO, wird zweimal Uberschritten,
zulassig sind 18 Uberschreitungen, der Wert fiir PMyo wird 23-mal tiberschritten, zu-
lassig sind 35 Uberschreitungen. Mit zunehmendem Abstand vom Fahrbahnrand
nehmen die Immissionsbelastungen ab. Eine gesundheitliche Gefahrdung der Bevél-

kerung im direkten Einflussbereich der MaRhahme ist damit nicht zu erwarten.

Die Beeintrachtigung der Erholungsfunktion durch den dreistreifigen Ausbau ist ver-
gleichsweise gering. Dies liegt zum einen an der bisherigen Struktur im Untersu-
chungsgebiet. Die visuellen Beeintrachtigungen werden durch entsprechende Mal3-
nahmen gemindert oder ausgeglichen, zusatzliche Bauwerke mit erheblich anderen
Wirkungen als im Bestand sind nicht vorgesehen, die zusatzliche Larmwirkung halt

sich im Rahmen dessen, was hinzunehmen ist.

Baubedingt kommt es ebenfalls zu Larmwirkungen, wobei hier die AVV Baularm zu
beachten ist. Es ist davon auszugehen dass deren Immissionsgrenzwerte eingehal-
ten werden, da schutzwirdige Bebauung im Nahbereich der FTO fehlt. Dies gilt auch
fur eventuelle Erschiitterungen. Nachtliche Bautatigkeit ist im Regelfall nicht vorge-
sehen und beschrankt sich auf die Falle, in denen sie notwendig ist. Aufgrund der
zeitlichen und raumlichen Begrenzung des Baugeschehens ist nicht davon auszuge-
hen, dass die bauzeitlichen Emissionen ein Niveau erreichen, das uber das Mald des

StralRenverkehrs hinausgeht.

Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

In Bezug auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen und biologische Vielfalt sind erhebli-
che nachteilige Auswirkungen nicht gegeben.

Dabei ist der Blick insbesondere auf die betroffenen Vogelarten zu richten, die ihren
Lebensraum im Offenland mit und ohne Gehdélzstrukturen finden. Zu nennen ist hier
vor allem die Feldlerche. Die Feldlerche besitzt in Bezug auf Verlarmung eine hohe
Empfindlichkeit. Durch den Ausbau der St 2580 gehen rechnerisch zwei Brutplatze
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aufgrund der Abnahme der Habitateignung in stral3ennahen Bereichen verloren. Als
Ausgleich fur die Abnahme der Habitateignung werden neue Feldlerchenhabitate ge-
schaffen (15 A FCST).

Fur den Feldsperling geht rechnerisch ein Brutplatz verloren. Da hierbei Brutplatze
betroffen sind, die bereits vorbelastet sind und wegen der relativ zum gesamten Be-
stand geringen Minderung der Habitatqualitat wirkt sich dies bei dieser wenig sto-
rungsempfindlichen und weit verbreiteten Art nicht signifikant auf den Erhaltungszu-

stand der lokalen Population aus.

Durch den Ausbau der Staatsstral3e ergeben sich fir Wiesenschafstelze, Gartenrot-
schwanz, Bluthénfling, Goldammer, Haussperling, Kiebitz, Klappergrasmiicke,
Kuckuck, Pirol und Wachtel keine Auswirkungen auf die Habitateignung. Gartenrot-
schwanz, Goldammer, Klappergrasmicke und Wiesenschafstelze sind Arten mit
schwacher Larmempfindlichkeit. Kiebitz, Kuckuck, Pirol und Wachtel weisen gegen-
Uber Larm eine mittlere Empfindlichkeit auf. Fir die Brutpaare der Wiesenschafstelze
kommt es zu keinen weiteren Auswirkungen, gleiches gilt fir den Gartenrotschwanz
und den Bluthénfling. Bei der Goldammer gehen rechnerisch drei Brutplatze verloren.
Beim Pirol ist nicht mit zusatzlichen Auswirkungen auf Brutplatze zu rechnen. Beim
Feldsperling kommt es an funf Brutplatzen zu einer Verminderung der Habitatqualit&t
um 20 % und somit zum rechnerischen Verlust eines Brutplatzes. Eine Erhéhung der
Auswirkungen auf den stdérungsunempfindlichen Haussperling ist nicht zu erwarten.
Fur den Kiebitz ergeben sich ebenso wie fiir die Klappergrasmiicke und die Wirtsar-
ten des Kuckucks keine erhéhten Stérungen. Die Details zu jeder genannten Vogelart

sind landschaftspflegerischen Begleitplan (Unterlage 19.1.1 T) dargestellt.

Der vorubergehende Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestéatten wirkt sich jedoch
nicht signifikant auf den Erhaltungszustand der lokalen Population aus. In Bezug auf
diese Vogel wird die Larmwirkung voraussichtlich durch die visuelle Wirkung der vor-

beifahrenden Fahrzeuge Uberlagert.

Alle anderen kartierten Vogelarten nutzen das Untersuchungsgebiet als Nahrungs-
raum oder zum Durchzug. Diese Vogelarten kénnen auf umliegende Lebensraume

ausweichen.

Neben der Larmwirkung haben das Habitatangebot und die artbezogene Empfind-
lichkeit grof3en Einfluss auf den Grad der moglichen Beeintrachtigung. Zuséatzlich
sind Auswirkungen durch die Stralenentwasserung denkbar. Ein weiterer Baustein
der betriebsbedingten Projektwirkungen sind die Schadstoffemissionen. Hierbei ist
festzustellen, dass der Bereich bis 10 m Entfernung vom Fahrbahnrand als am
starksten belastet einzustufen ist, da hier der Abfluss- und Spritzwasseranteil am

grofdten ist. AuBerhalb dieser Zone erfolgt der Schadstoffeintrag ausschlie3lich Uber



-47 -

trockene Deposition. Die Schadstoffeintrage nehmen hier deutlich ab. Die Vorsorge-
werte bleiben weitgehend unbertihrt, d. h. die zu erwartenden Eintrédge sind weitge-
hend auf den Spritzwasser- und Boschungsbereich beschrankt. Wesentliche Eintréage
in empfindliche Biotope, die wiederum zu Beeintrachtigungen von Lebensrdumen
fuhren kénnten, sind auszuschlieRen und im Rahmen der Auswirkungsprognose nicht

relevant.

Mit Blick auf das Schutzgut Tiere kann daneben die betriebsbedingte Kollisionsge-
fahrdung einer Rolle spielen. Werden Verbundachsen, Wander- oder Flugkorridore
von der Strafe liberquert, so ist ein hdheres Risiko von Kollisionen moglich. Bei Vo-
gelarten ist dieser Wirkfaktor jedoch generell von geringerer Bedeutung, da sie Stra-
Ren im Allgemeinen Uberfliegen kdnnen. Dartber hinaus héngt die Gefahrdung auch
wesentlich vom Verhalten und der Anpassungsféahigkeit der Vogelarten ab. Arten mit
sehr gutem optischen und akustischen Orientierungssinn haben im Allgemeinen kei-
ne Probleme, eine StralRe ungefahrdet zu Uberfliegen. Ebenso kdnnen Gehdlze an
Stral3en, insbesondere wenn sie beiderseits angeordnet sind, zu einem erhdhten Vo-
gelschlagrisiko fur heckenbrutende Arten fiihren. Auch Arten, die am Stralenrand
oder auf der StraRe Nahrung suchen, hier ist zum Beispiel der Mausebussard zu

nennen, sind von Kollisionen durch den Verkehr bedroht.

Durch den Neubau des Briickenbauwerks (BW 7737-537/BW 2/1), welches die GVS
Ziegelstatt-Stammham Uber die St 2580 fihrt, geht die Querungsmaoglichkeit flr Fle-
dermdause - die alle nach Anhang IV a) der FFH-RL streng geschutzt sind - bauzeit-
lich verloren. Die Entfernung der Gehdlze westlich und 6stlich des Brickenbauwerks
stellt einen weiteren Eingriff in die Habitateignung fir Fledermause dar. Die Gehdlze
am Bruckenbauwerk werden nach Fertigstellung der Bricke in urspriinglicher Form
wieder hergestellt (MalRnahme 17 G), sodass die Funktion als Querungs- und Orien-
tierungshilfe wieder gegeben ist. Die Kollisionsgefahr fir Fledermause durch den
Verlust der Briicke GVS zwischen Stammham und Ziegelstatt und der dazugehdérigen
Leitstruktur erhoht sich wegen der Schutzzaune (Maf3nahme 11 V) nicht wesentlich.
In den strallennahen Geholzen wurden mehrere potentielle Fledermausquartiere ge-
funden. Zwei dieser Fledermausquartiere werden durch den Ausbau zerstort. Zur
Vermeidung von Fledermaustétungen missen Baume mit potentiellen Fledermaus-
quartieren auf3erhalb der Wochenstuben- und Winterruhezeit vorsichtig gefallt wer-
den und mindestens eine Nacht vor Ort verbleiben, um den Fledermé&usen einen
Ausflug zu ermdglichen. Dadurch wird die T6tung von Fledermusen durch Féllarbei-
ten verhindert (MaRnahme 10 V). Die Auswirkungen sind damit nicht erheblich. Da in
nachster Umgebung noch Baume mit &hnlichen Quartieren zur Verfiigung stehen, ist
mit dem Verlust der 6kologischen Funktion der Ruhestatten im raumlichen Zusam-

menhang auch bei Féallung der Baume nicht zu rechnen. Unabhé&ngig davon werden
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im Zuge der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung acht Fledermauskésten im Ein-

griffsbereich angebracht (MalRnahme 7 A).

Der Laubfrosch wird durch den Ausbau nicht beeintrachtigt, da sich die Population in
ausreichender Entfernung zur BaumalRnahme befindet. Bei den tbrigen Amphibien
liegt der Fokus auf dem Stillgewéasser innerhalb der Anschlussstelle zu ED 7. Die Bi-
otop- und Lebensraumvernetzung geht fiir die im Teich lebenden Amphibien verlo-
ren, da die Amphibien durch die StralRe von ihren urspringlichen Teillebensrdumen
getrennt werden. Um ein sicheres Queren zu ermdglichen, werden Amphibienleitein-
richtungen und Amphibiendurchlasse in die StraRenbdschung integriert (MaRnahme
16 V). Die Amphibiendurchlasse versorgen zudem das verbleibende Gewésser
innerhalb der Anschlussstelle mit Wasser, sodass erhebliche Auswirkungen vermie-
den werden. Die Verlegung des Schlotgrabens (sudlich der Anschlussstelle zur ED 7)
und eines Entwasserungsgrabens (nordwestlich des Briickenbauwerks der GVS Zie-
gelstatt-Stammham) stellt eine weitere Beeintrachtigung der Biotop- und Habitateig-
nung fir Amphibien dar. Dass der Schlotgraben hier kiinftig auRerhalb der Rampen
verlauft, ist fur die betroffenen Tierarten positiv. Der Entwésserungsgraben wird nach
Abschluss der Bauarbeiten naturnah gestaltet (MaRnahme 22 G), die Funktionen
dadurch wieder hergestellt. Fir alle Tierarten wird die Verstarkung von Barriereeffek-
ten durch Vermeidungsmalnahmen (Amphibienschutz und Leiteinrichtungen Mal3-
nahme 16 V) ausgeschlossen. Bei den visuell besonders wirksamen Bauwerken er-
geben sich keine erheblichen Verdnderungen gegeniiber dem Bestand. Die Gefahr
von Fahrzeugkollisionen verandert sich nicht erheblich, da aufgrund des bereits ho-
hen Verkehrsaufkommens der bestehenden St 2580 die Lebensrdaume bereits weit-

gehend getrennt sind, insbesondere fur bodengebundene Tierarten.

Insgesamt werden daher die Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen,
biologische Vielfalt unter Beriicksichtigung der Vermeidungs-, Verminderungs-,
Ersatz-, und Ausgleichsmalinahmen soweit begrenzt oder kompensiert, dass sie als
nicht erheblich bewertet werden. Eine artenschutzrechtliche Ausnahme ist lediglich
fur die Feldlerche erforderlich. Fur diese wird sichergestellt, dass sich der
Erhaltungszustand der Populationen nicht verschlechtert.

Schutzgut Boden

In Bezug auf das Schutzgut Boden stellt der dauerhafte Verlust von Bodenfunktionen
in der oben ausgefiihrten Grof3enordnung eine negative Auswirkung dar. Eine Ent-
siegelung von Bdden als Ausgleich findet in einem geringen Umfang (0,27 ha) statt.
Allerdings betrifft der Gberwiegende Anteil der Neuversiegelung ackerbaulich intensiv

genutzte Flachen. Der Verlust von Bodenfunktionen wird durch die MaBhahmen des
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landschaftspflegerischen Begleitplans in dem durch die BayKompV gebotenen Um-

fang kompensiert, so dass keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen verbleiben.

Schutzgut Wasser

Erheblich nachteilige Umweltauswirkungen sind auch fur das Schutzgut Wasser nicht
zu erwarten, weil das Niederschlagswasser soweit maglich flachig versickert und so
auf seinem Weg ins Grundwasser ausreichend auf natirlichem Weg gereinigt wird.
Auch in den Ubrigen Bereichen ist sichergestellt, dass durch Absetzbecken oder eine
ausreichend dicke Schicht belebten Oberbodens das Niederschlagswasser so be-
handelt wird, dass es gefahrlos ins Grundwasser gelangen kann. Eintrage in Oberfla-
chengewaésser und Staubentwicklung kdnnen durch entsprechende Vorsorgemal3-
nahmen vermieden werden. Auch beziglich der Einleitungen in den Schiotgraben
und den Teich innerhalb der Anschlussstelle zur ED 7 ist durch die Planung selbst
und die Auflagen dieses Beschlusses sichergestellt, dass es zu keinen erheblichen
nachteiligen Auswirkungen kommt. Durch die Amphibiendurchlasse ist auch der
Wasserzu- und abfluss zu diesem Stillgewasser gewahrleistet. Die naturnahe Aufwei-
tung eines Grabens kommt dem Schutzgut Wasser zu Gute und bei der Verlegung
des Schlotgrabens ist sichergestellt, dass sich die Situation gegeniber dem status
quo jedenfalls nicht verschlechtert.

Schutzgut Luft und Klima

In Bezug auf das Schutzgut Luft und Klima werden mdgliche Mehrbelastungen der
Luft mit verkehrsbedingten Schadstoffen durch die Verkehrszunahme als gering be-
wertet. In Flachen mit klimatischer Bedeutung wird nur unwesentlich eingegriffen. Es
fehlt daher an erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf dieses Schutzgut, sowohl

klein- als erst Recht groR3raumig.

Schutzgut Landschaft

Fur das Schutzgut Landschaft sind in Anbetracht der bestehenden Vorbelastungen
sowie der optischen, geruchlichen und akustischen Wirkungen der Staatsstral3e
durch den Ausbau keine erheblichen neuen Beeintrachtigungen zu erwarten. Die Be-
eintrachtigung des Landschaftsbildes wird durch geeignete GestaltungsmalRnahmen,
wie die Neuanlage von gebietsheimischen Einzelbdumen und Hecken (Mal3nahme
20 G), Gestaltung der Zwickelflachen in den Auffahrten (MaBnahme 21 G), 6kologi-
sche Gestaltung eines Grabens (MafRnahme 22 G) und die Wiederherstellung der
bauzeitlich in Anspruch genommenen Flachen (MaBnahme 19 G), minimiert, auch
wenn der Umfang des urspringlich stralenbegleitenden Gehdlzbestandes aufgrund

rechtlicher Vorgaben und vorhandener, einzuhaltender Mindestabstidnde zum Fahr-
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bahnrand und landwirtschaftlich genutzter Flachen nicht vollstandig wiederhergestellt

werden kann.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgtiter

In Bezug auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgdtiter ist bei den aufgeflihrten
Bodendenkmalern zu bertcksichtigen, dass sie bereits mehr oder weniger stark zum
Beispiel durch die St 2580 oder das nahe liegende Gewerbegebiet Erding West tech-
nisch Uberprégt sind. Zudem wird durch den Ausbau der Straf3e nur eine geringe Fla-
che des jeweiligen Bodendenkmals in Anspruch genommen. Durch die Tieferlegung
des offentlichen Feld- und Waldweges bei Bau-km 0+783 im Kreuzungsbereich mit
der St 2580 fur die Gewahrleistung der nach den StralRenverkehrszulassungs-
Ordnung zulassigen Regelabmessungen (Durchfahrtshéhe von 4,50 m) in Verbin-
dung mit der westlichen Verbreiterung der St 2580, muss das westliche Feldkreuz mit
der Ruhebank und den drei Bd&umen der MaRnahme weichen. Die anderen beiden
Feldkreuze bleiben unbeeinflusst. Die Auswirkungen werden daher als nicht erheb-

lich bewertet.

Wechselwirkungen

Die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgitern fuhren nicht zu nach-
teiligen Auswirkungen, die Uber die Auswirkungen, wie sie bei den einzelnen Schutz-

gutern beschrieben und bewertet sind, hinausgehen.
Gesamtergebnis

Im Gesamtergebnis ist festzustellen, dass das Bauvorhaben unvermeidbare nachtei-
lige Umweltauswirkungen auf die Schutzgiter nach sich zieht bzw. nicht ausge-
schlossen werden kénnen. Die Eingriffe kdnnen aber insbesondere durch MaRRnah-
men des Naturschutzes und der Landschaftspflege kompensiert werden. Nach Ver-
wirklichung der landschaftspflegerischen MaRnahmen verbleiben keine erheblichen

oder nachhaltigen Beeintrachtigungen der Leistungsféahigkeit des Naturhaushaltes.

Ubersicht tiber die wichtigsten gepriften anderweitigen Losungsmaoglichkeiten
und Angabe der wesentlichen Auswahlgriinde im Hinblick auf die Umweltaus-
wirkungen (8 6 Abs. 3 Nr. 5 UVPG)

Grundsatzlich waren wir nicht verpflichtet, jede mogliche Planungsvariante gleicher-
malfien detailliert und umfassend zu prifen. Vielmehr konnten Varianten, die nach ei-
ner Grobanalyse in einem friiheren Planungsstadium nicht in Betracht kamen, fir die
weitere Detailprifung ausgeschieden werden. Den Anforderungen des § 6 Abs. 3 Nr.

5 UVPG ist damit Rechnung getragen.
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Die einzelnen Planungsvarianten sind unter C.4.3.2.1 dieses Beschlusses, wie auch
im Erlauterungsbericht dargestellt. Soweit die Schutzgtter Mensch, Boden, Wasser,
Luft, Klima, Landschaft, sowie Kultur- und Sachguter betroffen sind, ergeben sich
zwischen den einzelnen Varianten keine relevanten Unterschiede, da sich die Varian-
ten lediglich in der Wahl der Anbaurichtung unterscheiden und im Umgang mit der

Briicke der GVS Ziegelstatt-Stammham.

Im Rahmen des Variantenvergleichs wurde zur besseren Vergleichbarkeit beztiglich
der Umweltvertraglichkeit die Trasse fir alle sechs Varianten der St 2580 in drei Ab-
schnitte (analog zu den wechselnden Uberholabschnitten) untergliedert und entspre-

chend untersucht.
Abschnitt St 2084 bis zur ED 7:
Naturhaushalt und Landschaftsbild:

Bei allen sechs Varianten ist ein Ausbau in westlicher Richtung vorgesehen. Dies
fuhrt zu einer Inanspruchnahme von  stralenbegleitenden  Gehdlzen
(Vegetationstypen B112-WHO0O0OBK) und Ackerflachen. Der Ausbau der St 2580 in
westlicher Richtung bedingt einen geringeren Eingriff in strallennahe Gehdlze und
héherwertige Biotope, als ein Ausbau in 6stlicher Richtung. Westlich der St 2580
befinden sich mehr straRennahe Geholze und im Zuge von Ausgleichsmalinahmen
angelegte hdherwertige Kompensationsflachen (Griinland, Streuobst, Hecken). Somit
konnen fur den Abschnitt zwischen der St 2084 und der Anschlussstelle zur ED 7 alle
dargestellten Ausbauvarianten in Bezug auf Auswirkungen auf Naturhaushalt und
Landschaftshild als gleichwertig dargestellt werden. Die westliche Ausbaurichtung ist

als vorteilhaft gegeniiber der dstlichen Ausbaurichtung anzusehen.
Artenschutz:

Bei allen sechs Varianten ist ein Ausbau in westlicher Richtung vorgesehen. Die
durch die Varianten hervorgerufenen Beeintrdchtigungen des Artenschutzes

unterscheiden sich nicht
Abschnitt ED 7 bis zur Gemeindeverbindungsstral3e inklusive Briickenbauwerk:
Naturhaushalt und Landschaftsbild:

Im Abschnitt zwischen der Verbindungsstelle zur ED 7 und zur GVS Ziegelstatt-
Stammham befinden sich 0Ostlich der StaatsstraRe (iberwiegend Acker, wenige
Gehdlze und ein kleiner eutropher, naturferner Tumpel. Westlich der StaatsstralRe
befindet sich das in der nahen Umgebung der St 2580 im untersuchten Abschnitt
grol3te zusammenhangende, mittelalte bis alte Feldgehdlz, nordlich der GVS
Intensivgrinland und ein Graben mit flutender Vegetation des Flora-Fauna-Habitat-
Lebensraumtyps 3260. Somit befinden sich westlich der St 2580 mehr 6kologisch
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relevante Strukturen als ¢stlich davon. Aus diesem Grund ist ein Ausbau in dstlicher
Richtung hinsichtlich der Eingriffe in Naturhaushalt und Landschaftsbild als giinstiger
zu beurteilen (Varianten 1, 2 und 4). Die Varianten 3, 5 und 6 verursachen durch den
Ausbau auf der westlichen Seite in diesem Bereich einen grol¥flachigeren Eingriff in

Okologisch relevante Strukturen.
Artenschutz:

Auf beiden Seiten der Trasse britet jeweils ein Feldlerchen-Brutpaar innerhalb der
Distanz zwischen der neuen 100 m-Linie und der alten 300 m-Linie vom Fahrbahn-
rand entfernt. Beide Brutpaare befinden sich zwischen der neuen 100 m-Linie und
der alten 300 m-Linie, so dass es gemall den Vorgaben der Arbeitshilfe ,Vogel im
StraRenkehr* (Bundesministerium fur Stadt, Bau und StralB3enverkehr, 2010) zu
keiner ausbaubedingten Abnahme der Habitateignung fir die Feldlerche (siehe LBP,
Unterlage 19.1.2, Kapitel 6.1) kommt, da die Vorbelastung der vorhandenen Stral3e
zu berlcksichtigen ist. Weitere drei Brutpaare briten dstlich der St 2580 in einem
Abstand zwischen der neuen 300 m-Linien und der alten Effektdistanz (500 m-
Linien). In diesem Bereich nimmt die Habitateignung ausbaubedingt um 10 % ab. Die
planméaRige Zunahme des Verkehrs fuhrt dort zu einer Neubeeintrachtigung bei allen
Varianten. Alle Varianten verursachen den gleichen Kompensationsbedarf in Bezug

auf die Feldlerchen

Das Bauwerk BW 7737-537 und die angrenzenden, strallennahe Gehdlze dienen
Fledermausen als Orientierungshilfe und Uberflugmoglichkeit (ber die St 2580.
Daher stellen alle Varianten, die einen Abbruch und Neubau des Briickenbauwerks
und die Rodung der stdlich und nérdlich des Brickenbauwerks gelegenen Gehdlze
beinhalten, einen Eingriff in Lebensraumfunktionalitat fir Fledermause dar. Hierzu
zahlen die Varianten 1 und 3. Die Varianten 2, 4, 5 und 6 sind daher rein aus Sicht

des Artenschutzes vor den Varianten 1 und 3 zu bevorzugen.

Durch die Bertcksichtigung von Vermeidungsmafnahmen (Wiederherstellung der
Heckenstrukturen am neu gebauten Briickenbauwerk, Zaune als Uberflughilfe) kon-
nen artenschutzrechtliche Verbotstatbestdnde vermieden werden, so dass auch die
Varianten 1 und 3 ohne Schaden der lokalen Fledermauspopulation umgesetzt wer-

den kénnen.

Abschnitt Gemeindeverbindungsstral3e bis zur B 388:

Naturhaushalt und Landschaftsbild:
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Aus Sicht des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes fuhrt ein Ausbau in
westlicher oder ein Ausbau im 06stlicher Richtung zu &hnlichen Beeintrachtigungen,
da die umgebenden Flachen ackerbaulich intensiv genutzt werden. Es werden bei
allen Varianten keine 6kologisch wichtigen Biotope beansprucht. Alle Varianten sind

insoweit gleichwertig.
Artenschutz

Ostlich der bestehenden Fahrbahn der St 2580 wurde in einem Abstand von ca.
150 m ein brutendes Feldlerchen-Paar nachgewiesen. Durch den Ausbau der St
2580 in dstlicher Richtung kommt es gemal den Vorgaben der Arbeitshilfe ,Vogel im
StraRenkehr* (Bundesministerium fir Stadt, Bau und Stralenverkehr, 2010) jedoch
zu keiner ausbaubedingten Abnahme der Habitateignung, da sich die Beein-
trachtigung im Vergleich zur Vorbelastung nicht erheblich andert (Brutpaar liegt in-
nerhalb dem Bereich zwischen neuer 100 m-Linie und alter 300 m-Linie, siehe LBP,
Unterlage 19.1.2, Kapitel 6.1). Zwischen der neuen 300 m-Linie und der alten Effekt-
distanz (500 m-Linie) wurden beidseitig der St 2580 jeweils zwei Brutpaare Kkartiert. In
diesem Bereich kommt es bei einem 06stlichen wie westlichen Ausbau zu einer Ab-
nahme der Habitateignung um 10 %, durch die prognostizierte Verkehrszunahme.
Die Auswirkungen auf die Feldlerchen sind daher insgesamt identisch. Damit sind in
diesem Abschnitt beide méglichen Linienfihrungen (Erweiterung in 6stliche oder in
westliche Richtung) und somit alle Varianten als gleichwertig anzusehen. Da auch in
Bezug auf andere Artengruppen (Fledermause) keine Unterschiede in Be-zug auf die

Varianten bestehen, sind alle Varianten in Bezug auf den Artenschutz gleichwertig.

Fazit:
Naturhaushalt und Landschaftsbild:

Im ersten Abschnitt zwischen dem Bauanfang und der ED 7 sowie im letzten Ab-
schnitt zwischen der Gemeindeverbindungsstral3e und der B 388 sind alle Varianten
als gleichwertig zu bezeichnen. Im mittleren Abschnitt zwischen der ED 7 und der
Gemeindeverbindungsstralle befinden sich zusammenhangende, mittelalte bis alte
Feldgehdlze, Intensivgriinland und ein Graben mit flutender Vegetation des Flora-
Fauna-Habitat-Lebensraumtyps 3260 (FFH-LRT 3260). Somit befinden sich westlich
der St 2580 mehr 6kologisch relevante Strukturen als 6stlich davon. Aus diesem

Grund sind die Varianten 1, 2 und 4 guinstiger zu beurteilen.
Artenschutz:

In Bezug auf die Feldlerchenhabitate sind alle Varianten gleichwertig. Alle Varianten

verursachen den gleichen Ausgleichsbedarf. Die Varianten mit Brickenerhalt
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(Varianten 2, 4, 5 und 6) haben in Bezug auf Flederméuse leichte Vorteile gegenuber
den Varianten 1 und 3. Die Vorteile kdnnen durch Vermeidungsmafinahmen bei den
Varianten 1 und 3 so verringert werden, dass auch bei den Varianten 1 und 3
artenschutzrechtliche Verbotstatbestande bei den Fledermdusen vermieden werden.
Die Varianten mit Briickenerhalt (Varianten 2, 4, 5 und 6) sind somit aus Sicht des Ar-

tenschutzes zu bevorzugen.
Gesamtfazit:

Mit Blick auf die verschiedenen Schutzguter des UVPG werden die Varianten 2 und 4
am gunstigsten bewertet. Durch den wechselseitigen Ausbau der St 2580 kann der

Eingriff in die Umwelt reduziert werden.

FEH-Vertraglichkeitstiberprifung nach 8 34 BNatSchG
Mit der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 25.05.1992 zur Er-

haltung der natirlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen

(FFH-Richtlinie) wurden die Mitgliedstaaten der Europaischen Union verpflichtet, ein
Netz von Gebieten besonderer o©kologischer Bedeutung einzurichten und unter
Schutz zu stellen. Die FFH-Richtlinie wurde in deutsches Recht Gbernommen und
zwar in den 88 31 ff. BNatSchG.

Es kann bereits aufgrund der Voruntersuchungen ausgeschlossen werden, dass der
dreistreifige Ausbau der FTO das nachstgelegene Vogelschutzgebiet Nr. DE 7637-
471 ,Nordliches Erdinger Moos* erheblich beeintrachtigen kdnnte. Weder werden
Flachen des Gebiets in Anspruch genommen, noch liegen Flachen des Gebiets im
Wirkraum des Vorhabens, sodass eine FFH-Vertraglichkeitspriifung unterbleiben
konnte. Der Abstand zwischen dem noérdlichen Ende des Ausbauabschnitts und dem
Vogelschutzgebiet betragt rund 4 km, so dass bau- und anlagebedingte erhebliche
Beeintrachtigungen ebenso ausgeschlossen werden konnen wie betriebsbedingte, da
insbesondere Stoffeintrage und Larmauswirkungen sich auf einen wesentlich
kleineren Umgriff beschréanken. Dabei ist auch zu bericksichtigen, dass der
bestandsorientierte Ausbau zu geringeren Zusatzbelastungen fiihrt als beispielsweise
ein Neubau. Die Auswirkungen auf die betroffenen Vogelarten sind kleinraumig, da
sich die Verlarmung auf einen Bereich von wenigen hundert Metern auf jeder Seite
der FTO beschrankt, aber keine Auswirkungen in mehreren Kilometern Entfernung
hat. Auch im Zusammenwirken mit anderen Projekten, hier namentlich dem
vierstreifigen Ausbauabschnitt, der bis in das Vogelschutzgebiet hineinreicht, sind
erhebliche Beeintrachtigungen ausgeschlossen. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass
auch der vierstreifige Ausbauabschnitt isoliert nach derzeitiger vorlaufiger Einschét-
zung nicht zu einer erheblichen Beeintrachtigung fuhren wirde. Eine erhebliche Be-
eintrachtigung wurde in den Planunterlagen des dortigen Verfahrens nur aufgrund
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der Summationswirkung mit dem Flughafen Miinchen angenommen, da davon aus-
gegangen wird, dass alle Projekte, die jedenfalls teilweise innerhalb des FFH-Gebiets
.Nordliches Erdinger Moos* liegen, in Summe mit der dritten Start- und Landebahn zu

einer erheblichen Beeintrachtigung fihren.

Materiell-rechtliche Wirdigung

Rechtmé&Rigkeit der Planung (grundsatzliche Ausfihrungen)

Das Vorhaben wird zugelassen, da es im Interesse des 6ffentlichen Wohls unter Be-
achtung der Rechte Dritter im Rahmen der planerischen Gestaltungsfreiheit verninf-
tigerweise geboten ist. Die verbindlich festgestellte StralBenplanung entspricht den
Ergebnissen der vorbereitenden Planung, ist auch im Hinblick auf die enteignungs-
rechtliche Vorwirkung gerechtfertigt, berlicksichtigt die in den Strafengesetzen und
anderen gesetzlichen Vorschriften zum Ausdruck kommenden Planungsleitsatze,
Gebote und Verbote und entspricht schlie3lich den Anforderungen des Abwéagungs-

gebotes.

Planrechtfertigung

Der dreistreifige Ausbau der St 2580 FTO im Abschnitt westlich von Erding ist aus
Grinden des Gemeinwohls objektiv notwendig. StaatsstraR3en bilden zusammen mit
den Bundesfernstrafl3en ein Verkehrsnetz und sind dem Durchgangsverkehr zu die-
nen bestimmt (Art. 3 BayStrWG). Nach Art. 9 BayStrWwG sind sie in einem dem ge-
wohnlichen Verkehrsbedirfnis und den Erfordernissen der 6ffentlichen Sicherheit und
Ordnung gentgenden Zustand zu bauen und zu unterhalten. Das Bauvorhaben ist
erforderlich, um den derzeitigen und insbesondere den kinftig zu erwartenden Ver-
kehr sicher und reibungslos bewaltigen zu kénnen (vgl. Erlauterungsbericht, Unterla-
gelT).

Die fur das Vorhaben sprechenden Umstande rechtfertigen auch die Inanspruch-
nahme von Eigentum und die sonstigen Auswirkungen. Ein Verzicht auf das Vorha-

ben (“Null-Variante”) ware nicht vertretbar.

Dies ergibt sich im Einzelnen aus folgenden Uberlegungen:

Planungsziele

Ziel der Planung ist es zum einen, die Leistungsfahigkeit der verkehrlich stark belas-
teten St 2580 FTO als bedeutender Uberregionaler Strae im Abschnitt westlich von
Erding zu verbessern. Zudem soll durch den dreistreifigen Ausbau die Verkehrssi-
cherheit auf der unfalltrachtigen Strecke erhéht werden. Es handelt sich dabei um zu-

lassige Planungsziele nach Art. 9 Abs. 1 Satz 1 BayStrwG.

Derzeitige StrafRen- und Verkehrsverhéltnisse
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Die St 2580 Flughafentangente Ost (FTO) stellt fir den Landkreis Erding eine we-
sentliche Verbindung an das weitraumige Verkehrswegenetz (BAB A 92, BAB A 94
und B 388) dar. Sie ist die wichtigste Verbindung zwischen den Grof3en Kreisstadten

Erding und Freising und dient als Zubringer zum internationalen Flughafen Minchen.

Die St 2580 FTO verlauft mit einer L&nge von etwa 30,0 km als ortsdurchfahrtenfreie
Kraftfahrstral3e von der Anschlussstelle ,Erding” auf der BAB A 92 bei Gaden in sud-
liche Richtung bis zur Anschlussstelle ,Markt Schwaben® auf der BAB A 94. Die
St 2580 tangiert zudem den Osten des Flughafens Minchen mit einer zligig ausge-

bauten, planfreien Direktanbindung.

Entsprechend den Richtlinien fur integrierte Netzgestaltung (RIN) ist die St 2580 in
die Verbindungsfunktionsstufe (VFS) Il (Uberregionale Verbindung) und die Ver-

kehrswegekategorie LS Il (UberregionalstraRe) einzustufen.

Zur ErschlieBung des neuen Flughafens Minchen und zur Verbesserung der Ver-
kehrsverhaltnisse im Osten der Landeshauptstadt Minchen wurden bereits in den
frihen 1970er Jahren StraRenplanungen fur z. B. den Flughafenzubringer Ost oder

die Verlegung der St 2084 vorangetrieben.

So wurde die Planfeststellung des vorliegenden Streckenabschnitts zwischen dem
Flughafenzubringer Ost (heute St 2584) und der St 2084 (heute ED 9) als St 2084
(neu), Verlegung Attaching - Erding bereits im Jahre 1974 eingeleitet. Schon damals
wurde die neue Staatsstralie als eine ortsdurchfahrtenfreie, mit teilplanfreien Knoten-
punkten versehene KraftfahrstraBe geplant. Der zugehorige Planfeststellungsbe-
schluss erging schliellich zusammen mit dem Planfeststellungsbeschluss des Flug-
hafens im Jahre 1979. Wegen des Baustopps fur den Flughafen Minchen konnte

auch die Strallenmafinahme erst 1987 dem Verkehr Gbergeben werden.

Wegen der seit Ende der 1980er Jahre nicht voraussehbaren rasanten Entwicklung
des neuen Flughafens Miinchen ist inzwischen eine hohe Auslastung der St 2580 im
Raum Erding eingetreten. Aus diesem Grund wurden zwei Teilabschnitte der St 2580
in die 1. Dringlichkeit des 7. Ausbauplans fiir die Staatsstral3en aufgenommen. Nach
dem Ausbauplan ist vorgesehen, den Teilabschnitt zwischen der A 92 und der
St 2084/ED 9 vierstreifig (9,4 km) und den Abschnitt zwischen der St 2084/ED 9 und
der St 2082 dreistreifig (5,4 km) auszubauen. Wegen der heute schon vorhandenen
hohen Verkehrsbelastung auf der St 2580 zwischen dem Abschnitt St 2584, Flugha-
fenzubringer, und dem Anschluss Erding Nord (St 2084/ED 9) wurde dieser Abschnitt
als erstes geplant, ihm folgend der Abschnitt zwischen St 2084/ED 9 und B 388.

Zur Analyse der vorhandenen Verkehrssituation wurde im Fruhjahr 2012 von
Prof. Dr.-Ing. Harald Kurzak eine Verkehrsuntersuchung fir die St 2580 Flughafent-

angente Ost erstellt.
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Zur Uberwachung der Verkehrsentwicklung und zur Ermittlung der Verkehrsstarken
auf dem klassifizierten Stral3ennetz finden regelmafig im Finfjahres-Turnus bundes-
weite amtliche StralRenverkehrsz&hlungen (SVZ) statt. Die Zahlungen erstrecken sich
Uber das Netz der Autobahnen, der Bundes-, und Staatsstrallen und auf einen Grol3-
teil der KreisstrafRen. Bei Neu- und Ausbauplanungen werden in der Regel zusatzli-
che Verkehrsuntersuchungen erforderlich. So wurden fir die vorliegende Planung
begleitend zur Planungsarbeit umfangreiche Verkehrserhebungen durchgefihrt, mit

denen die vorhandenen Verkehrsstrome detailliert erfasst werden konnten.

Hinsichtlich der mal3gebenden Herkunfts- und Zielverteilung der Verkehrsstréme er-
moglicht das von Prof. Dr.-Ing. Kurzak entwickelte Verkehrsmodell Aussagen zur
kinftigen Verkehrsentwicklung mit einem Prognosehorizont von 2030. Auf der
Grundlage einer Verkehrszahlung im Jahr 2012 wurde das Verkehrsmodell Grol3-
raum Minchen im Untersuchungsbereich der Flughafentangente Ost geeicht. Es
ist eine weitgehende Ubereinstimmung der Modellwerte mit den Zahlwerten ge-

geben.

Fur die der St 2580 umliegenden StralRen wurden 2012 folgende werktagliche Ver-

kehrsbelastungen in Kfz/24h ermittelt:

Werktagsverkehr
Analyse 2012

St 2580 (FTO) nordl. St 2084/ED 9 22.600

St 2580 (FTO) zw. St 2084/ ED 9 und ED 7 17.200

St 2580 (FTO) zw. ED 7 und B 388 18.100

St 2584 (FTO) sudlich B 388 14.400

St 2084 (Anton-Bruckner-Stral3e) 16.600
ED 9 westlich St 2580 7.400

ED 7 westlich St 2580 7.900

ED 7 &stlich St 2580 14.200

B 388 westlich St 2580 17.000

B 388 dstlich St 2580 20.100

Demnach sind nach dem Ergebnis der Verkehrsuntersuchung vom September 2012
die Belastungen bereits heute um 5 % hdoher als in der Verkehrsprognose 2020 aus
dem Jahre 2003, auf Hohe Erding sogar um 15 %. Mit den vorhandenen Verkehrs-
zahlen sind die Leistungsgrenzen des vorhandenen Querschnitts erreicht, sodass ein
dreistreifiger Ausbau der St 2580 auf diesem Abschnitt unbedingt erforderlich wird.

Nicht zuletzt werden mit dem weiteren Wachstum des Flughafens, dem Baufortschritt
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der Autobahn A 94 und der Strukturentwicklung im Raum Erding die Verkehrsbelas-

tungen im Raum Erding weiterhin Gberproportional zunehmen.

MalRgebend fiir die kinftige Belastung des Stral3ennetzes im Umfeld des Flughafens
Munchen ist die weitere Entwicklung des Passagieraufkommens. In der vorliegenden
Verkehrsuntersuchung fur den GrofRraum Minchen wird fir das Prognosejahr 2030
von einem Verkehrsaufkommen am Flughafen Minchen von 108.500 Kfz-
Fahrten/Werktag ausgegangen. Im Prognose-Nullfall (Prognosejahr 2030), d. h. ohne
Ausbau der FTO, ist unterstellt, dass auch die ED 99 sowie die Ostumfahrung des
Stadtteils Langengeisling (St 2082) nicht realisiert sind. Zudem ist die Strukturent-

wicklung im Nordosten von Erding nicht berlcksichtigt.

Im Prognose-Nullfall stellt sich auf der St 2580 im hochstbelasteten Abschnitt nordlich
Erding eine werktagliche Verkehrsstarke von 27.800 Kfz/24h ein. Diese Verkehrszu-
nahme konnte laut Verkehrsgutachten von der bestehenden Stral3e noch aufgenom-
men werden, allerdings ware dies mit gelegentlichen Einschrénkungen im Verkehrs-
ablauf verbunden. In den nachfolgenden Tabellen sind die fur den Prognose-Nullfall

2030 ermittelten werktaglichen Verkehrsstarken dargestellt.

Werktags- Werktagsverkehr
verkehr (Kfz/24h) Anderun
(Kfz/24h) Prognose 2030 9
Analyse 2012 | (Prognose-Nullfall)
St 2580 (FTO) nordl. St
2084/ED 9 22.600 27.800 +23%
St 2580 (FTO) zw. St
2084/ED 9 und ED 7 17.200 18.800 +9%
St 2580 (FTO) zw. ED 7 und 18.100 18.600 + 39
B 388
St 2580 sudlich B 388 14.400 16.300 +13 %
St 2084 (Anton-Bruckner- 16.600 18.800 +13 %
Stral3e)
ED 9 westlich St 2580 7.400 7.000 - 5%
ED 7 westlich St 2580 7.900 7.300 -8%
ED 7 6stlich St 2580 14.200 15.500 +9%
B 388 westlich St 2580 17.100 19.700 +16 %
B 388 ostlich St 2580 20.100 24.200 +20 %

Durch die in den 1980er Jahren nicht voraussehbare auf3erst dynamische Entwick-
lung des neuen Flughafens Minchen im Erdinger Moos ist die teilplanfrei gefiihrte
zweistreifige Kfz-Stral3e der Flughafentangente Ost bereits jetzt im Abschnitt nordlich
Erding zum Teil an der Leistungsgrenze. Gleiches gilt fur den Flughafenzubringer

St 2584, Erdinger Allee. Deshalb ist der vierstreifige Ausbau sowohl des Flughafen-
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zubringers als auch der Flughafentangente Ost bis Erding unbedingt erforderlich,
ebenso der dreistreifige Ausbau bis zur Anschlussstelle der B 388 da mit dem weite-
ren Wachstum des Flughafens, dem Baufortschritt der Autobahn A 94 und der Struk-
turentwicklung in der Region die Verkehrsbelastungen im Raum Erding weiterhin

Uberproportional zunehmen werden.

Im Prognose-Planfall 2030 wird neben dem Ausbau der FTO auch die geplante
Nordumfahrung Erding (ED 99), die Ostumfahrung des Stadtteils Langengeisling (St
2082) sowie die absehbare Strukturentwicklungen im Nordosten von Erding berlck-
sichtigt. Die nachfolgende Tabelle zeigt die prognostizierten werktéglichen Verkehrs-

starken im Prognose-Planfall 2030:

Werktagsver- Werktagsver-

kehr kehr

[Kfz/24] [Kfz/24] )

Prognose 2030|Prognose 2030 |Anderung

(Prognose- (Prognose-

Nullfall) Planfall)
St 2580 (FTO) nordl. St 0
2084/ED 9 27.800 34.600 +24%
St 2580 (FTO) zw. St 0
2084/ED 9 und ED 7 18.800 25.700 +37%
St 2580 (FTO) zw. ED 7 und 18.600 23 800 + 28 %
B 388
St 2580 sudlich B 388 16.300 18.700 +15%
St 2084 (Anton-Bruckner- 18.800 16.000 .15 %
Stral3e)
ED 9 westlich St 2580 7.000 7.100 +1%
ED 7 westlich St 2580 7.300 7.700 +5%
ED 7 ostlich St 2580 15.500 16.600 +7%
B 388 westlich St 2580 19.700 20.100 +2%
B 388 ostlich St 2580 24.200 25.000 +3%

In Hohe Erding nimmt die werktégliche Belastung im Vergleich zwischen Prognose-
Nullfall-2030 und Prognose-Planfall-2030 im nérdlichen Bereich  zwischen
St 2084/ED 9 und ED 7 um 6.900 Kfz/24h auf 25.700 Kfz/24h zu. Im Sidlichen Ab-
schnitt bis zur B 388 ergibt sich ein Anstieg um 5.300 Kfz/24h.

Vergleicht man also die Analyse 2012 mit der Prognose-Planfall-2030 ergibt sich fur
den Bereich zwischen St 2084 und ED 7 ein Anstieg von 17.800 auf 25.700 Kfz/24h
(+44%) und fur den Abschnitt bis zur B 388 ein Anstieg von 18.200 auf 23.800
Kfz/24h (+31%).
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Die Ergebnisse sind im Verkehrsgutachten ,St 2580 - Flughafentangente Ost, 3 /4-
streifiger Ausbau von St 2584 bis B 388" von 2013 dargestellt und auszugsweise als

Anlage 1 und in der Unterlage 1 T enthalten, auf die verwiesen wird.

Fur die heutige St 2580 im betrachteten Abschnitt liegt bei einem einbahnigen Quer-
schnitt eine Verkehrsbelastung von rund 18.000 Kfz/24h (Analyse Nullfall 2012) vor.
Der Anteil des werktaglichen Schwerverkehrs liegt heute im Ausbauabschnitt bei 11
bis 12 % der Gesamtbelastung. Da ein Uberholen wegen des starken Gegenverkehrs
und der aufgrund der Linienfiihrung eingeschrankten Uberholsichtweiten meistens
nicht mdglich ist, wird die Reisegeschwindigkeit auf der FTO stark vom Schwerver-
kehr bestimmt. Nach der Auswertung des Unfallgeschehens ereigneten sich im Zeit-
raum vom 01.01.2005 bis zum 31.03.2015 insgesamt 81 Unfalle. Bei drei Unfallen
kamen dabei insgesamt vier Personen ums Leben. Bei sieben Unféllen wurden 13
Personen schwer und bei weiteren 28 Unféllen 40 Personen leicht verletzt. Mit 54
von 81 Unfallen ereigneten sich die meisten Unfalle auf trockener Fahrbahn, bei Win-
terglatte gab es zehn Unfalle. Wie wichtig die Schaffung besserer Uberholmdglichkei-
ten in diesem Bereich ist, wird bei der Betrachtung der Unfallart deutlich. Es ereigne-
ten sich insgesamt 15 Unfélle durch einen Zusammenstol3 von entgegenkommenden
Fahrzeugen bzw. weitere 15 Unfélle durch eine seitliche Beriihrung in gleicher Fahrt-
richtung, also Uberholunfalle. Auf die in der Unterlage 1 T, Ziff. 2.4.3, S. 14, enthalte-
ne Grafik zum Unfallgeschehen im Zeitraum 01.01.2005 bis 31.03.2015 von Ab-
schnitt 160 Station 318 bis Abschnitt 180 Station 2753 wird verwiesen. Als Sofort-
maRnahme wurde auf weiten Teilen der St 2580 Ende 2014 ein Uberholverbot ange-

ordnet.

Zukunftige Straf3en- und Verkehrsverhaltnisse

Durch den dreistreifigen Ausbau der St 2580 FTO wird ein Uberholen des Schwer-
verkehrs erleichtert und Uberholvorgange unter Mitbenutzung des Fahrstreifens fiir
den Gegenverkehr vollstandig vermieden. Dadurch wir der Verkehrsfluss verfliissigt,
die Reisegeschwindigkeit erhéht und die Sicherheit verbessert. Diese Effekte treten
im Ubrigen auch ein, falls der vierstreifige Ausbau nordlich des hier gegenstandlichen
Vorhabens nicht planfestgestellt oder realisiert werden sollte, so dass der dreistreifige

Ausbauabschnitt Gber eine eigenstandige Planrechtfertigung verflgt.

Der auszubauende Streckenabschnitt wurde mit der Wahl der Knotenpunktgestal-
tung, des StralRenquerschnitts, der Linienfilhrung und einer entsprechenden Ausstat-
tung so gestaltet, dass bei bestimmungsgemaflem Gebrauch die Verkehrssicherheit

deutlich erhdht wird.

Im Ubrigen fiihrt der dreistreifige Ausbau der St 2580 zu einer héheren Reisege-

schwindigkeit und Zuverlassigkeit (infolge geringeren Staurisikos).
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Einwande zur Planrechtfertigung

Der Verkehrsclub Deutschland (VCD), Landesverband Bayern e.V., wandte ein, die
Nordumfahrung Erding ED 99 diirfe nicht bertcksichtigt werden, da er auch gegen

dieses Vorhaben Einwendungen erhoben habe.

Dieser Einwand wird zurtickgewiesen, da vorhersehbare Entwicklungen in der Ver-
kehrsprognose zu berticksichtigen sind. Fur die ED 99 ist das Planfeststellungsver-
fahren eingeleitet. Die bei jedem Stralienbauvorhaben bestehende Mdglichkeit, dass
es nicht genehmigt oder nicht umgesetzt wird, fihrt aber nicht dazu, dass es in der
Verkehrsprognose nicht berlcksichtigt werden dirfte. Ansonsten kdnnten kiinftige
StraRenbauprojekte niemals mit in eine Prognose einflieBen, was der Sinnhaftigkeit

von Verkehrsprognosen widerspricht.

Auch das prognostizierte Passagieraufkommen des Flughafens Minchen sei deutlich
zu hoch angesetzt. Hier sei eine Sattigung erreicht bzw. zu erwarten. Dem prognosti-
Zierten Wachstum des Flughafens stiinden auch unter anderem die Klimaziele ent-
gegen. Daher wirden sich auch die Verkehrshewegungen auf der StralRe vom und

zum Flughafen nicht wie prognostiziert entwickeln.

Aus unserer Sicht ist das Wachstum des Flughafens Miinchen in den Verkehrsprog-
nosen zu bericksichtigen. Insbesondere besteht fir die dritte Start- und Landebahn
ein bestandskraftiger Planfeststellungsbeschluss. Mehr oder weniger vom tagesaktu-
ellen Geschehen beeinflusste Uberlegungen iiber die Frage ob und wann dieses Pro-

jekt realisiert wird, &ndern hieran nichts.

Im Ubrigen stiitzt sich die Planrechtfertigung nicht nur auf den Aspekt des gesteiger-
ten Verkehrsaufkommens im Raum Erding und auf der FTO selbst, sondern ein
malfdgeblicher Aspekt ist, wie oben dargelegt, die Vermeidung der bisher zahlreichen
Unfélle. Die Unfallstatistik, die auch das Uberholverbot als SofortmaRnahme notwen-
dig gemacht hat, zeigt, dass auch ohne weitere Verkehrszuwéchse Handlungsbedarf
besteht, um die Verkehrssicherheit wieder herzustellen. Dem dient die Schaffung von
richtlinienkonformen und verkehrssicheren Uberholméglichkeiten. Soweit sich der
VCD gegen Forderungen nach einem vierstreifigen Ausbau der FTO auch im hier
gegenstandlichen Abschnitt wendet, besteht kein Widerspruch zur vorliegenden Pla-
nung, so dass hierauf nicht naher einzugehen ist.

Die Einwendungen der Grof3en Kreisstadt Erding und des Landkreises Erding, die ei-
nen durchgehend vierstreifigen Ausbau fordern, werden zusammen mit den brigen
Belangen dieser beiden Gebietskorperschaften unter 4.3.13 und 4.3.16 dieses Be-
schlusses behandelt.
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Offentliche Belange, Belange von allgemeiner Bedeutung

Raumordnung, Landes- und Regionalplanung

Das Bauvorhaben steht den Erfordernissen der Raumordnung nicht entgegen. Zent-
rales Ziel der Landesentwicklung ist die Schaffung méglichst gleichwertiger Lebens-
und Arbeitsbedingungen. Hierfur ist eine gute verkehrliche ErschlieBung aller Lan-

desteile erforderlich.

Laut Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) ist die Verkehrsinfrastruktur leis-
tungsfahig zu erhalten und durch Aus-, Um- und Neubaumafinahmen nachhaltig zu
erganzen (LEP 4.1.1 (2)). Das Netz der Bundesfernstrallen sowie der Staats- und
KommunalstralRen soll leistungsfahig erhalten und bedarfsgerecht ergénzt werden.
Bei der Weiterentwicklung der StraReninfrastruktur soll der Ausbau des vorhandenen
Straldennetzes bevorzugt vor dem Neubau erfolgen (LEP 4.2 (G)). Eine leistungsfa-
hige und sichere StraBeninfrastruktur ist ein entscheidender Standortfaktor und tragt
zur raumlichen Wettbewerbsfahigkeit Bayerns und seiner Teilrdume bei. Der bevor-
zugte Ausbau bestehender Stralen dient dem Erhalt der Funktionsfahigkeit des Ge-
samtnetzes und der Reduzierung einer weiteren Freiflacheninanspruchnahme. Er ist
deshalb aus volkswirtschaftlichen Grunden und im Interesse einer nachhaltigen
Raumentwicklung sinnvoll (Zu 4.2 (B)). Der Flughafen Minchen soll aus allen Teilen
der Region, sowohl durch den OPV als auch durch den Individualverkehr (IV), gut er-
reichbar sein (RP 14 B V G 1.5). Durch den geplanten dreistreifigen Ausbau wird die
St 2580 leistungsfahig erhalten und bedarfsgerecht ertiichtigt und deren Leistungsfa-
higkeit sowie die Verkehrssicherheit verbessert. Das Vorhaben entspricht damit
grundsatzlich den landes- und regionalplanerischen Zielsetzungen hinsichtlich des
StralRenverkehrs.

Das geplante Vorhaben liegt jedoch in einem Bereich, der von weiteren vorhandenen
und geplanten MaRnahmen der Verkehrsinfrastruktur betroffen ist. Das Vorhaben
wird durch den vierstreifigen Ausbau der St 2580 zwischen St 2084 und St 2584, die
geplante Nordumfahrung Erding (ED 99) sowie die Verbesserung der Schienenan-
bindung des Verkehrsflughafens Minchen tangiert. Das Schienenwegenetz soll er-
halten und bedarfsgerecht ergénzt werden (LEP 4.3.1 (G)). Der Bahnknoten Min-
chen soll ausgebaut werden (LEP 4.3.2(G)). Wobei das modulare Gesamtkonzept
.Bahnknoten Minchen” u. a. das Vorhaben Erdinger Ringschluss umfasst. Der ge-
genstandliche dreistreifige Abschnitt der St 2580 kreuzt allerdings nicht die geplante
Trasse des Erdinger Ringschlusses. In einer Entfernung von wenigen Kilometern liegt
als Planungsgebiet das Vorranggebiet Flughafenentwicklung (LEP 4.5.1(Z)), welches
der dauerhaften Standortsicherung des Verkehrsflughafens Miinchen und der Siche-

rung seiner rdumlichen Entwicklungsmdoglichkeiten dient. Lt. Begriindung bleibt die
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Zulassigkeit von Verkehrsprojekten zur ErschlieBung des Flughafens jedoch davon
ohnehin unberthrt (Zu 4.5.1 (B)).

Die St 2580 liegt in der Region Miinchen (14) und markiert teilweise die Grenze zwi-
schen dem Verdichtungsraum und dem landlichen Raum. Die Region Miinchen und
ihre TeilrAume sollen als attraktiver Lebensraum und leistungsfahiger Wirtschafts-
raum im Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung gesichert und weiterentwickelt
werden. Die St 2580 nimmt hierbei in erheblichem Umfang Verkehr vom grol3en Ver-
dichtungsraum Munchen auf und tragt somit zur Verbesserung der Lebens- und Ar-

beitsbedingungen und zur Schaffung und dem Erhalt qualifizierter Arbeitsplatze bei.

Im Ubrigen wird auf die in der Unterlage 1 T (Ziff. 2.4.1, S. 8 ff.) dargestellten Ziele

des Landesentwicklungsprogrammes Bayern 2013 verwiesen.

Planungsvarianten

Die Planfeststellungsbehoérde war nicht verpflichtet, jede mégliche oder von Dritten
ins Spiel gebrachte Planungsvariante gleichermafRen detailliert und umfassend zu
prufen. Vielmehr konnten Varianten, die nach einer Grobanalyse in einem friiheren
Planungsstadium nicht in Betracht kamen, fir die weitere Detailprifung ausgeschie-
den werden (BVerwG vom 16.08.1995, UPR 1995, 445). Gesichtspunkte fur das
Ausscheiden einer Alternativplanung konnen grundsatzlich alle planerischen Belange
sein. Hierzu gehdren z. B. Kostengesichtspunkte ebenso wie Umweltgesichtspunkte
und verkehrstechnische Gesichtspunkte. Das Ausscheiden einer nach dem Stand der
Planung nicht mehr ernstlich in Betracht kommenden Variante hat dabei stets das
Ergebnis einer abwagenden Prifung zu sein. Die Ermittlung des Abwégungsmateri-
als hat jeweils so konkret zu sein, dass eine sachgerechte Entscheidung mdglich ist
(BVerwG, Urteil vom 26.06.1992, Az. 4 B 1-11.92).

Das erfolgte vorzeitige Ausscheiden von mdglichen Trassenvarianten durch den Vor-
habenstrager ist nachvollziehbar und nicht zu beanstanden. Die Wahl der Vorzugsva-

riante ist nachvollziehbar und aus unserer Sicht aus folgenden Grinden richtig:
Nullvariante

Der Ausbau der St 2580 FTO im Bereich zwischen den Anschlussstellen
St 2084/ED 9 und B 388 auf der Grundlage der Beibehaltung des vorhandenen zwei-
streifigen Querschnitts (Nullvariante) konnte schon aufgrund der von Prof. Dr.-Ing
Kurzak prognostizierten Verkehrsstarken verworfen werden. Wie im Verkehrsgutach-
ten ausgefihrt, sind die Grenzen der Leistungsfahigkeit schon heute fast erreicht,
Uberholvorgéange sind aus Sicherheitsgriinden verboten oder kaum mdglich. Umbau-
ten wie die Umgestaltung der teilplanfreien Knotenpunkte in planfreie Knotenpunkte

wirden zwar die Leistungsfahigkeit durch einen flissigeren Verkehrsablauf erh6hen,
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aber nicht in einem Mal3e, wie flr die prognostizierten Verkehrsstarken auf der St
2580 FTO erforderlich. Um die fur die Zukunft prognostizierten Verkehrsstarken ver-
kehrssicher und leistungsféhig aufnehmen zu kénnen, muss deshalb der Querschnitt
der St 2580 FTO um zusatzliche Fahrstreifen erganzt werden. Die Nullvariante wirde

diese Planungsziele nicht erreichen.

Anpassung der Knotenpunkte

Durch einen Umbau der vorhandenen teilplanfreien Knotenpunkte in planfreie Kno-
tenpunkte kann zwar der Verkehrsablauf im Knotenpunktbereich verbessert werden.
Allerdings reicht dies nicht aus, um die Leistungsfahigkeit der St 2580 fir die prog-

nostizierten Verkehrsstarken ausreichend zu erhdhen.

Kompletter Neubau

Eine Neubauvariante mit einer ganzlich geanderten Linienfihrung konnte vorab auf-
grund ihrer deutlichen Nachteile ausgeschieden werden. Ein Neubau wirde zum ei-
nen einen erheblichen Flachenverbrauch und neue Grundinanspruchnahmen sowie
Flachenzerschneidungen verursachen. Zum anderen wirden dadurch erhebliche

Mehrkosten entstehen.

Anschluss von Norden kommend mit Verbreiterung nach Osten

Ein Anschluss von Norden kommend mit Verbreiterung nach Osten scheidet insbe-
sondere aus, da der vierstreifige Ausbau, der sich im Norden anschlief3t, auf der
Westseite geplant ist. Im Variantenvergleich dieses, sich nérdlich anschlieRenden
Bauabschnitts (vierstreifiger Ausbau der St 2580) wurde explizit untersucht, ob auch
eine oOstliche Verbreiterung mit einer zweiten Richtungsfahrbahn mdglich ware. Im
dortigen Planfeststellungsverfahren ist nach derzeitiger vorlaufiger Einschatzung da-
von auszugehen, dass eine Variante mit westlicher Verbreiterung und nicht mit ostli-
cher Verbreiterung zu bevorzugen sein wird, so dass zur Gewahrleistung der ent-
sprechenden Anschliisse auch der dreistreifige Ausbau auf der Westseite der beste-

henden Trasse erfolgt.

Anschluss von Norden kommend mit Verbreiterung nach Westen und Anordnung

eines Uberholfahrstreifens in Fahrtrichtung Nord

Der vierstreifige Ausbau ist auf der Westseite geplant. Die aus Norden kommenden
beiden Fahrstreifen werden Richtung Siiden weitergefiihrt. Ein Uberholfahrstreifen in
Fahrtrichtung Nord wirde groRRziigige Verschwenkungsbereiche erfordern, um die
Anpassung an die aus Norden kommenden Fahrstreifen der vierstreifigen FTO auf-

zunehmen.

Beschreibung der Planungsvarianten
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Nach dem friihzeitigen Ausscheiden der Nullvariante, des alleinigen Ausbaus der
Knotenpunkte, des kompletten Neubaus, eines nordlichen Anschlusses mit Verbreite-
rung nach Osten und der Anordnung eines Uberholfahrstreifens in Richtung Norden
im Anschlussbereich der durchgehenden westlichen Verbreiterung der St 2580, wur-
den Varianten verglichen, auf welcher Seite oder in welchen Teilabschnitten der An-

bau eines Uberholfahrstreifens erfolgen kénnte.

Bei dem Variantenvergleich spielt die Querschnittsgestaltung der St 2580 keine Rol-
le, da sie in allen Varianten grundsatzlich gleich ist. Bei den Bauwerken ergeben sich
Unterschiede beim Kreuzungsbauwerk mit der GVS Ziegelstatt-Stammham
(BW 7737-537).

Alle Varianten beginnen am Ende des ndrdlichen Bauabschnitts mit einer Verbreite-
rung der Fahrbahn zwischen der St 2084/ED 9 und der ED 7 in Richtung Westen.
Dabei missen die beiden Feldwegunterfiihrungen (BW 7637-545 und BW 7637-546)
verbreitert werden. Um nicht das Bauwerk BW 7637-547 im Zuge der ED 7 abbre-
chen und neu errichten zu mussen, wird der Uberholfahrstreifen vor der Kreuzung mit
der ED 7 eingezogen. Zwischen dem Bauanfang und der Kreuzung mit der ED 7 ist
der Uberholfahrstreifen in Richtung Siid vorgesehen. Die Lange des Uberholberei-
ches zwischen der Anschlusstelle der St 2084 und der Anschlussstelle der ED 7 be-
tragt etwa 950 m. An der Anschlussstelle ED 7 miissen die Rampenbereiche ange-
passt werden. Alle Varianten enden vor dem Kreuzungsbauwerk mit der B 388, da
das Bauwerk BW 7737-538 erhalten werden soll.

Ausgehend von diesen Gemeinsamkeiten wurden folgende Varianten néher unter-

sucht;
Variante 1

Bei Variante 1 erfolgt die Verbreiterung zwischen der ED 7 und der GVS und weiter
bis zur B 388 in Richtung Osten. Die insgesamt zur Verfligung stehende Lange wird
in zwei etwa gleich lange Teilstlicke unterteilt. Von der ED 7 bis etwa zur GVS liegt
der Uberholfahrstreifen in Fahrtrichtung Nord. Kurz vor dem Bauwerk wird eine
Wechselstelle eingerichtet. Von der GVS bis zur B 388 liegt der Uberholfahrstreifen in
Fahrtrichtung Sud. Beide Uberholrichtungen fiihren voneinander weg, so dass der
unkritische Wechselbereich mit einer 30 m langen Sperrflaichenmarkierung ausge-
fuhrt wird. Insgesamt entstehen Uberholbereiche mit einer Lange von jeweils etwa
800 m.

Da der Fahrbahnrand zwischen der Anschlussstelle der ED 7 und der Anschlusstelle
der B 388 nicht eingezogen wird, muss das Bauwerk BW 7737-537 im Zuge der GVS

abgebrochen und in neuer Geometrie als BW 2/1 neu errichtet werden.

Variante 2
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Bei Variante 2 erfolgt die Verbreiterung zwischen der ED 7 und der GVS und weiter
bis zur B 388 in Richtung Osten. Das Bauwerk BW 7737-537 im Zuge der GVS bleibt
bei dieser Variante erhalten. Da in der vorhandenen lichten Weite allerdings nur zwei
Fahrstreifen Platz finden, muss der Uberholstreifen mit einer regelkonformen Verzie-
hungslange von 120 m vor dem Bauwerk eingezogen und nach dem Bauwerk wieder
aufgeweitet werden. Von der GVS bis zur B 388 liegt der Uberholfahrstreifen in Fahrt-
richtung Sud.

Durch die Einziehung und Aufweitung des Uberholfahrstreifens mit den erforderlichen
Verziehungslangen im Bereich des Bauwerks BW 7737-537 stehen diese Bereiche
nicht mehr fur Uberholvorgange zur Verfigung. Da das bestehende Bauwerk der
GVS nicht mittig zwischen den Anschlussstellen liegt, ergibt sich im Bereich zwischen
ED 7 und GVS ein Uberholbereich von 800 m und im sudlichen Bereich entsteht ein

Uberholbereich von 550 m Lange.
Variante 3

Bei Variante 3 erfolgt die Verbreiterung zwischen der ED 7 und der GVS und weiter
bis zur B 388 in Richtung Westen. Von der ED 7 bis etwa zur GVS liegt der Uberhol-
fahrstreifen in Fahrtrichtung Nord. Kurz vor dem Bauwerk wird eine Wechselstelle
eingerichtet. Von der GVS bis zur B 388 verlauft der Uberholfahrstreifen in Fahrtrich-
tung Siid. Beide Uberholrichtungen fiihren voneinander weg, sodass der unkritische
Wechselbereich mit einer 30 m langen Sperrflichenmarkierung ausgefuihrt wird. Ins-

gesamt entstehen Uberholbereiche mit einer Lénge von jeweils etwa 800 m.

Da der Fahrbahnrand zwischen der Anschlussstelle der ED 7 und der Anschlussstel-
le der B 388 nicht eingezogen wird, muss das Bauwerk BW 7737-537 im Zuge der

GVS abgebrochen und in neuer Geometrie als BW 2/1 neu errichtet werden.
Variante 4

Bei Variante 4 erfolgt die Verbreiterung zwischen dem Anschluss der ED 7 und der
GVS in Richtung Osten und zwischen der GVS und der B 388 in Richtung Westen.
Der Uberholfahrstreifen liegt im nordlichen Abschnitt in Fahrtrichtung Nord und im
sudlichen Abschnitt in Fahrtrichtung Sud.

Das Bauwerk BW 7737-537 im Zuge der GVS bleibt bei dieser Variante erhalten. Da
in der vorhandenen lichten Weite allerdings nur zwei Fahrstreifen Platz finden, muss
der Uberholstreifen mit einer regelkonformen Verziehungslange von 120 m vor dem
Bauwerk eingezogen und nach dem Bauwerk wieder aufgeweitet werden. Durch die
Einziehung und Aufweitung des Uberholfahrstreifens mit den erforderlichen Verzie-
hungslangen, stehen diese Bereiche nicht mehr fur Uberholvorgange zur Verfugung.

Da das bestehende Bauwerk der GVS nicht mittig zwischen den Anschlussstellen
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liegt, ergibt sich im Bereich zwischen ED 7 und GVS ein Uberholbereich von 800 m

und im siidlichen Bereich entsteht ein Uberholbereich von 550 m Lange.
Variante 5

Bei Variante 5 erfolgt die Verbreiterung zwischen dem Anschluss an die ED 7 und
der GVS in Richtung Westen. Der Uberholfahrstreifen liegt in Fahrtrichtung Nord. Von
der GVS bis zur B 388 erfolgt die Verbreiterung ebenfalls in Richtung Westen. Hier-
liegt der Uberholfahrstreifen in Fahrtrichtung entgegengesetzter Fahrtrichtung, d. h. in
Fahrtrichtung Sud.

Das Bauwerk BW 7737-537 im Zuge der GVS bleibt bei dieser Variante erhalten. Da
in der vorhandenen lichten Weite allerdings nur zwei Fahrstreifen Platz finden, muss
der Uberholstreifen mit einer regelkonformen Verziehungslange von 120 m vor dem
Bauwerk eingezogen und nach dem Bauwerk wieder aufgeweitet werden. Durch die
Einziehung und Aufweitung des Uberholfahrstreifens mit den erforderlichen Verzie-
hungslangen, stehen diese Bereiche nicht mehr fur Uberholvorgange zur Verfugung.
Da das bestehende Bauwerk der GVS nicht mittig zwischen den Anschlussstellen
liegt, ergibt sich im Bereich zwischen ED 7 und GVS ein Uberholbereich von 800 m

und im stdlichen Bereich entsteht ein Uberholbereich von 550 m Lange.
Variante 6

Bei Variante 6 erfolgt die Verbreiterung zwischen der ED 7 und der GVS in Richtung
Westen. Der Uberholfahrstreifen liegt in diesem Abschnitt in Fahrtrichtung Nord. Von
der GVS his zur B 388 erfolgt die Verbreiterung in Richtung Osten. Hier liegt der

Uberholfahrstreifen in entgegengesetzter Fahrtrichtung, d. h. in Fahrtrichtung Siid.

Das Bauwerk BW 7737-537 im Zuge der GVS bleibt bei dieser Variante erhalten. Da
in der vorhandenen lichten Weite allerdings nur zwei Fahrstreifen Platz finden, muss
der Uberholstreifen mit einer regelkonformen Verziehungslange von 120 m vor dem
Bauwerk eingezogen und nach dem Bauwerk wieder aufgeweitet werden. Durch die
Einziehung und Aufweitung des Uberholfahrstreifens mit den erforderlichen Verzie-
hungslangen, stehen diese Bereiche nicht mehr fur Uberholvorgange zur Verfugung.
Da das bestehende Bauwerk der GVS nicht mittig zwischen den Anschlussstellen
liegt, ergibt sich im Bereich zwischen ED 7 und GVS ein Uberholbereich von 800 m

und im stdlichen Bereich entsteht ein Uberholbereich von 550 m Lange.

Vergleich der Planungsvarianten

Erflllen des Planungszieles, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs

Raumstrukturelle Wirkungen
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Mit dem dreistreifigen Ausbau der St 2580 im Abschnitt westlich Erding wird die Ver-
bindungsfunktion der Verkehrsanlage nicht verandert. Auch ergeben sich keine Ver-
anderungen im vorhandenen Straf3ennetz wie Verknipfungspunkte oder Verlegun-
gen. Da sich auch die Verkehrsentwicklung nicht variantenabh&ngig verandern wird,
sind alle in Frage kommenden Varianten im Hinblick auf die raumstrukturellen Wir-

kungen als gleichwertig zu betrachten.

Verkehrliche Beurteilung

Alle Varianten fiihren mit der wechselseitigen Anordnung eines zusétzlichen Uber-
holstreifens zu einer deutlichen Verbesserung der Verkehrssicherheit und Erhéhung
der Reisegeschwindigkeit, da Uberholmdglichkeiten geschaffen werden, die bislang

weitgehend fehlen.

Bei den Varianten 1 und 3 wird das Bauwerk BW 7737/537 abgebrochen und mit
veranderter Geometrie wieder errichtet. Dadurch kénnen bei diesen Varianten Uber-

holfahrstreifen mit einer La4nge von insgesamt etwa 2.550 m angeordnet werden.

Bei den Varianten 2, 4, 5 und 6 bleibt das Bauwerk erhalten. Da in der vorhandenen
lichten Weite allerdings nur zwei Fahrstreifen Platz finden, muss der Uberholstreifen
mit einer regelkonformen Verziehungslange von 120 m vor dem Bauwerk eingezogen
und nach dem Bauwerk wieder aufgeweitet werden. Durch die Einziehung und Auf-
weitung des Uberholfahrstreifens mit den erforderlichen Verziehungslangen, stehen
diese Bereiche nicht mehr fur Uberholvorgéange zur Verfiigung. Da das bestehende
Bauwerk der GVS nicht mittig zwischen den Anschlussstellen liegt, ergibt sich im Be-
reich zwischen ED 7 und GVS ein Uberholbereich von 800 m, im siidlichen Bereich
entsteht ein Uberholbereich von 550 m Lange. Die Uberhollange betréagt bei diesen
Varianten daher insgesamt etwa 2.300 m und damit 250 m weniger als bei den Vari-
anten 1 und 3. Die Varianten 1 und 3 weisen daher bei der verkehrlichen Beurteilung
gerade mit Blick auf die Verkehrswirksamkeit deutliche Vorteile im Gegensatz zu den

Ubrigen Varianten auf.

Entwurfs- und sicherheitstechnische Beurteilung

Die Trassierung samtlicher Varianten entspricht in Bezug auf die Linienfihrung den
gultigen Richtlinien und damit auch den sicherheitstechnischen Anforderungen. Der
Unterschied der jeweiligen Varianten besteht darin, dass bei den Varianten 1 und 3
das Bauwerk 7737-573 abgebrochen und mit veranderter Geometrie wieder errichtet
wird. Bei den Ubrigen Varianten bleibt das Bauwerk erhalten. Die dann erforderliche
Einziehung und Aufweitung vor und nach dem Bauwerk ist bautechnisch moglich. Al-
lerdings ist problematisch, dass fiir den Kraftfahrer, der auf dem rechten Fahrstreifen
fahrt, der bestehende Briickenpfeiler in der Sichtachse liegt. Es entsteht damit der

optische Eindruck, mit hoher Geschwindigkeit auf den Pfeiler zuzufahren. Um mdog-
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lichst lange Uberhollangen zu erreichen, werden die Uberholfahrstreifen aber bis kurz
vor das Bauwerk gefiihrt. Dies trifft auf die Variante 2 (im Abschnitt zwischen GVS
und B 388), Variante 5 (zwischen ED 7 und GVS) und Variante 6 (zwischen ED 7 und
GVS sowie zwischen GVS und B 388) zu. Zudem wird bei allen Varianten, bei denen
dieses Bauwerk erhalten bleibt, die notwendigen Mindestlange flr Uberholstreifen,
die nach den einschlagigen Richtlinien mindestens 600 m betragen soll (vgl. 4.5.3.2
der RAL 2012), nicht erreicht. Bei den Varianten 2, 4, 5 und 6 stehen nur 550 m zur
Verfligung. Bei gleicher Beurteilung aus entwurfstechnischer Sicht ergeben sich da-

her deutliche Vorteile fur die Varianten 1 und 3 mit Blick auf die Verkehrssicherheit.

Immissionsschutz

Die untersuchten Varianten halten zu allen schiitzenswerten Anwesen einen so aus-
reichenden Abstand ein, dass die mafR3geblichen Grenzwerte der 16. BImSchV deut-

lich unterschritten werden. Larmschutzmafnahmen sind daher nicht notwendig.

Insgesamt sind unter dem Gesichtspunkt des Immissionsschutzes daher alle Varian-

ten als gleichwertig zu beurteilen.

Natur- und Landschaftsschutz

Im nordlichen Bereich (zwischen St 2084 und ED 7) erfolgt bei allen sechs Varianten
der Ausbau auf der westlichen Seite, so dass insoweit auch alle Varianten als
gleichwertig zu beurteilen sind. Der Ausbau auf der westlichen Seite fiihrt zu geringe-
ren Eingriffen in straBennahe Gehdélze und fachlich héherwertige Flachen (Griinland,
Streuobst, Hecken) und ist daher gegentber einem Ausbau auf der Ostseite vor-
zugswirdig. Die durch die Varianten hervorgerufenen Beeintrachtigungen des Arten-

schutzes unterscheiden sich nicht.

Im Abschnitt zwischen ED 7 und GVS befindet sich westlich der St 2580 das groRte
zusammenhangende Feldgeholz des untersuchten Abschnitts. Ostlich der St 2580
befinden sich tiberwiegend Acker, wenig Gehélze und ein kleiner, eutropher und na-
turferner Timpel. Nordlich der GVS sind auf der Westseite zudem insbesondere In-
tensivgrinland und ein Graben mit flutender Vegetation des FFH Lebensraumtyps
3260 zu nennen. Damit kann festgestellt werden, dass auf der Westseite mehr 6ko-
logisch relevante Strukturen anzutreffen sind als auf der Ostseite. Dies spricht fur die
Varianten 1, 2 und 4, die in diesem Abschnitt einen Ausbau auf der Ostseite vorse-
hen. In Bezug auf die Feldlerche verursachen hierbei alle Varianten den gleichen
Kompensationsbedarf.

Mit Blick auf den Artenschutz sind die Varianten glinstiger, bei denen das Bauwerk
BW 7737-537 erhalten bleibt. Dieses dient zusammen mit den angrenzenden stra-
Rennahen Gehdlzen den Fledermausen zur Orientierung und als Uberflugméglichkeit
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Uber die St 2580. Die Varianten 1 und 3 greifen hier temporar in die Lebensraumfunk-
tionen ein, da in diesen Varianten das Bauwerk abgerissen und die Gehdolze teilweise
gerodet werden. Durch die Berticksichtigung von VermeidungsmalRnhahmen (Wieder-
herstellung der Heckenstrukturen am neu gebauten Briickenbauwerk, Zaune als
Uberflughilfe) konnen artenschutzrechtliche Verbotstatbestande vermieden werden,
so dass auch die Varianten 1 und 3 ohne Schaden der lokalen Fledermauspopulation

umgesetzt werden kénnen.
Sudlich der GVS bis zur B 388 sind alle Varianten als gleichwertig anzusehen.

In der naturschutzfachlichen Gesamtschau sind daher die Varianten 2 und 4 vor-
zugswirdig, da das Bauwerk BW 7737-537 erhalten bleibt und gleichzeitig zwischen
der ED 7 und der GVS die naturschutzfachlich hdherwertigen Flachen westlich der
St 2580 erhalten bleiben.

Wirtschaftlichkeit

Unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten unterscheiden sich die Varianten ebenfalls
nur im Umgang mit dem Bauwerk BW 7737-537. Fiir dessen Abbruch und Neuerrich-
tung fallen bei den Varianten 1 und 3 in etwa 946.000 € an, die bei den tbrigen Vari-
anten nicht entstehen. Die Varianten 1 und 3 sind aus wirtschaftlicher Sicht daher

schlechter als die Ubrigen Varianten zu beurteilen.

Bewertung der Planungsvarianten

Die Auswirkungen der Trassen werden an den jeweiligen Belangen gemessen. Beim

Gesamtvergleich der untersuchten Trassenvarianten ergibt sich Folgendes:

Mit Blick auf die raumstrukturellen Wirkungen und die entwurfstechnische Beurteilung
sind alle Varianten gleichwertig. Das gilt auch fiir die Uberhollange zwischen St 2084
und ED 7, sowie zwischen ED 7 und GVS.

Wirtschaftliche Gesichtspunkte sprechen fir die Varianten 2, 4, 5 und 6, da Abbruch
und Neuerrichtung des Bauwerks BW 77737-537 und die damit verbundenen Kosten
entfallen. Bei diesen Varianten sind auch die Auswirkungen auf den Artenschutz
gunstiger zu bewerten als bei den anderen Varianten. Wird der Blick auf den gesam-
ten Bereich des Natur- und Landschaftsschutzes erweitert, spricht dies gegen die Va-
riante 3, da hier zur artenschutzrechtlichen Problematik die unguinstige westliche An-
baurichtung im Abschnitt zwischen ED 7 und GVS hinzukommt. Gleiches gilt fir die
Varianten 5 und 6.

Entscheidend gegen die Varianten 2, 4, 5, und 6 spricht allerdings, dass bei diesen
Varianten die Uberholbereiche vor dem erhalten bleibenden Bauwerk BW 7737-537

eingezogen werden miissen. Zum einen verkiirzen sich dadurch die fiir Uberholun-
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gen zu Verfigung stehenden Strecken um insgesamt rund 250 Meter, was flr die
verkehrliche Beurteilung relevant ist. Zum anderen fiihrt dies dazu, dass der Uberhol-
streifen zwischen GVS und B 388 nur noch knapp 550 m lang ist, wohingegen die
Mindestlange nach RAL 600 m betragt. Dieser sicherheitstechnische Nachteil ist bei
einer Malinahme, die vorrangig der Erhdhung der Verkehrssicherheit dient, als er-
heblich anzusehen und Uberwiegt gegentiber den wirtschaftlichen und artenschutz-
rechtlichen Grinden. Dabei ist auch zu bertcksichtigen, dass die Lebensraumfunkti-
onen der Fledermause nur voriibergehend gestort werden, da die Wiedererrichtung
des Bauwerkes und der Geholze vorgesehen sind. Zudem kénnen durch die Berlick-
sichtigung von adaquaten VermeidungsmafRnahmen die Varianten mit dem Neubau
der Bricke ohne Schaden der lokalen Fledermauspopulation durchgefuhrt werden.
Von den beiden sicherheitstechnisch besser zu beurteilenden Varianten kann die Va-
riante 1 wegen der naturschutzfachlich sinnvolleren Anbaurichtung als vorzugswiirdig

angesehen werden.

Wir halten daher die Entscheidung des Vorhabenstragers, die planfestgestellte L6-
sung zu verwirklichen, flr sachgerecht. Dies gilt auch unter Bericksichtigung der
Tatsache, dass, wie in der Umweltvertraglichkeitsprufung dargestellt, eine andere Va-
riante nur mit Blick auf die Umwelt glnstiger ware. Die Abwagung mit Belangen, die
nicht Gegenstand der UVP sind, wie das Interesse daran, richtlinienkonforme und
damit verkehrssichere Langen von Uberholfahrstreifen herzustellen ergibt, dass hier
die geringen umweltfachlichen Nachteile zuriickzutreten haben. In der Abwagung al-
ler Belange und unter Berlcksichtigung des dem Vorhabenstrager eingerdumten
Planungsermessens ist die Planfeststellungstrasse insbesondere aufgrund ihrer Vor-
teile der Verkehrssicherheit durch die Herstellung regelkonformer Langen der Uber-
holstreifen die richtige Trassenvariante. Die Nachteile der Planfeststellungstrasse,
insbesondere wegen der héheren Baukosten und des temporaren Eingriffs in die Le-
bensraumfunktionen der Fledermause, bedingen unserer Ansicht nach nicht die Wahl

einer anderen Trasse als vorzugswurdige Ldsung.

Ausbaustandard (Linienfiihrung, Gradiente, Querschnitt, Kreuzungen, nachgeordne-
tes Wegenetz)

Die Dimensionierung und Ausgestaltung des planfestgestellten Vorhabens sowie der
Folgemal3nahmen entsprechen einer sachgerechten Abwagung der widerstreitenden
Belange. Die Uberpriifung und Entscheidung orientiert sich hierbei an den ,Richtli-
nien fur die Anlage von LandstralRen — RAL (2012)". Die dort dargestellten, verkehrs-
bezogenen Gesichtspunkte und stralRenbaulichen Erfordernisse sind jedoch keine
absoluten Malstébe. Vielmehr sind diese Erfordernisse auf den Einzelfall bezogen

den sonstigen berlhrten Belangen gegeniberzustellen. Die festgestellte Planung
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entspricht auch in dieser Hinsicht dem VerhaltnismaRigkeitsgebot. Im Einzelnen

ergibt sich dies aus folgenden Uberlegungen:

Aus der StralRenkategorie LS Il ergibt sich nach den Richtlinien fiir die Anlage von
LandstraRen (RAL) die anzuwendende Entwurfsklasse, hier die Entwurfsklasse
EKL 2. Fur die mal3gebenden Entwurfsparameter z. B. bei der Linienfihrung, der
Quernei-gung oder der Haltesichtweite wurde die Planungsgeschwindigkeit v = 100

km/h zu-grunde gelegt.

Bei der hier planfestgestellten Malinahme handelt sich um einen bestandsorientierten
Ausbau, sodass die Trassierung durch die vorhandene Trasse der St 2580 FTO in
Lage und Hohe im Wesentlichen bereits vorgegeben ist. Folgende Zwangspunkte
und Randbedingungen bei der Lage- und Hohentrassierung haben das Ergebnis der

Planung wesentlich beeinflusst:

Anbindungspunkte an das bestehende Stra3ennetz

- Bestehende Fahrbahn der St 2580

- Topographische Verhaltnisse

- Querung eines Feldweges bei Bau-km 0+333

- Querung eines Feldweges bei Bau-km 0+784

- Querung der ED 7 bei Bau-km 1+405

- Querung des Schlotgrabens bei Bau-km 1+654

- Querung der GVS Ziegelstatt-Stammham bei Bau-km 2+925
- Querung der B 388 bei Bau-km 4+160

Grundlage fur die Bemessung des dreistreifigen Ausbauquerschnitts sind die Ergeb-
nisse aus der Verkehrsuntersuchung und der StralRenverkehrszahlungen mit deren
Angaben zum Schwerverkehrsanteil. Fir die St 2580 wird ein nach RAL erforderli-
cher Querschnitt RQ 11,5+ mit Uberholfahrstreifen mit einer 12,0 m breiten Fahrbahn
und ein in der Regel 1,5 m breites Bankett gewahlt. In den Bereichen mit nur zwei
Fahrstreifen wird die vorhanden Fahrbahn von 8,0 auf 8,5 m verbreitert. Auf die Ta-
belle unter Ziffer 4.4.1 (S. 37) der Unterlage 1 T (Erlauterungsbericht, S. 43) wird

verwiesen.

Der bestandsorientierte Ausbau bewirkt auch, dass in den Bereichen mit R = 600 m
und R = 1000 m die Querneigung leicht Gber den empfohlenen Werten der RAL 2012
liegt. Um die empfohlenen Werte zu erreichen, misste nahezu der gesamte Unter-
bau der bestehenden Fahrbahn ausgetauscht werden, was nicht im Verhéltnis zum
zu erzielenden Nutzen stiinde. Die leichte Uberschreitung der Querneigung fihrt
nicht zu einer Gefahrdung der Verkehrssicherheit.
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Neben der Anbindung an bestehende Streckenabschnitte werden die vorhandenen
Anschlussstellen der ED 7 und der ndrdliche Bereich der Anschlussstelle zur B 388
umgebaut. Daflr werden an den Anschlussstellen 150 m lange Ein- und Ausféadel-

streifen mit teilweiser Anpassung der Rampengeometrie vorgesehen.

Der dreistreifige Ausbau beginnt sidlich der Anschlussstelle an die St 2084/ED 9 und
verlauft in vier Bogen in sidlicher Richtung. Der neue Uberholfahrstreifen befindet
sich zwischen Bauanfang und ED 7 auf der Westseite der bestehenden Fahrbahn mit
Fahrtrichtung Sud. Zwischen ED 7 und GVS wechselt die Verbreiterung auf die Ost-
seite, der Uberholfahrstreifen wechselt in Fahrtrichtung Nord. Zwischen GVS und
B 388 verbleibt die Verbreiterung auf der Ostseite, der Uberholfahrstreifen wechselt
wieder in Fahrtrichtung Sud. Die Anschlisse an die ED 7 und B 388 bleiben hohen-

frei.

Die Linienfuhrung orientiert sich an der bestehenden Trasse, die Gradiente wird we-
gen der gestiegenen Verkehrsbelastung und der infolgedessen notwendigen gréf3e-
ren Starke des Oberbaus um 4 cm hdher gelegt. Die erforderlichen Haltesichtweiten
werden eingehalten. Eine Uberprifung der Uberholsichtweite ist nicht erforderlich, da
der Uberholvorgang auf dem dritten Fahrstreifen, dem Uberholfahrstreifen, und damit
nicht im Gegenverkehr stattfindet.

Die Fahrbahnbefestigung orientiert sich an der Verkehrsprognose, sodass der Ober-
bau flir den neuen Fahrstreifen gemaf Belastungsklasse Bk 32 ausgebaut wird, die
Rampenbereiche werden wegen der niedrigeren Verkehrsbelastung gemalR Belas-

tungsklasse Bk 10 ausgebaut.

Die Boschungen werden gemafll RAL mit einer Regelneigung von 1:1,5 bzw. einer

Mindestbreite von 3,0 m hergestellt.

Die teilplanfreien Knotenpunkte ED 7 und B 388 bleiben erhalten. Die Beschleuni-
gungs- und Verzogerungsstreifen werden entsprechend RAL auf 150 m verlangert.
Bei beiden Anschlussstellen werden die Rampen mit nur einer Richtungsfahrbahn
entsprechend RRQ 1 der RAL mit einer bitumindsen Breite von insgesamt 6,0 m
ausgebildet. In Bereichen mit einem Radius R = 50 m oder kleiner wird am Kur-
venauf3enrand eine 1,0 m Verbreiterung aus Uberfahrbaren Rasengittersteinen er-
richtet, um die Vorbeifahrt eines Lkw an einem havarierten Lkw oder einem Betriebs-
fahrzeug zu gewahrleisten. Zweistreifige Querschnitte erhalten gemal? RRQ 2 eine

bitumindse Breite von insgesamt 8,0 m.

Das bestehende Briickenbauwerk der ED 7 BW 7637-547 Uber die St 2580 bleibt er-
halten. Die Hohenlage ist insofern durch den Bestand vorgegeben. Schleifen- und
Tangentialrampe werden im sudwestlichen Bereich angepasst. Die Schleifenrampe

wird weiter nach Stiden verlegt, um das Stillgewasser zu schonen, das kinftig inner-
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halb der Schleifenrampe liegt. Der Schlotgraben verlauft kinftig unter der Tangential-
rampe und wird in einem neu zu errichtenden Bauwerk BW 2/2a gefiuhrt. Stillgewés-
ser und Schlotgraben werden durch Kleintierdurchlasse miteinander verbunden. Auf-
grund der vorgegebenen Zwangspunkte kommt es in der Tangentialrampe zu einer
Bogenfolge von einem Linksbogen R = 53 m auf einen Rechtsbogen R = 80 m, die im
einstreifigen Bereich in der Relation vom kleineren auf den gréf3eren Radius aber

trassierungstechnisch tolerierbar ist.

Bei der Anschlussstelle B 388 ist neben dem Bestand der Fahrbahnen und Rampen

der Mittlere Isarkanal als Zwangspunkt zu beriicksichtigen.

Das bestehende Wegenetz bleibt in seiner Funktion erhalten. Der zwischen Baube-
ginn und ED 7 verlaufende offentliche Feld- und Waldweg wird aufgrund der Verbrei-

terung nach Westen auf einer Lange von rund 1.065 m weiter nach Westen verlegt.

Ein Verbindungsweg, der Teil der Radwegeverbindung zwischen Niederding und
Erding ist, unterquert die St 2580 mit dem Bauwerk BW 7637-545 bei Bau-km 0+333.
Der Weg bleibt erhalten und wird im Bauwerksbereich tiefer gelegt, um die Durch-

fahrtshéhe von 4,50 m zu gewabhrleisten.

Bei Bau-km 0+784 kreuzt ein weiterer Verbindungsweg den stral3enbegleitenden
Feldweg und unterquert am Bauwerk BW 7637-645 die St 2580. Auch diese Unter-

querung wird tiefer gelegt, um die Durchfahrtshéhe von 4,50 m zu gewabhrleisten.

Durch die Anpassung der Rampen zur ED 7 muss ein weiterer Verbindungsweg ver-
legt werden. Durch die Verlegung der siddéstlichen Rampe muss der Verbindungs-
weg auf einer Lange von ca. 200 Metern weiter nach Osten verlegt werden. Die Que-
rung Uber das anzupassende Bauwerk BW 7637-548 bleibt erhalten. Der Weg wird
hier nur wahrend der Bauzeit voriibergehend verlegt. Der Weg erhélt nach der Verle-

gung eine Kronenbreite von 5,50 m mit einer Bankettbreite von 1,25 m.

Auf der siidwestlichen Seite der Anschlussstelle der ED 7 befindet sich entlang der
Rampen ein 6ffentlicher Feld- und Waldweg in Parallellage zur Erschlieung der um-
liegenden Flurstiicke. Der Weg muss wegen der Anderung der Rampen und der Ver-
legung des Schlotgrabens in diesem Bereich verlegt werden und wird bis zum Ende
des Beschleunigungsstreifens der Tangentialrampe an die gednderten Verhaltnisse
angepasst. Bei einer Kronenbreite von 4,0 m ist eine 3,0 m breite Fahrbahn mit
0,50 m breiten Banketten vorgesehen.

Im Bereich der GVS Ziegelstatt-Stammham wird das BW 7737-537 abgebrochen und
neu errichtet. Dafur muss der im sudwestlichen Quadranten gelegene offentliche
Feld- und Waldweg auf einer Lange von 72 m nach Siiden verschoben werden, Kro-
nenbreite 4,0 m, Fahrbahnbreite 3,0 m, Bankette 0,5 m.
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Auch die Anpassung der nordwestlichen Rampen der Anschlussstelle der B 388 er-
fordert die Verlegung und Anpassung eines Weges. Es erfolgt eine Verschiebung

nach Norden auf einer Lange von etwa 267 m, Kronenbreite 4,0 m, Bankette 0,5 m.

Insgesamt ist der Ausbaustandard so gewahlt, dass er in der Lage ist, den prognosti-
zierten Verkehr aufzunehmen und verkehrssicher zu bewéltigen, wobei auf die dffent-

lichen Belange und die Belange Dritter Riicksicht genommen wurde.
Kreuzungsbauwerke
Es werden folgende Bauwerke teilweise angepasst, abgebrochen und neu errichtet:

BW 7637-545 Briicke zur Uberquerung eines offentlichen Feld- und Waldweges bei
Bau-km 0+333 wird verbreitert. Dazu wird die westliche Kappe abgebrochen und das
BW nach Westen entsprechend RQ 11,5B mit 12,50 m Fahrbahnbreite und einer
Breite von 16,10 m zwischen den Gelandern verbreitert. Im Bestand wie auch im

Verbreiterungsbereich weist das BW eine Flachgriindung auf.

BW 7637-546 zur Uberquerung eines offentlichen Feld- und Waldweges bei Bau-km
0+783,47 wird verbreitert. Dazu wird die westliche Kappe abgebrochen und das BW
nach Westen entsprechend RQ 11,5B mit 12,50 m Fahrbahnbreite und einer Breite
von 16,10 m zwischen den Gelandern verbreitert. Im Bestand wie auch im Verbreite-

rungsbereich weist das BW eine Flachgrindung auf.

BW 7637-547 Briicke ED 7 Uber St 2580 bleibt als hhenfreie Kreuzung in der bishe-

rigen Form erhalten.

BW 7637-548 Brlicke Uber den Schlotgraben bei Bau-km 1+653,59 weist eine lichte
Weite von 6,0 m und eine lichte H6he von minimal 1,38 m auf, die Breite zwischen
den Gelandern betragt 30,90 m. Das BW besteht aus 21 Fertigteilrahmen in unter-
schiedlicher Bauhthe, die miteinander verspannt sind. Grol3e Teile des BW bleiben
erhalten und ermdglichen es, den Verkehr wahrend der Bauzeit aufrecht zu erhalten.
Fur den Umbau der Rampenbereiche werden finf Rahmenteile zurlickgebaut und
durch ein Ortbetonwerk ersetzt. Die Anderung der Querneigung der Rampe fiihrt zu
einer Absenkung der Fahrbahn um 0,15 m auf minimal 1,23 m, die vorhandene lichte
Weite bleibt bestehen. Der minimale Abstand zwischen dem 6ffentlichen Feld- und
Waldweg und der Rampe betragt 2,90 m, eine entsprechende Schutzeinrichtung zur
Trennung der Verkehre wird vorgesehen.

BW 1/1 Briicke Tangentialrampe Uber den Schlotgraben bei Bau-km 0+238 wird er-
forderlich wegen der Anpassung der sudwestlichen Rampen der Anschlussstelle
ED 7. Da das bestehende Stillgewésser moglichst geschont werden soll, kann der
Beschleunigungsstreifen der sudwestlichen Tangentialrampe nicht mehr Uber BW
7637-548 gefuhrt werden, sodass ein Neubau eines BW uber den Schlotgraben er-
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forderlich wird. Die lichte Weite betragt 11,0 m, die lichte Hohe minimal 1,23 m. Die
Breite zwischen den Gelandern betragt analog RQ 9B 10,10 m. Es ist eine Flach-

grindung vorgesehen.

BW 2/1 Briicke tber die GVS Ziegelstatt-Stammham ersetzt das BW 7737-537. Das
neue BW wird als Einfeldbauwerk mit einem Kreuzungswinkel von 90,30 gon errich-
tet. Die minimale lichte Hohe betragt 4,70 m, die lichte Weite des Brickenfeldes
32,0 m. Entsprechend RQ 9B betragt die Breite zwischen den Gelandern 10,10 m. Es

ist wie fir das bestehende BW eine Tiefgriindung vorgesehen.

BW 7737-538 Briicke B 388 Uber die St 2580 bei Bau-km 4+160 bleibt als hohenfreie

Kreuzung erhalten.
Larmschutzanlagen werden nicht errichtet.

Die von dem Ausbau betroffenen Versorgungsleitungen (Strom, Gas, Wasser, Fern-
leitungen etc. ) miussen teilweise an die gednderten Verhéltnisse angepasst werden,
die Kostentragung richtet sich hierbei nach der geltenden Rechtslage, im Einzelnen
sind die Regelungen im Regelungsverzeichnis (Unterlage 11 T) dargestellt. Die An-
passungen sind aus Grinden des offentlichen Wohls erforderlich und kénnen nicht

weiter reduziert werden.

Entwasserung

Das anfallende Niederschlagswasser wird im Bestand Uber Transportmulden in Ver-
sickerschéchte mit vorgeschalteten Absetzschachten entwassert. Kinftig erfolgt die
Entwasserung der gesamten Fahrbahn Uber Rigolenversickerung, Muldenversicke-
rung und Leitungen in den Schlotgraben, einen querenden Graben und einen Teich,
sowie in einem Abschnitt Gber Transportmulden und Entwasserungsleitungen mit
Versickerbecken. Die Details, in welchem Abschnitt, welche Art der Versickerung
stattfindet, sind in der Tabelle auf Seite 55 der Unterlage 1 T dargestellt. In den Ab-
schnitten 1 und 5 bis 7 ist ein System aus Sickermulden, Sicker- bzw. Huckepacklei-
tungen und Sickerdomen vorgesehen. In den Abschnitten 2 und 3 wird das Nieder-
schlagswasser in Mulden gesammelt und gereinigt und tber Sicker- und Huckepack-
leitungen in den Teich geleitet, der innerhalb des siudwestlichen Quadranten der An-
schlussstelle der ED 7 liegt. Dieses Prinzip wird auch bei der westlichen Tangential-
rampe der Anschlussstelle und zwischen Bau-km 1+670 und Bau-km 2+020 ange-
wandt, dort verlaufen die Sickerleitungen zum Schlotgraben hin.

Auch im Abschnitt 4 entwassert die St 2580 tber Versickermulden und Sickerleitun-
gen in einen Vorflutgraben, der in den Schlotgraben mundet. Im Abschnitt 8 wird das
Niederschlagswasser in Transportmulden und Huckepackleitungen gesammelt, und
in einem zentralen Versickerbecken im nordwestlichen Quadranten der Anschluss-
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stelle versickert. Der hohe StraRenrand der St 2580 entwéassert wie bisher in das an-
grenzende Gelande. Die Entwasserung der sonstigen von der BaumalRnahme be-
troffenen StraRen und Wege wird nicht verandert, insbesondere die querenden Feld-
und Waldwege, die tber Versickerschachte an den Stral3entiefpunkten der jeweiligen
Einschnitte entwassern, behalten diese Entwasserung bei und die vorhandenen Ver-
sickereinrichtungen werden dafiir den neuen Verhéltnissen angepasst. Die Lage der

Entwasserungseinrichtungen ist in der Unterlage 18 dargestellt.

Durch die Gestaltung der Entwasserung in Verbindung mit den Auflagen dieses Be-
schlusses ist sichergestellt, dass sich die Entwasserung nicht negativ auf Oberfla-

chengewasser oder das Grundwasser auswirkt.

Immissionsschutz/Bodenschutz

Das planfestgestellte Vorhaben ist mit den Belangen des Larmschutzes nach
§ 41 Abs. 1 BImSchG sowie den Belangen der Luftreinhaltung und des Bodenschut-
zes vereinbar. Der dreistreifige Ausbau der FTO westlich Erding l6st keine Mal3nah-
men der Larmvorsorge aus, da es im Untersuchungsgebiet zu keiner Uberschreitung
der malRgebenden Larmgrenzwerte nach der 16. BImSchV kommt. Auch aus der
Sicht der Luftreinhaltung bestehen gegen die Planung keine Bedenken.

Bei dem Bauvorhaben wurde darauf geachtet, dass beim Ausbau keine vermeidbare
Immissionsbelastung nach § 50 BImSchG entsteht. Durch eine Anderung der Gestal-
tung, den Verzicht auf Teile der MaRnahme oder die Verlegung bestimmter Teile

kann der Immissionsschutz nicht weiter verbessert werden.

Verkehrslarmschutz

Der Schutz der Anlieger vor Verkehrslarm erfolgt beim Stra3enbau nach den ver-
schiedenen, in dieser Reihenfolge zu beachtenden Stufen:

Nach § 50 BImSchG ist bereits bei der Planung von Verkehrswegen darauf zu ach-
ten, dass schadliche Umwelteinwirkungen durch Verkehrslarm auf ausschliel3lich o-
der Uberwiegend dem Wohnen dienende Gebiete sowie auf sonstige schutzbedurfti-
ge Gebiete soweit wie mdglich unterbleiben. Dies gilt zundchst unabhangig von der

Festlegung des Larmschutzes nach der 16. BImSchV.

Beim Bau oder der wesentlichen Anderung von Verkehrswegen ist dariiber hinaus si-
cherzustellen, dass keine schadlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrs-
gerausche hervorgerufen werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind
(vgl. 88 41 ff. BImSchG i. V. m. der 16. BImSchV).

Wenn den vorgenannten Anforderungen nicht durch eine entsprechende Planung

oder technische Vorkehrungen Rechnung getragen werden kann, hat der Betroffene
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gegen den Vorhabenstrager einen Anspruch auf angemessene Entschadigung in
Geld (8 42 Abs. 1 und 2 BImSchG bzw. Art. 74 Abs. 2 Satz 3 BayVwVfG).

§ 50 BImSchG - Trassierung, Gradiente usw.

Unter Abwagung der im Verfahren bekannt gewordenen Belange ist die gewahlte Li-
nie, Héhenlage und sonstige Gestaltung der StrafRe hinsichtlich der Anforderungen
des § 50 BImSchG die richtige Losung. Nach dieser Vorschrift sind bei raumbedeut-
samen Planungen und MafRnahmen die Flachen so zuzuordnen, dass schéadliche
Umwelteinwirkungen auf die ausschlie3lich oder Giberwiegend dem Wohnen dienen-
den Gebiete sowie auf sonstige schutzwirdige Gebiete soweit wie mdglich vermie-
den werden. § 50 Satz 1 BImSchG enthalt einen Planungsgrundsatz, der sich als ob-
jektiv-rechtliches Gebot an die fir die Planungsentscheidung zustandige Stelle wen-
det. In der Rechtsprechung ist der Trennungsgrundsatz als Abwagungsdirektive oder
Optimierungsgebot anerkannt, das allerdings in der Abwagung tberwunden werden
kann (vgl. BVerwG vom 16.3.2006, NVwZ-Beilage | 8/2006, 1/13, vom 9.2.2005,
NVwZ 2005, 813/816, BayVGH Urteil vom 30.10.2007, Az. 8 A 06.40026).

Der bestandsorientierte Ausbau der FTO westlich von Erding entspricht dem Gebot
des § 50 BImSchG, da er ausreichende Abstande zu den schutzwirdigen Bebauun-
gen und Gebieten einhalt und soweit moéglich schadliche Umwelteinwirkungen ver-

meidet.

Rechtsgrundlagen

Die Beurteilung der Zumutbarkeit von Verkehrslarmimmissionen ist grundsatzlich auf

der Grundlage von § 41 BImSchG i. V. m. der 16. BImSchV vorzunehmen.

In § 3 der 16. BImSchV ist die Berechnungsmethode zur Ermittlung der Beurteilungs-
pegel verbindlich vorgeschrieben. Sie hat bei Stral3en nach Anlage 1 der Verord-
nung, den "Richtlinien flr den Larmschutz an Straf3en - Ausgabe 1990 - RLS-90" zu
erfolgen. Die Beurteilungspegel, die als Grundlage fir die Entscheidung heranzuzie-
hen waren, wurden nach dieser Berechnungsmethode ermittelt. Besondere Verhalt-

nisse, die ein Abweichen von diesen Regeln rechtfertigen kénnten, liegen nicht vor.

Der Beurteilungspegel bezieht sich auf die zu bauende oder zu andernde Stralie,
bzw. den zu andernden Nebenbetrieb. Es ist also kein Summenpegel aus allen
Larmeinwirkungen zu bilden (BVerwG vom 21.03.1996, NVwZ 1996, 1003).

Nach § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV ist bei dem Bau oder der wesentlichen Anderung
von offentlichen Straflen sicherzustellen, dass zum Schutz der Nachbarschaft vor
schadlichen Umwelteinwirkungen der Beurteilungspegel einen der nachfolgenden

Immissionsgrenzwerte nicht Uberschreitet:
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a) an Krankenhausern, Schulen, Kurheimen und Altenheimen am Tag 57 dB(A) und
in der Nacht 47 dB(A)

b) in reinen und allgemeinen Wohngebieten und Kleinsiedlungsgebieten am Tag
59 dB(A) und in der Nacht 49 dB(A)

c) in Kerngebieten, Dorfgebieten und Mischgebieten am Tag 64 dB(A) und in der
Nacht 54 dB(A)

d) in Gewerbegebieten am Tag 69 dB(A) und in der Nacht 59 dB(A).

Die Art der in § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV bezeichneten Anlagen und Gebiete ergibt
sich aus der Festsetzung in den Bebauungsplanen. Sonstige in Bebauungsplanen
festgesetzte Flachen fur Anlagen und Gebiete, sowie Anlagen und Gebiete fur die
keine Festsetzungen bestehen, sind nach Abs. 1, bauliche Anlagen im AulRenbereich
nach den Buchstaben a), ¢) und d) dieser Tabelle entsprechend ihrer Schutzbedurf-
tigkeit zu beurteilen. Die Grenzwerte legen fest, welches MalR an schadlichen Um-
welteinwirkungen durch Verkehrsgerdusche zum Schutze der Betroffenen im Regel-

fall nicht Gberschritten werden darf.

Verkehrslarmvorsorgepflicht besteht bei dem Bau oder der wesentlichen Anderung.
Der Bau von Straf3en im Sinne des 8§ 41 BImSchG ist der Neubau. Nur eine wesentli-

che Anderung fiihrt zur Larmvorsorge. Eine wesentliche Anderung liegt nur vor, wenn

- eine Strafl’e um einen oder mehrere durchgehende Fahrstreifen fur den Kraftfahr-

zeugverkehr baulich erweitert wird; oder

- durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel des von dem zu
andernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslarms um mindestens 3 dB(A) oder
auf mindestens 70 dB(A) am Tage oder mindestens 60 dB(A) in der Nacht erhoht
wird. Die Anderung ist auch wesentlich, wenn der Beurteilungspegel des von dem zu
andernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslarms von mindestens 70 dB(A) am
Tage oder 60 dB(A) in der Nacht durch einen erheblichen baulichen Eingriff erhdht

wird; dies gilt nicht in Gewerbegebieten.

Larmberechnung

Die bei den Larmberechnungen zur vorliegenden Planung verwendeten Verkehrszah-
len und deren Zusammensetzung sind der Verkehrsuntersuchung ,St 2580 Flughaf-
entangente Ost 3-/4-streifiger Ausbau von St 2584 bis B 388, Verkehrsprognose
2030“ aus dem Jahr 2013 von Prof. Dr.-Ing. Kurzak entnommen. Fir die Stralen-
oberflache wird mit Ausnahme der Rampenbereiche ein bitumindser Fahrbahnbelag
verwendet, flr den in der Berechnung eine Larmminderung von -2 dB(A) angesetzt
wird. Die detaillierten Ergebnisse der schalltechnischen Berechnung sind in Unterla-

ge 17 dargeleqt.
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4.3.5.1.4 Ergebnis, Darstellung der LarmschutzmalRnahmen und Beurteilung

Der dreistreifige Ausbau der St 2580 Flughafentangente Ost ist mit der Erweiterung

der Trasse um einen weiteren Fahrstreifen als wesentliche Anderung im Sinne von
§ 1 Abs. 2 der 16. BImSchV zu behandeln. Es kommt die Uberprufung auf Einhaltung

der Immissionsgrenzwerte nach 8 2 Abs. 1 der 16. BImSchV zur Anwendung. Wer-

den demnach die Immissionsgrenzwerte Uberschritten, werden Larmschutzmalnah-

men erforderlich.

Gemal der Bauleitplanung der angrenzenden Stadt Erding und den Gemeinden

Oberding und Moosinning sind die einzelnen Gemeindegebiete flachenspezifisch

ausgewiesen. Dabei sind die im AufRenbereich liegenden Gebaude fiir die Larmbe-

trachtung in die Kategorie 3 ,Kern-, Dorf-, oder Mischgebiete” eingestuft:

Niederding, Erdinger StraRe 1: Kern-, Dorf- oder Mischgebiet
Niederding, Erdinger StraRe 2: Kern-, Dorf- oder Mischgebiet
Erding, Anton-Bruckner-StraRe 15: Kern-, Dorf- oder Mischgebiet
Erding, Anton-Bruckner-StraRe 20: Allgemeines oder Reines Wohngebiet
Erding, Franz-Brombach StraRe 2: Gewerbegebiet

Erding, Franz Brombach Stral3e 4: Kern-, Dorf- oder Mischgebiet
Erding, Franz Brombach Stral3e 8: Kern-, Dorf- oder Mischgebiet
Erding, Daimler Stral3e: Gewerbegebiet

Erding, Am Kletthamer Feld: Gewerbegebiet

Erding, Dachauer StraRe: Gewerbegebiet

Ziegelstatt: Kern-, Dorf- oder Mischgebiet

Werndlfing: Kern-, Dorf- oder Mischgebiet

Kempfing: Kern-, Dorf- oder Mischgebiet

Stammham: Kern-, Dorf- oder Mischgebiet

Aufkirchen, Eichenring 20: Kern-, Dorf- oder Mischgebiet

Aufkirchen: Allgemeines oder Reines Wohngebiet

Die LArmberechnung zeigt, dass zwar mit dem Bau eines zusatzlichen Streifens eine

wesentliche Anderung im Sinne der Larmvorsorge gemaR 16. BImSchV vorliegt, es

jedoch durch diesen Ausbau an keinem Gebaude im Untersuchungsgebiet zu einer

Uberschreitung der maRgebenden Larmgrenzwerte nach der 16. BImSchV kommt.
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Bei dem einzigen Gebaude, bei dem der Beurteilungspegel rechnerisch den Immissi-
onsgrenzwert nachts Uberschreitet (Objekt Nr. 10, Am Kletthamer Feld 17, Erding)
handelt es sich um eine Lagerhalle, die keinen schutzbedirftigen Raum im Sinne der
Larmvorsorge darstellt. Demnach brauchen keine zuséatzlichen Larmvorsorgemal3-
nahmen durch den Vorhabenstrager ergriffen zu werden. Der Vorhabenstrager stellt
mit der vorliegenden Planung sicher, dass es zu keinen unzumutbaren Larmauswir-
kungen bei den betroffenen Gebauden kommt. Detaillierte Ergebnisse kdnnen der

Unterlage 1 T (Ziff. 6.1, S. 70 ff.) und Unterlage 17 entnommen werden.

Die Larmbelastungen unterhalb der Grenzwerte sind aus Griinden des offentlichen
Wohls hinzunehmen, die fir den Ausbau sprechenden Griinde Uberwiegen insoweit

gegenuber den privaten Belangen.

Einwédnde zum Larmschutz

Das Landratsamt Erding hat in seiner Stellungnahme auf weitere Immissionsorte
hingewiesen, bei denen es sich Uberwiegend um geplante Vorhaben handelt. Es
wurden daher ergdnzende Larmberechnungen fir die folgenden Grundstiicke
durchgefuhrt: Stadt Erding Flurnummer 2629 (Mischgebiet); Gemeinde Oberding
Flurnummer 2637 (Gewerbegebiet); Gemeinde Moosinning Flurnummer 3065
(Wohnhaus im AuRenbereich behandelt wie Mischgebiet) mit dem Ergebnis, dass
auch hier die Richtwerte nicht Uberschritten werden. Der zusatzlich benannte
Immissionsort Gemeinde Oberding Flurnummer 2094 wurde nicht berechnet, da
dieses Grundstick von der StrallenabaumalRnahme und damit auch von der
Veranderungssperre des Art. 27b BayStrWG erfasst wird, sodass die Entstehung
eines zusétzlichen Immissionsortes nicht zu erwarten ist. Soweit vom Landratsamt
Erding auf die fehlerhafte Bezeichnung von Hausnummern oder Flurstiicke
hingewiesen wurde, hat der Vorhabenstrager diese Bezeichnungen in den
Unterlagen nach entsprechendem Hinweis im Verfahren der ergdnzenden Anhorung
berichtigt, so dass die planfestgestellten Unterlagen die korrekten StralRennamen und
Flurnummern enthalten. Die Tabelle oben enthélt ebenfalls die Kkorrigierten

StralRennamen.

Insbesondere der Verkehrsclub, Deutschland Landesverband Bayern e.V., forderte,
LarmschutzmalRnahmen vorzusehen, auch wenn die gesetzlichen Grenzwerte nicht
Uberschritten seien. Des weiteren misse eine Addition unterschiedlicher Larmquellen
vorgenommen werden, auch wenn sie rechtlich nicht geboten sei. Eine andere
Vorgehensweise wird als nicht fair bzw. unbillig angesehen. Insbesondere der
Landkreis Erding sei bereits durch den Fluglarm erheblich vorbelastet. Es sei zu

bertcksichtigen, dass den Menschen in dieser Region zunachst ein Flughafen und
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spater ein Flughafenzubringer ,direkt vor die Nase gesetzt® worden sei.

Larmschutzmalinahmen wiirden daher als zwingend erachtet.

Die Einwendung wird zuriickgewiesen, da die gesetzlichen Voraussetzungen, den
Vorhabenstrager zu LarmschutzmalRnahmen zu verpflichten, nicht vorliegen. Es wird
dabei nicht verkannt, dass das gesetzliche Konzept, Larmarten getrennt zu betrach-
ten, von Teilen der Bevolkerung kritisch gesehen wird. Die politische Frage, ob die
gesetzliche Konzeption richtig ist, ist aber nicht Gegenstand des Planfeststellungs-
verfahrens. Es ist auch darauf hinzuweisen, dass insbesondere Larmschutzwalle
stets eine Grundinanspruchnahme bedingen, fiir die wegen Nichtiiberschreitung der
malfgeblichen Grenzwerte keine Rechtsgrundlage bestinde. Die Forderung nach
dem Einsatz larmmindernder Fahrbahnbelage auch auf den Rampen wird zuriickge-
wiesen, da wegen der Reibungs- und Scherkréfte hier nur bestimmte Deckschichten
in Betracht kommen und zudem die larmmindernde Wirkung in der Regel erst ab ei-
ner Geschwindigkeit von mehr als 60 km/h zum Tragen kommt, die auf den Rampen

im Regelfall nicht erreicht wird.

Die Larmwirkungen unterhalb der Grenzwerte sind als Abwagungsbelang und in der
UVP berucksichtigt worden. Fir die Anordnung von Larmschutzmaf3nahmen besteht
aber keine Rechtsgrundlage.

Schadstoffbelastung

Das Vorhaben ist mit den Belangen der Luftreinhaltung zu vereinbaren. Diese Fest-
stellung gilt sowohl im Hinblick auf den Mafl3stab des § 50 BImSchG als auch unter
Beachtung der Regelungen des Art. 74 Abs. 2 BayVwV{G.

Nach 8 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen schéadliche Umweltein-
wirkungen auf die ausschlie3lich oder tberwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete
sowie auf sonstige schutzbedirftige Gebiete mdglichst zu vermeiden.

Schéadliche Umwelteinwirkungen im Sinne dieses Gesetzes sind Immissionen, die
nach Art, Ausmalfi oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder er-
hebliche Belastigungen fiir die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizufiihren
(8 3 BImSchG). Die maRgeblichen Grenz- und Luftqualitatswerte sind in der
39.BImSchV enthalten. Zur Abschatzung der Auswirkungen des Vorhabens wurden
Berechnungen anhand der Richtlinien zur Ermittlung der Luftqualitat an Stral3en ohne
oder mit lockerer Randbebauung RLUS 2012 durchgefiihrt, bei denen auch die Vor-
belastung Berticksichtigung findet. Als Ergebnis ist festzustellen, dass die Beurtei-
lungswerte sowohl durch die Vorbelastung als auch durch die Gesamtbelastung an
keinem Immissonsort im Abstand von 30 m zum Fahrbahnrand erreicht bzw. tber-
schritten werden. Der dem Vorhaben nachstgelegene, tatsachlich vorhandene Im-

missionsort ist 34 m entfernt. Auch bei den Uberschreitungshaufigkeiten der Kurz-
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zeitgrenzwerte NO, (Uberschreitung fiinf Mal, zulassig sind 18 Uberschreitungen)
und PMy, (Uberschreitung 23-mal, zulassig sind 35 Uberschreitungen) werden die
maximal zulassigen Uberschreitungshaufigkeiten im Abstand von 34 m nicht tiber-
schritten. Durch den bestandsorientierten Ausbau und die nur geringfligigen Ver-
schiebungen im Trassenverlauf ergibt sich zudem keine nennenswerte Veranderung
gegenuber dem bisherigen Zustand. Die Kfz-Emissionen tragen vorwiegend zur all-
gemeinen Luftverschmutzung bei. Die menschliche Gesundheit wird auch nicht mit-
telbar, also insbesondere Uiber die Nahrung, gefahrdet. Detaillierte Ergebnisse finden
sich in Unterlage 1 T, S. 75 ff., und Unterlage 17. Soweit das Landratsamt Erding die
Uberprifung der Blei- und Arsenkonzentration angeregt hat, zeigen die Werte der
LUB-Stationen, dass selbst an den verkehrlich hochbelasteten Punkten (Landshuter
Allee) im Stadtgebiet Miinchen die Konzentrationen von Blei (gemessen 0,005 pg/m®
Grenzwert 0,5 pg/m®) und Arsen (gemessen 0,6 ng/m? Zielwert 6 ng/m®) deutlich un-
terhalb des Grenz- bzw. Zielwertes liegt, so dass fir die deutlich geringer befahrene
FTO die Grenzwerte sicher eingehalten werden, ohne dass eine gesonderte Berech-
nung erforderlich ware. Soweit das Landratsamt Erding auf die Uberschreitung des
kritischen Wertes fir NO, nach & 3 Abs. 4 der 39. BImSchV hinweist, handelt es sich
hierbei nicht um einen Grenzwert zum Schutz der menschlichen Gesundheit, der ein-
zuhalten ist, sondern lediglich um einen kritischen Wert zum Schutz der Vegetation,
was nach § 1 Nr. 17 der 39. BImSchV bedeutet, dass die Uberschreitung dieses Wer-
tes schadliche Auswirkungen auf manche Rezeptoren, aber nicht fir den Menschen
haben kann. Wenn die Rechtsprechung selbst bei Uberschreitung von Grenzwerten
zum Schutz der menschlichen Gesundheit die Losung regelmaiig der Luftreinhalte-
planung uberlasst und die Zulassigkeit der stralenrechtlichen Planfeststellung nicht
an diesen Werten misst (Ausnahmefall: Einhaltung der Grenzwerte mit Mitteln der
Luftreinhaltung ist ausgeschlossen), dann kann einem Vorhaben erst recht nicht ent-
gegengehalten werden, dass es den kritischen Wert zum Schutz der Vegetation, der
nur einen schwacheren Schutz als ein Grenzwert vermittelt, Gberschreiten wirde. Im
Ubrigen sind im Nahbereich des Vorhabens keine gegeniiber Stickstoffeintragen be-
sonders empfindlichen Okosysteme vorhanden und der vorhabensbedingte Stickstof-

feintrag nimmt mit zunehmender Entfernung vom Fahrbahnrand rasch ab.

Bodenschutz

Die Belastung des Bodens durch den Eintrag von Stoffen aus dem Verkehr und die
Belastung durch die Bauarbeiten sowie die Herstellung und Unterhaltung der Anlage
kénnen wegen des dargestellten offentlichen Interesses an der Durchfihrung des
Vorhabens nach BBodSchG (Nutzungsfunktion im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 3d
BBodSchG) zugelassen werden.
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Schéadliche Bodenverédnderungen im Sinne des 8 2 Abs. 3 i. V. m. 8§ 7 BBodSchG
werden nicht eintreten, denn von der mit bis zu rund 25.700 Kfz/24h belasteten Stra-
3e werden fir die bisher nicht belasteten Béden keine mal3geblichen Beeintrachti-
gungen der Bodenfunktionen eintreten. Die Uberschreitung von in der BBodSchV
(Anhang 2) gemal § 8 Abs. 2 BBodSchG festgelegten Werten ist nicht zu besorgen.
Gesonderte Untersuchungen waren fir diese Einschatzung nicht erforderlich. Aus
den in Anhang 2 zu 8 9 BBodSchV aufgefiihrten Vorsorgewerten kann man den
Schluss ziehen, dass bei einer Verkehrsbelastung bis zu rund 25.700 Kfz/24h und
Fehlen einer maR3geblichen Vorbelastung eine Beeintréachtigung der Bodenfunktionen

nicht zu besorgen ist.
Naturschutz- und Landschaftspflege

Offentlicher Belang

Bei der Erflillung seiner Aufgaben hat der Stralenbaulasttrager die Belange des
Umweltschutzes zu beachten. Bei der Planfeststellung ist die Umweltvertraglichkeit
im Rahmen der Abwagung zu bertcksichtigen. Fur Natur und Landschaft werden
diese Belange konkretisiert durch die in 8 1 BNatSchG enthaltenen Ziele des Natur-
schutzes, der Landschaftspflege und des Schutzes von Lebensraumen. Die sich hie-
raus ergebenden Anforderungen sind untereinander und gegen die sonstigen Anfor-
derungen der Allgemeinheit an Natur und Landschaft abzuwégen. Mit Grund und Bo-
den ist sparsam umzugehen. Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Mal3 zu
begrenzen (siehe z. B. § 1a BauGB und § 1 BBodSchG).

Das betroffene Gebiet und die Beeintrachtigungen sind in den Unterlagen 19.1.1 T
und 19.1.2 T beschrieben. Das Vorhaben muss aber nicht wegen der im Naturschutz-
recht genannten Grundsatze und Ziele unterlassen werden, denn die fiir das Stra-
Renbauvorhaben sprechenden Belange tberwiegen. Den Naturschutzbelangen steht
nach der Rechtslage kein Vorrang zu (BVerwG, NuR 1996, 522); sie haben aber be-
sonderes Gewicht (BVerwG, NVwZ 1991, 364) im Rahmen des Interessenaus-

gleichs.

Die landschaftspflegerische Begleitplanung gibt Aufschluss tUber den Bestand an Na-
tur, Landschaft, Lebensraumen, Arten usw. und zeigt die Konflikte auf, die durch das
Vorhaben verursacht werden. Diese Beeintrachtigungen lassen sich weder durch ei-
ne Variante noch durch zumutbaren Aufwand weiter verringern. Die Minimierungs-
mafinahmen sind in der Unterlage 19.1.1 T und 9.2 T beschrieben. Unter Berlcksich-
tigung dieser Gesichtspunkte und aller maRRgeblichen anderen Belange wird das Vor-
haben deshalb so, wie es beantragt wurde, fir zuldssig gehalten bzw. eine andere

Ldsung nicht fir zumutbar angesehen.
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Verbote

Striktes Recht steht dem Bauvorhaben nicht entgegen.

Schutzgebiete/geschitzte Flachen

Im Untersuchungsgebiet finden sich keine Natura 2000-Gebiete. Das einzige gesetz-
lich geschitzte Biotop im Untersuchungsraum ist das stehende Binnengewdasser
samt seiner Ufer und der uferbegleitenden naturnahen Vegetation sudlich der An-
schlussstelle der ED 7, das kunftig innerhalb der Schleifenrampe liegt. Direkte Ein-
griffe in das Biotop erfolgen abgesehen von der Einleitung von Niederschlagswasser
nicht, seine Verbindung mit dem Umland ist durch die kiinftige Lage innerhalb der
Anschlusstelle aber eingeschrankt. Die daraus resultierenden Beeintrachtigungen fur
die Amphibienwanderung werden durch die Anlage entsprechender Kleintierdurch-
lasse kompensiert. Fur die Uberbauung/Beseitigung oder sonstigen Beeintrachtigun-
gen der im Landschaftspflegerischen Begleitplan (Unterlagen 19.1.1 T und 19.1.2 T)
angegebenen gesetzlich geschiitzten Biotope lassen wir wegen der Kompensierbar-
keit der Eingriffe nach § 15 Abs. 2 S. 2 BNatSchG (vgl. C.4.3.6.3.4 dieses Beschlus-
ses) eine Ausnahme zu (8 30 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 BNatSchG). Ebenso dirfen
aus diesem Grund Hecken, lebende Zaune, Feldgeholze und -gebische einschliel-
lich Ufergeholze oder -geblische und sonstige geschitzte Landschaftsbestandteile
beeintrachtigt werden (88 39 Abs. 5, 39 Abs. 7 BNatSchG, Art. 16 Abs. 1 Satz 1 Nr.
1, Art. 16 Abs. 2, Art. 23 Abs. 3 BayNatSchG). Die Grinde ergeben sich auch aus
den vorstehenden Erlauterungen zur Notwendigkeit der Planlésung unter C.4.3 die-
ses Beschlusses. Die Ausnahme ist ebenfalls von der Konzentrationswirkung des

Planfeststellungsbeschlusses erfasst.

Artenschutz

Artenschutzrechtliche Verbote gemald § 44 Abs. 1 BNatSchG stehen dem geplanten
Vorhaben nicht entgegen, fir die Feldlerche wird eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7
BNatSchG erteilt.

Rechtsgrundlagen

Gemal 8 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wild lebenden Tieren der be-
sonders geschitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu téten
oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu
zerstoren. Besonders geschitzt sind nach 8§ 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG neben allen
europaischen Vogelarten Tierarten, die in Anhang A oder B der EG-Verordnung Nr.
338/97, in Anhang IV der FFH-RL oder in der Rechtsverordnung nach 8§ 54 Abs. 1
BNatSchG aufgefiihrt sind.
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Gemal § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Tiere der streng
geschitzten Arten und der europdischen Vogelarten wahrend der Fortpflanzungs-,
Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu storen; ei-
ne erhebliche Stérung liegt vor, wenn sich durch die Stérung der Erhaltungszustand
der lokalen Population einer Art verschlechtert. Streng geschiitzt sind nach § 7 Abs. 2
Nr. 14 BNatSchG Tierarten, die in Anhang A der EG-Verordnung 338/97, in Anhang
IV der FFH-RL oder in der Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG genannt

sind. Dazu kommen die europaischen Vogelarten.

Gemald § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist es verboten, Fortpflanzungs- oder Ruhestat-
ten der wild lebenden Tiere der besonders geschiitzten Arten aus der Natur zu ent-

nehmen, zu beschadigen oder zu zerstoren.

Gemal § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Pflanzen der be-
sonders geschitzten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entneh-

men, sie oder ihre Standorte zu beschadigen oder zu zerstdren.
§ 44 Abs. 5 BNatSchG

Far nach 8§ 15 BNatSchG unvermeidbare Beeintrachtigungen durch Eingriffe in Natur
und Landschaft, die nach § 17 Abs. 1 oder Abs. 3 BNatSchG zugelassen werden,
sowie fur Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 S. 1 BNatSchG gelten die Zugriffs-,
Besitz- und Vermarktungsverbote gemafl § 44 Abs. 5 BNatSchG nach folgender
Mafgabe: Sind in Anhang IV a) FFH-Richtlinie aufgefiihrte Tierarten, européische
Vogelarten oder solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54
Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgefiihrt sind, liegt ein Versto3 gegen das Verbot des § 44
Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG nicht vor, wenn die dkologische Funktion der von dem Eingriff
oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestatten im rdumlichen Zusam-
menhang weiter erfillt wird (§ 44 Abs. 5 S. 2 Nr. 3 BNatSchG).

Ein VerstoR3 gegen das Tétungs- und Verletzungsverbot liegt nicht vor, wenn die Be-
eintrachtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das T6étungs- und Verletzungsri-
siko fur Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhéht und diese Beein-
trachtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten SchutzmalRnahmen
nicht vermieden werden kann (8 44 Abs. 5S: 1 Nr. 1 BNatSchG).

Wenn Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen Mal3nah-
me, die auf den Schutz der Tiere vor T6tung oder Verletzung oder ihrer Entwick-
lungsformen vor Entnahme, Beschadigung oder Zerstorung und die Erhaltung der
Okologischen Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestétten im raumlichen Zusam-
menhang gerichtet ist, beeintrachtigt werden und diese Beeintrachtigungen unver-
meidbar sind, werden ebenfalls keine Verbotstatbestande verwirklicht (8 44 Abs. 5 S:
1 Nr. 2 BNatSchG).
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Soweit erforderlich kdnnen auch vorgezogene Ausgleichsmalinahmen festgesetzt
werden. Fir Pflanzen nach Anhang IV Buchst. b) gilt entsprechendes. Sind andere
besonders geschitzte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur Durchfihrung eines
Eingriffs oder Vorhabens kein Verstol3 gegen die Zugriffs-, Besitz- und Vermark-
tungsverbote vor. Insoweit wird auf die nachfolgenden Ausfiihrungen zu 8§ 15

BNatSchG verwiesen.

Kommt es unter Bertcksichtigung der oben dargestellten MalRgaben zu projektbe-
dingten Verletzungen von Zugriffsverboten, so muss gepruft werden, ob gemal § 45
Abs. 7 BNatSchG im Einzelfall weitere Ausnahmen von den Verboten zugelassen

werden konnen.

Prifmethodik

Die artenschutzrechtliche Beurteilung nach 8§ 44 BNatSchG setzt eine ausreichende
Ermittlung und Bestandsaufnahme zum Vorkommen der relevanten Arten voraus.
Der Prufung brauchen diejenigen Arten nicht unterzogen zu werden, fur die eine ver-
botstatbestandsmé&Rige Betroffenheit durch das jeweilige Projekt mit hinreichender

Sicherheit ausgeschlossen werden kann (Relevanzschwelle).

Das methodische Vorgehen der vom Vorhabenstrager vorgelegten speziellen arten-
schutzrechtlichen Prifung (saP), die Grundlage der Beurteilung durch die Planfest-
stellungsbehdrde ist, orientiert sich an den mit Schreiben der Obersten Baubehdrde
vom 12. Februar 2013, Az. 1127-4022.2-001/05, eingefiihrten und dort im Anhang an-
gefugten ,Hinweise zur Aufstellung naturschutzfachlicher Angaben zur speziellen ar-
tenschutzrechtlichen Prifung in der StraRenplanung (saP)" (Oberste Baubehdrde am
Bayer. StMI. 2013).

Die Datengrundlagen fir die saP sind in den Unterlagen 1 T, 19.1 T und 19.1.3 T
dargestellt, auf die Bezug genommen wird.

In einem ersten Schritt wurden alle Arten, die nicht nachgewiesen werden konnten
und deren Nachweis nicht zu erwarten ist, von der weiteren Priifung ausgeschieden.
Fur jede nachgewiesene streng geschitzte Art, Art des Anhangs IV der FFH-RL und
Vogelart wurden die moglichen Projektwirkungen und die Verbotstatbestande nach
8§ 44 BNatSchG gepruft. Die Vogelarten wurden dazu teilweise in 6kologische Grup-
pen eingeteilt und die Abschéatzung der Vorhabensfolgen auf dieser Ebene durchge-
fuhrt. Diese Vorgehensweise halten wir fur rechtlich zulassig und ausreichend, da
Vogelarten bei denen die Beurteilung, ob ein Verbotstatbestand erfiillt ist oder nicht

schwieriger war, gesondert und vertieft abgehandelt wurden.

Die vorliegende Untersuchung ist fir die artenschutzrechtliche Beurteilung ausrei-

chend. Die Untersuchungstiefe hangt maf3geblich von den naturrdumlichen Gege-
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benheiten im Einzelfall ab. Das Recht nétigt nicht zu einem Ermittlungsaufwand, der
keine zuséatzliche Erkenntnis verspricht (vgl. BVerwG, Beschluss v. 18.06.2007, Az. 9
VR 13/06; BVerwG, Beschluss v. 13.03.2008, Az. 9 VR 9/07).

Bei der Prifung der Erfullung der Verbotstatbestande sind gem. § 44 Abs. 5 Satz 3
BNatSchG die vorgesehenen Schutz-, Vermeidungs- und Minimierungsmaflinahmen

sowie vorgezogene AusgleichsmalRnahmen zu bericksichtigen.

4.3.6.2.2.3 Bertucksichtigung von MaRnahmen zur Vermeidung und Minimierung

Wesentliche Minimierungs- und Vermeidungsmafinahmen, insbesondere zur Sen-
kung der Zerschneidungs- und Trenneffekte und zur Senkung des Kollisionsrisikos

sowie zur Vermeidung baubedingter T6tungen, sind:
- 10 V: Vorsichtiges Fallen der Baume mit potenziellen Fledermausquartieren.

Die Fallung von Baumen mit Quartiermdglichkeiten fir Baumfledermause soll aul3er-
halb der Winterruhezeit, d. h. im September bis spéatestens Mitte Oktober, erfolgen.
Die Baume werden vorsichtig umgelegt und verbleiben noch fiir mindestens eine
Nacht vor Ort. Die MaRnahmen entfallen, wenn die Hohle gut einsehbar ist und durch
einen Fledermausexperten zweifelsfrei festgestellt werden kann, dass sich keine Fle-

dermause im potenziellen Quartier befinden.

- 11 V: Aufstellung von Schutzzaunen fur Flederméuse entlang der St 2580 wahrend
der Bauzeit der Briicke dstlich Stammham BW 7737-537 bzw. BW 2/1

Der Schutzzaun, der wahrend der aktiven Phase der Fledermé&use (01.Méarz bis 15.
November) erforderlich ist, muss mindestens 4 m hoch sein und sich beidseits der
Briicke erstrecken. Durch den Schutzzaun werden die Flederméause, die die bisherige
Briicke als Leitstruktur genutzt haben, gezwungen, die St 2580 in so groRer Hohe zu
tberqueren, dass das Kollisionsrisiko soweit minimiert ist, dass kein spezifisch erhoh-

tes Kollisionsrisiko verbleibt.

- 12 V: Rodungsarbeiten missen aul3erhalb der Brutsaison erfolgen, es darf also kein
Gehdélzschnitt im Zeitraum vom 1. Marz bis 30. September erfolgen, um eine unmit-

telbare Schadigung von Brutstatten der vorkommenden Vogelarten zu vermeiden.

4.3.6.2.2.4 Ergebnis

Zusammenfassend wurde bei der speziellen artenschutzrechtlichen Untersuchung
festgestellt, dass aufgrund der Lebensraumausstattung des Untersuchungsgebietes
und der allgemeinen Verbreitungssituation der Arten von dem Bauvorhaben insge-
samt sieben Fledermausarten des Anhangs IVa) der FFH-RL betroffen werden, die
noch néher hinsichtlich der Verwirklichung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
standen nach 8§ 44 Abs. 1 Nr. 1 - Nr. 3 BNatSchG zu Uberprifen waren: Kleine/Grol3e



-89 -

Bartfledermaus (Myotis cf. Mystacinus/Brandtii), GroRer Abendsegler (Nyctalus noc-
tula), Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii), Zwergfledermaus (Pipistrellus pi-
pistrellus), Braunes Langohr (Plecotus auritus), Graues Langohr (Plecotus austria-
cus), Zweifarbfledermaus (Verspertillo murinus), und zwolf wertgebende Vogelarten
des Art. 1 der V-RL Bluthénfling (carduelis cannabina), Feldlerche (Aluada arvensis),
Feldsperling (Passer montanus), Gartenrotschwanz (Phoenicurus phoenicurus),
Goldammer (Emberiza citrinella), Haussperling (Passer domesticus), Kiebitz (Vanel-
lus vanellus), Klappergrasmiuicke (Sylvia curruca), Kuckuck (Coculus canorus), Pirol
(Oruolus oriolus), Wachtel (Coturnix coturnix) und Wiesenschafstelze (Motacilla fla-
va). Vorkommen von nach Anhang IVb) der FFH-RL streng geschutzten Pflanzenar-

ten waren im Untersuchungsgebiet nicht nachzuweisen.
Fledermause

Im gesamten Untersuchungsraum konnten die Arten GroRRer Abendsegler, Rauhaut-
fledermaus und Zwergfledermaus nachgewiesen werden. Vorkommen des Kleinen
Abendseglers, der sich anhand der Rufanalyse nicht einwandfrei vom Grof3en
Abendsegler unterscheiden lasst, sind flr das Untersuchungsgebiet nicht bekannt.
Ebenfalls in die Liste der betroffenen Arten aufgenommen wurden weitere Arten, de-
ren Vorkommen anhand der Artenschutzkartierung nicht auszuschlie3en ist, sowie
Arten, die zwar in der Artenschutzkartierung aufgefiihrt sind, deren Nachweis bei der
Kartierung jedoch nicht gelang, fiir die aber potenzielle Lebensraume im Untersu-
chungsgebiet vorhanden wéaren. Bartfledermause wurden an straldennahen Gehdlzen
kartiert, an einer Scheune vor Aufkirchen wurden Langohren kartiert. Haufig nutzten

Flederméuse StraRenunter- und Uberfihrungen an der St 2580 als Querungshilfe.

Fur einige Arten ist durch den Ausbau mit einer Verstarkung der Trennwirkung zu
rechnen, da die Fahrbahn verbreitert wird. Da alle momentanen Querungshilfen der
Fledermause Uber die St 2580 in absehbarer Zeit wieder vorhanden sind, ist keine
Zunahme der Gefahrdung der Fledermause durch Kollisionen mit Kraftfahrzeugen zu

erwarten.

In den stralRenbegleitenden Gehdlzen wurden neun potenzielle Feldermausquartiere
kartiert, wovon zwei durch Gehdlzrodung im Zuge der Baufeldfreimachung verloren
gehen. Bei allen kartierten potenziellen Quartieren handelt es sich um Sommerquar-
tiere. Aufgrund des geringen Umfangs sind die kartierten B&ume nicht als Winter-
quartiere geeignet. Um zu vermeiden, dass ggf. darin befindliche Fledermuse zu
Schaden kommen, werden die Baume aul3erhalb der Wochenstuben- und Winterru-
hezeit, d. h. im September bis spatestens Mitte Oktober vorsichtig gefallt und bis zum
Ausfliegen der dort versteckten Tiere liegengelassen. Baubedingte Totungen von
Flederm&ausen und damit Tatbestande nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kdnnen

dadurch ausgeschlossen werden.
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Die potenziellen Quartiere in den zwei Baumen stellen auch potenzielle Ruhestétten
der baumbewohnenden Flederméause dar, die nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zer-
stort werden. Eine nennenswerte Beeintrachtigung der lokalen Quartierverbande von
baumhdhlenbewohnenden Fledermausarten, im Gebiet v. a. die Rauhautfledermaus,
ist allein aufgrund der geringen Zahl der verloren gehenden potenziellen Quartiere
nicht zu besorgen. Auch ohne weitere Maflinahmen bleibt die 6kologische Funktion
der Fortpflanzungs- und Ruhestatten im zeitlichen und rdumlichen Zusammenhang
nach § 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG damit weiterhin erfillt.

Zudem fallen unvermeidbare Toétungen von europaisch geschitzten Tierarten bei
Kollisionen mit Kraftfahrzeugen beim Betrieb der Strale nach § 44 Abs. 5 Nr. 1
BNatSchG nicht unter das Tétungs- und Verletzungsverbot, wenn — wie hier — das
Vorhaben das Totungs- und Verletzungsrisiko nicht signifikant erhdht und diese Be-
eintraachtigung bei Anwendung der geboetenen, fachlich anerkannten Schutzmalf3-
nahmen nicht vermieden werden kann. Eine Erhéhung des Kollisionsrisikos fir die

betroffenen Fledermausarten ist nicht zu erwarten.

Européaische Vogelarten

Im Zuge der Kartierungen wurden 67 Arten festgestellt, davon 47 Arten als Brutvogel.
Hinsichtlich der Seltenheits- bzw. Gefahrdungsgrades ist der Kiebitz hervorzuheben,
von dem im Jahr 2014 zwei Brutpaare kartiert wurden. Weiterhin ist die Feldlerche
von Bedeutung, die in den Ackerflachen beidseits der St 2580 als mdglicher Brutvo-
gel kartiert wurde. Bluthanfling, Wiesenschaftstelze und Gartenrotschwanz sind
wahrscheinliche Brutvigel im Untersuchungsraum. Weit verbreitet sind Goldammer
und Feldsperling, der Pirol britet wahrscheinlich am Isarkanal, auch Wachtel und
Kuckuck wurden nachgewiesen. Es zeigt sich, dass der Untersuchungsraum fir die
Vogel der halboffenen Agrarlandschaften und der halboffenen Agrarlandschaften mit

Gehoblzen von Bedeutung ist.

Stérungen durch den Ausbau kénnen sich durch die Erhéhung des Verkehrsauf-
kommens ergeben, da sich hierdurch der Schallpegel erhéht und sich die Effektdis-
tanz verschiebt. Lebensraumverluste und- beeintrachtigungen durch Larm und visuel-
le Wirkungen sind vor allem bei feldbewohnenden Arten zu erwarten, genauer zu be-
trachten war insbesondere die Feldlerche, die eine hohe Empfindlichkeit in Bezug auf
Verlarmung besitzt. Die Verteilung der Brutreviere im Jahr 2012 (neun in einer Ent-
fernung von bis 300 m vom Fahrbahnrand) und 2014 (zwolf in einer Entfernung von
300-500 m) lasst erkennen, dass Reviere bis zu 100 m an die Fahrbahn heranrei-
chen, eine starke Beeintrachtigng ist also nur in einem Abstand von bis zu 100 m
vom Fahrbahnrand zu erwarten. Durch den Ausbau verschiebt sich der Fahrbahn-
rand, es ist damit zu rechnen, dass die Habitateignung im Bereich zwischen alter und

neuer 100 Meterlinie sowie zwischen alter und neuer 300 m Linie weiter abnimmt. Ei-
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ne weitere Abnahme erfolgt durch den Verkehrsklassenwechsel (10.001 bis 20.000
auf 20.001 bis 30.000 Kfz/24h). Sieben der 21 Brutreviere liegen zwischen der neuen
100 Meterlinie und der alten 300 Meterlinie, hier andert sich die Habitateignung nicht.
Zwischen der alten und neuen 100m Linie wurde ein Brutpaar kartiert, die Habitateig-
nung sinkt um 50%, so dass rechnerisch 0,5 Brutpaare ihr Revier aufgeben werden.
Zwischen der neuen 300m Linie und der alten 500m Linie wurden zwoélf weitere
Feldlerchen Brutreviere kartiert. Die Habitateignung nimmt um 10% ab, wodurch 1,2
Brutpaare ihr Revier verlieren. Insgesamt verlieren also 1,7 Brutpaare ihr Revier, der

Ausgleich fur diesen Verlust erfolgt im Rahmen der Malinahme 15A FCS T.

Bei den Ubrigen Vogelarten ergibt sich keine Notwendigkeit von CEF- oder FCS-
MalRRnahmen weil diese Arten zumeist weniger larmempfindlich sind oder ihre Brut-
platze nicht innerhalb der jeweiligen Effektdistanzen liegen. Die Details zu den ein-
zelnen Arten finden sich in Unterlage 19.1.1 T S. 52 ff und in Unterlage 19.1.3 T. Die-
sen Arten kommt insbesondere die Beschrankung der Zeiten, in denen Geholzrodun-

gen zulassig sind, zu Gute.

Zusammenfassung

Bei allen nach Europarecht streng geschiitzten relevanten Tier- und Vogelarten, kann
nach den Ergebnissen der speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (Unterlagen 1
T, 19.1.1 T und 19.1.3 T) sowohl die Erfillung des Tétungsverbots nach § 44 Abs. 1
Nr. 1 BNatSchG als auch des Stérungsverbots nach 8§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG un-
ter Berticksichtigung der unter C.4.3.6.2.2.3 in diesem Beschluss genannten Vermei-
dungs- und Minimierungsmalnahmen vermieden werden. Unter Beriicksichtigung
der vorgezogenen Ausgleichsmal3nahme unter C.4.3.6.2.2.4 in diesem Beschluss
kann auch der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ausgeschlossen

werden.

Einzige Ausnahme ist die Feldlerche. Fiur diese kann ein Eintritt des Schadigungs-
verbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG nicht ausgeschlossen werden, da zwei
Brutreviere (rechnerisch 1,7) aufgrund der abnehmenden Habitateignung wegen Ver-
larmung verloren gehen. In den ursprunglichen Planunterlagen war die Ma3nahme
15 A CEF vorgesehen um sicherzustellen, dass die 0kologische Funktion der von
dem Vorhaben betroffenen Fortpflanzungsstatte im rdumlichen Zusammenhang wei-
terhin erfillt wird. Allerdings hat sich herausgestellt, dass entsprechende Flachen im
raumlichen Zusammenhang nicht freihndig zu erwerben waren. Ebenso war es nicht
maoglich Uber entsprechende Vertrage eine Bereitstellung der Flachen fir diese pro-
duktionsintegrierte KompensationsmalRnahmen abzuschlie3en. Hintergrund ist die
hohe Inanspruchnahme von Flachen und Ausgleichsflachen in der Gegend durch di-
verse Infrastrukturprojekte (Ausbau Flughafen, Ausbau FTO, Neubau Erdinger Ring-

schluss, Neubau ED 99), die sich negativ auf die Bereitschaft, Ausgleichsflachen zur
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Verfigung zu stellen, auswirkt. Eine dauerhafte dingliche oder schuldrechtliche Si-
cherstellung der Verfiigbarkeit der Flachen, wie sie fur eine CEF-Mallnahme erfor-
derlich ist, scheidet also aus. Die Mal3hahmen dennoch per Planfeststellung mit ent-
sprechender enteignungsrechtlicher Vorwirkung festzusetzen, erscheint vor dem Hin-
tergrund der Bedeutung des Eigentums als nach Art. 14 GG geschitzes Grundrecht,
im konkreten Fall problematisch. Auch wenn eine Enteignung grundsétzlich auch fir
Ausgleichsflachen maoglich ist, ist dafur erforderlich, dass die MalRnahmen nur auf
bestimmten, dann festzulegenden Flachen méglich sind. Eine solche Festlegung, wa-
rum die Mallnahme auf genau bezeichnete Flachen angewiesen ist, war hier natur-
schutzfachlich zweifelhaft. Gerade bei MaRnahmen, die bereits vom Konzept her auf
wechselnden Flachen stattfinden kdnnen, wie Lerchenfenster oder Blihstreifen, be-
dirfte es einer eingehenden naturschutzfachlichen Begrindung, warum hierfur nur
bestimmte Flurstlicke geeignet wéren, da diese MaRnahmen vom Grundsatz her auf
unterschiedlichsten Flachen durchgefihrt werden kénnen. Die Mindestanforderun-
gen, wie ein Mindestabstand zu Verkehrswegen und Strukturen mit einer gewissen
Hohe (da die Feldlerche diese meidet), sind nicht so hoch, dass sie nur auf einzelnen
Grundstucken erfullbar waren, zumal nur zwei Brutreviere betroffen sind, so dass
auch an die zusammenhangende Flache keine zu hohen Anforderungen zu stellen
sind. Insofern hat der Vorhabenstrager im konkreten Fall zu Recht zur Schonung des
Privateigentums von der Beantragung der Festlegung von Flachen mit enteignungs-
rechtlicher Vorwirkung abgesehen und stattdessen im Rahmen der 1. Tektur vom
23.02.2018 eine Ausnahme beantragt, da er die dann erforderlichen FCS-
MalRnahmen auf gut geeigneten Flachen realisieren kann, die derzeit nicht in land-
wirtschaftlicher Nutzung stehen und bei denen der freihdandige Erwerb der erforderli-

chen Berechtigung in Form einer Dienstbarkeit unmittelbar bevorsteht.

4.3.6.2.2.5 Artenschutzrechtliche Ausnahme

Von dem artenschutzrechtlichen Schadigungsverbot des 8§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG
wird fur die Feldlerche eine Ausnahme gemaR § 45 Abs. 7 Nr. 5 BNatSchG erteilt.

Zwingende Grinde des Uberwiegenden 6ffentlichen Interesses

Gemal § 45 Abs. 7 Satz 1 Nrn. 4 und 5 BNatSchG kdnnen Ausnahmen von den
Verboten nach § 44 Abs. 1 BNatSchG im Interesse der Gesundheit des Menschen,
der offentlichen Sicherheit oder aus anderen zwingenden Griinden des Uberwiegen-
den offentlichen Interesses einschliel3lich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art

zugelassen werden.

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts kommen im Rahmen des
Gebietsschutzes als Abweichungsgrinde nach Art. 6 Abs. 4 Unterabs. 1 FFH-RL ne-

ben Griinden sozialer oder wirtschaftlicher Art sowie den benannten Abweichungs-
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grinden des Art. 6 Abs. 4 Unterabs. 2 FFH-RL auch vielfaltige andere Griinde in Be-
tracht (vgl. BVerwG vom 05.12.2008, Az. 9 B 28/08). Inhaltliche Beschrankungen, die
Uber die Ausrichtung auf ein offentliches Interesse hinausgehen, sind Art. 6 Abs. 4
Unterabs. 1 FFH-RL nicht zu entnehmen (BVerwG vom 12.03.2008, Az. 9 A 3.06). Im
Rahmen der artenschutzrechtlichen Ausnahmeprifung gelten jedenfalls keine stren-
geren Anforderungen (vgl. BVerwG vom 05.12.2008 aaO; vgl. im Hinblick auf die Zu-
lassung einer Abweichung im Interesse der offentlichen Sicherheit im Sinne des Art.
9 Abs. 1 Buchst. a) V-RL: BVerwG vom 16.03.2006, Az. 4 A 1075/04; HeVGH vom
21.08.2009, Az. 11 C 318/08.T).

Zwingende Grinde des Uberwiegenden o6ffentlichen Interesses liegen zu Gunsten

des geanderten planfestgestellten Vorhabens vor.

Es wird auf die obigen Ausflihrungen zur Bedeutung des aus verkehrlichen Griinden
erforderlichen Ausbaus verwiesen. Hinzu kommt die deutliche Steigerung der Ver-
kehrssicherheit durch die Schaffung von Uberholmdglichkeiten und Anpassung der

Einfahrten, die ebenfalls weiter oben ausgefihrt wurden.

In Abwégung mit dem gegenlaufigen Belang des Artenschutzes Uberwiegen hier die
Grunde fur den Ausbau der FTO. Der Verlust von zwei Brutrevieren, der nur wegen
der mangelnden Verfugbarkeit von Ausgleichsflachen im Nahbereich des Vorhabens
zur Verwirklichung des Verbotstatbestandes fiihrt, der aber an anderer Stelle ausge-
glichen werden kann und so den Erhaltungszustand der Populationen der Art nicht
beeintrachtigt, wird von uns geringer gewichtet als die Mdglichkeit sichere Uber-
holmdglichkeiten an einem Streckenabschnitt zu schaffen, der bislang durch - teil-
weise todliche — Verkehrsunfélle vor allem im Rahmen von Uberholvorgangen ge-

kennzeichnet ist.

Keine zumutbare Alternative

Gemessen an den Mal3stdben des Artenschutzrechts gibt es ebenfalls keine zumut-
bare Alternative. Die Nullvariante kommt insbesondere aus Grinden der Verkehrssi-
cherheit nicht in Betracht. Alle anderen Varianten filhren ebenso wie die Vorzugsva-
riante zum Wegfall der beiden Feldlerchenreviere, sind fir die Art also nicht glinstiger
als die Vorzugsvariante. Die urspriinglich angedachte Alternative der Realisierung ei-
ner CEF-MalRnahme zur Vermeidung des Eintritts des Verbotstatbestandes hat sich
mangels Flachenverfigbarkeit im Nahbereich des Vorhabens als nicht realisierbar
herausgestellt. Fur die konkret betroffenen Brutstatten hatte auch diese Alternative im
Ubrigen nichts an ihrem Wegfall geandert, nur die Habitatverbesserungen zur Stiit-
zung der Population, die aber ohnehin anderen als den betroffenen Brutpaaren zu-
gutegekommen wéren, waren naher am Vorhaben realisiert worden. Insofern ist der

Unterschied zwischen diesen beiden Varianten mit CEF- oder FCS-MalRhahme nur
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ein rechtlicher. Fachlich sind sich beide Varianten sehr &hnlich und die unterstellt

leicht guinstigere scheidet mangels Realisierbarkeit aus.

Erhaltungszustand der Populationen einer Art

Gemal § 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG darf eine Ausnahme nur zugelassen werden,
wenn sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert, so-
weit nicht Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 91/43/EWG (FFH-RL) weitergehende Anforde-
rungen enthélt. Der hier verwendete Begriff der Population ist ein anderer als der in
§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG verwendete Begriff der lokalen Population. Bei der Beur-
teilung des kunftigen Erhaltungszustands ist nicht allein auf die jeweilige 6rtliche Po-
pulation abzustellen. Mal3geblich ist vielmehr, ob die Population als solche in ihrem
natirlichen Verbreitungsgebiet, das tber das Plangebiet hinausreicht, als lebensfahi-
ges Element erhalten bleibt (vgl. BVerwG vom 12.03.2008, Az. 9 A 3.06). Das
schlief3t nicht aus, dass in die Beurteilung auch die Auswirkungen auf die ortliche Po-
pulation mit einflieRen. Verschlechtert sich der Erhaltungszustand der betroffenen lo-
kalen Population nicht, so steht damit zugleich fest, dass keine negativen Auswirkun-
gen auf den Erhaltungszustand der Art in ihrem tberdrtlichen Verbreitungsgebiet zu
besorgen sind. Ergeben sich hingegen negative Auswirkungen auf die lokale Popula-
tion, so ist ergédnzend eine weitrdumigere Betrachtung geboten. Dann ist zu fragen,
ob eine Beeintrachtigung des lokalen Vorkommens sich auf die Stabilitat der Art im

Uberdrtlichen Rahmen negativ auswirkt (vgl. BVerwG aaO).

Der Erhaltungszustand der Uberértlichen Population verschlechtert sich nicht. Um
dies sicherzustellen wird auf dem Gebiet der Gemeinde Oberding die MalRBhahme
15 FCS T durchgefihrt. Diese Flachen, bei denen der Erwerb der geeigneten Be-
rechtigung in Form einer Dienstbarkeit unmittelbar bevorsteht, liegen im gleichen Na-
turraum wie die Flachen, die verloren gehen. Sie gehéren zur selben Metapopulation,
wobei auch Austauschbeziehungen zu den lokalen Populationen am Eingriffsort be-
stehen. Auf der Flache selbst wurden keine Feldlerchen gefunden, norddstlich von ihr
sind aber Feldlerchennachweise gelungen. Auf einer Flache von 1,6 ha werden auf
drei unterschiedliche Arten optimale Habitatstrukturen geschaffen. Auf einer Teilfl&-
che wird Luzerne gepflanzt, auf einer Teilflache Wintergetreide mit doppeltem Saat-
reihenabstand und Lerchenfenstern und auf einer Teilfliche extensives Grinland.
Soweit ein Meidungsverhalten gegentber dem bestehenden Hochspannungsmasten
in einer Entfernung bis zu 100 m anzunehmen ist, kann die als Extensivgrinland auf-
gewertete Flache dennoch zur Nachrungssuche verwendet werden. Durch die Kom-
bination aus Brut- und Nahrungsflachen wird die Wahrscheinlichkeit fir eine erfolg-
reiche Brut erhoht. Durch die MalRnahme, die fachlich eine hohe Erfolgswahrschen-
lichkeit verspricht kann der rechnerische Verlust von zwei Brutrevieren kompensiert

und so der Erhaltungszustand der Populationen der Art gesichert werden.
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Naturschutzrechtliche Kompensation (Folgenbewaltigung)

Eingriffsregelung

Nach den gesetzlichen Bestimmungen des 8§ 15 BNatSchG hat der Vorhabenstrager,

der Eingriffe (siehe dazu 8§ 14 BNatSchG) in Natur und Landschaft vornimmt,

- vermeidbare Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beein-
trachtigungen sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff
verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeintrachtigungen

von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben sind.

- verbleibende erhebliche Beeintrachtigungen auszugleichen (Ausgleichs-

mafinahmen) oder in sonstiger Weise zu ersetzen (Ersatzmaflinahmen).

Ein Eingriff darf nicht zugelassen werden, wenn die Beeintrdchtigungen nicht zu ver-
meiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind und
die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwagung aller

Anforderungen an Natur und Landschaft im Rang vorgehen.

Um festzustellen, ob ein Eingriff vorliegt, ob er vermeidbar ist und wie der Eingriff bei
Unvermeidbarkeit auszugleichen oder zu ersetzen ist, werden nach der Methodik der
BayKompV die Auswirkungen des Eingriffs auf den Wirkraum erfasst. Dabei umfasst
der Wirkraum den durch den Eingriff betroffenen Raum, in dem sich anlage-, bau-,
und betriebsbedingte Wirkungen im Sinn des 8§ 14 Abs. 1 BNatSchG ergeben kénnen
(8 3 BayKompV).

Dabei wird zunachst der tatsachliche Ausgangszustand von Natur und Landschaft mit
dem Schutzgut Landschaft erfasst, sowie mit den folgenden Schutzgitern des Natur-
haushalts sowie dem Wirkungsgefliige zwischen ihnen: Tiere und Pflanzen ein-
schlieBlich ihrer Lebensraume (Arten und Lebensrdume), Boden, Wasser, Klima und
Luft. Der tatsachliche Ausgangszustand von Natur und Landschaft im Wirkraum wird
dabei unter Berlcksichtigung der durch das Vorhaben zu erwartenden erheblichen
Beintrachtigungen erfasst und hinsichtlich ihrer Leistungs- und Funktionsfahigkeit
bewertet. Die Methodik folgt den Anlagen der BayKompV, wobei das Schutzgut Ar-
ten- und Lebensrdume bewertet wird, indem flachenbezogen bewertbare Merkmale
und Auspragungen in die vier Kategorien ,hoch®, ,mittel”, ,gering”, oder ,keine natur-
schutzfachliche Bedeutung” eingestuft und innerhalb der jeweils gefundenen Katego-
rie mit Wertpunkten versehen werden. Nicht flachenbezogen bewertbare Merkmale
und Auspragungen des Schutzguts Arten und Lebensraume werden verbal argumen-

tativ bewertet, ebenso das Schutzgut Landschaftsbild und die weiteren Schutzguter.
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Nach der Erfassung des Ausgangszustandes werden zur Ermittlung der Auswirkun-
gen des Eingriffs die zu erwartenden erheblichen Beeintrachtigungen der Leistungs-
und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts und des Landschaftsbilds durch den Ein-
griff ermittelt und bewertet. Die Erheblichkeit der Beeintrachtigung ergibt sich aus den
Funktionsauspragungen der Schutzgiter gemal? der Erfassung des Ausgangszu-
stands sowie der Stérke, Dauer und Reichweite (Intensitat) der bau-, anlage-, und
betriebsbedingten Wirkungen des Vorhabens. Eingriffe sind nach 8 5 Abs. 2 S. 2
BayKompV nicht erheblich, wenn zu erwarten ist, dass sich die beeintrachtigten
Funktionen der Schutzguter innerhalb einer Frist von drei Jahren nach Inanspruch-
nahme der betroffenen Flache selbststandig wiederherstellen und nach Ablauf dieser
Frist keine nachhaltigen negativen Auswirkungen auf die Funktionen der Schutzguter
verbleiben. Die Intensitdt vorhabensbezogener Wirkungen fiir das Schutzgut Arten
und Lebensrdume wird bei flachenbezogen bewertbaren Merkmalen und Auspréagun-
gen durch Ermittlung des Beeintrachtigungsfaktors nach Anlage 3.1, Spalte 3 ermit-
telt, die Beeintrachtigung nicht flachenbezogener Merkmale und Auspragungen wird
verbal argumentativ bewertet, ebenso wie die Beeintréchtigung aller weiteren

Schutzguter.

Der Bedarf an Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen (Kompensationsbedarf) ergibt sich
unter Beriicksichtigung der VermeidungsmafBhahmen aus einem wertenden Ver-
gleich der Natur und Landschaft vor und nach dem Eingriff. Vermeidungsmalnah-
men sind dabei alle zumutbaren MalRnahmen, die das Eintreten erheblicher Beein-

trachtigungen ganz oder teilweise verhindern.

Dabei wird der Kompensationsbedarf fur flachenbezogen bewertbare Merkmale und
Auspragungen des Schutzguts Arten und Lebensraume rechnerisch nach Anlage 3.1
der BayKompV ermittelt, indem die Quadratmeter beeintrachtigte Flache mit den
Wertpunkten des Ausgangszustands und dem Beeintrachtigungsfaktor multipliziert
werden. Der ergdnzende Kompensationsbedarf fur nicht flachenbezogen bewertbare
Merkmale und Auspragungen des Schutzguts Arten und Lebensrdume wird argu-
mentativ bestimmt. Im Regelfall werden die Funktionen der Schutzguter Boden,
Wasser, Klima und Luft durch die Kompensationsmaf3nahmen fur das Schutzgut Ar-
ten und Lebensraume abgedeckt, was zu begriinden ist. Andernfalls wird der ergén-
zende Kompensationsbedarf verbal argumentativ ermittelt, ebenso wie der Kompen-

sationsbedarf fur das Schutzgut Landschaftsbild.

Der Ausgleich hat dabei grundsatzlich durch Realkompensation zu erfolgen. Fur fla-
chenbezogen bewertbare Merkmale und Ausprégungen des Schutzguts Arten und
Lebensraume wird der Kompensationsumfang dabei rechnerisch nach Anlage 3.2 der
BayKompV ermittelt, wobei der in Wertpunkten ermittelte Kompensationsumfang die-

ses Schutzguts dem in Wertpunkten ermittelten Kompensationsbedarf entsprechen
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muss. Der ergdnzend erforderliche Kompensationsumfang fur nicht flachenbezogen
bewertbare Merkmale und Ausprdgungen des Schutzguts Arten und Lebensraume
wird verbal bestimmt, ebenso wie der Kompensationsumfang bei den weiteren

Schutzgutern.

Die Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen sind entsprechend dem ermittelten Kompen-
sationsumfang festzulegen. Sofern eine funktionale Kompensation nicht moglich ist,
kénnen die erheblichen Beeintrachtigungen durch gleichwertige andere Funktionen
maoglichst mit Wechselwirkungen zu den beeintrachtigten Funktionen ersetzt werden.
Eine Ausgleichs- und ErsatzmalRnahme kann geeignet sein, sowohl erhebliche Be-
eintrachtigungen flachenbezogen und nicht flachenbezogen bewertbarer Merkmale
und Auspragungen des Schutzguts Arten und Lebensraume als auch erhebliche Be-
eintrachtigungen mehrerer Schutzguter zu kompensieren (8 8 Abs. 4 S. 1 Bay-
KompV). Erhebliche Beeintrachtigungen mehrerer Schutzgiter sollen méglichst
durch eine oder mehrere kombinierte Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen auf einer
Flache kompensiert werden, dartber hinaus sollen zusammenhé&ngende Gebiete fur
Ausgleichs- und Ersatzmafnahmen angestrebt werden. Die Flacheninanspruchnah-
me landwirtschaftlich genutzter Flachen fir Ausgleichs- oder ErsatzmafRnahmen soll
nicht groRer sein als die Eingriffsflache (8 8 Abs. 5 BayKompV). Ausgleichserforder-
nisse nach anderen Rechtsvorschriften sind als Ausgleichs- oder Ersatzmalinahmen
im Sinn des § 15 BNatSchG anzuerkennen, soweit die die Anforderungen der Bay-
KompV erflllen (§ 8 Abs. 6 BayKompV). Ausgleichs- oder ErsatzmalRnahmen sind
vorrangig auf geeigneten, einvernehmlich zur Verfligung gestellten Grundsticksfla-
chen und bei Vorhaben der 6ffentlichen Hand auf Grundstliicken, die im Eigentum

des jeweiligen Vorhabenstragers stehen, zu verwirklichen (§ 8 Abs. 7 BayKompV).

Ausgleichs- und UnterhaltungsmaRhahmen sind nach § 10 Abs. 3 BayKompV durch

staatliche Trager als Eingriffsverursacher ohne zeitliche Begrenzung zu unterhalten.

Wird ein Eingriff zugelassen oder durchgefiihrt, obwohl die Beeintréchtigungen nicht
zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind,
hat der Verursacher Ersatz in Geld zu leisten. Die Ersatzzahlung bemisst sich nach
den durchschnittlichen Kosten der nicht durchfihrbaren Ausgleichs- und Ersatzmalf3-
nahmen. In diese sind nach 8 19 BayKompV insbesondere folgende Komponenten
einzurechnen: Herstellungs-, Pflege-, und Unterhaltungskosten im Bemessungszeit-
raum fur regelmaRig anfallende MalRnahmen; Kosten fur die Planung, die sonstige
Verwaltung und das Personal, fur die 20% der Herstellungs-, Pflege-, und Unterhal-
tungskosten anzusetzen sind sowie Kosten des Flachenerwerbs entsprechend den
Bodenrichtwerten gemafld den Ermittlungen des Gutachterausschusses nach dem
BauGB zuzlglich Nebenkosten. Sind diese Kosten nicht feststellbar, bemisst sich die

Ersatzzahlung nach Dauer und Schwere des Eingriffs unter Berlcksichtigung der
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dem Verursacher daraus erwachsenden Vorteile. Die Kosten sind nicht feststellbar,
wenn entsprechende Ausgleichs- oder ErsatzmalRnahmen objektiv nicht mdglich
sind. Die Ersatzzahlung ist von der zustéandigen Behorde im Zulassungsbescheid o-
der, wenn der Eingriff von einer Behérde durchgefihrt wird, vor der Durchfiihrung des
Eingriffs festzusetzen. Die Zahlung ist grundséatzlich vor der Durchfiihrung des Ein-

griffs zu leisten.

Dieses Entscheidungsprogramm des BNatSchG steht selbststdndig neben den fach-
planungsrechtlichen Zulassungsregeln (BVerwGE 85, 348, 357). Die Prufungsstufen
sind einzuhalten. Es gilt aber auch das UbermafRverbot (BVerwG vom 18.03.20009,
NVwZ 2010, 66, zur bis 28.02.2010 geltenden Rechtslage).

Vermeidbarkeit/Unvermeidbarkeit der Beeintrachtigungen

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG vom
30.10.1992, NVwZ 1993, 565) stellt das Gebot, vermeidbare Beeintrachtigungen von
Natur und Landschaft bei Eingriffen (also Veranderungen der Gestalt oder Nutzung
von Grundflachen, die die Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts oder das Land-
schaftsbild erheblich oder nachhaltig beeintrachtigen kénnen) zu unterlassen (§ 15
Abs. 1 BNatSchG), striktes Recht dar. Die Planfeststellungsbehérde hat dieses Ver-
meidungsgebot also zu beachten, wobei jedoch der Begriff der Vermeidbarkeit nicht
in einem naturwissenschaftlichen Sinn zu verstehen ist, sondern der rechtlichen Ein-
grenzung anhand der Zielsetzung der Eingriffsregelung bedarf. Als vermeidbar ist
nach BNatSchG im Ergebnis eine Beeintréchtigung anzusehen, wenn das erforderli-
che Vorhaben an der vorgesehenen Stelle ohne oder mit geringeren Beeintrachti-
gungen unter verhaltnismaligem Mitteleinsatz verwirklicht werden kann. Das Ver-
meidungsgebot verlangt also nicht eine Unterlassung des Vorhabens, sondern die
Vermeidung zu erwartender Beeintrdchtigungen. Es gehort zur sog. Folgenbewalti-
gung.

Die Planung entspricht diesem strikten naturschutzrechtlichen Gebot. Insoweit wird
auf die Erlauterungen und die vorgesehenen MaRRnahmen im landschafts-

pflegerischen Begleitplan (Unterlagen 19.1.1 T, 9.1 T und 9.2 T) Bezug genommen.

Der vorgelegte Landschaftspflegerische Begleitplan orientiert sich an den Richtlinien
fur die landschaftspflegerische Begleitplanung im StraRenbau 2011 unter Berticksich-
tigung der Anderungen, die im Rundschreiben vom 31.5.2013 von der Obersten
Baubehdorde im Bayerischen Staatsministerium zur Einfihrung in Bayern bekannt ge-
geben wurden. Die Bilanzierung des Kompensationsbedarfs erfolgte nach Bay-

KompV.

Der Untersuchungsraum gliedert sich in unterschiedliche Bezugsraume, innerhalb

derer jeweils eine weitgehend einheitliche Auspragung von bestimmten Funktionen
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und Strukturen vorliegt. Im Landschaftspflegerischen Bestands- und Konfliktplan (Un-
terlage 19.1.27) ist jeweils dargestellt, fir welche Funktionen Eingriffe verbleiben, die

einen Kompensationsbedarf auslésen.

Als Bezugsraum 1 definiert der LBP die landwirtschaftlich intensiv genutzten Flachen
zwischen der Anschlussstelle zur St 2084 und der ED 7. Die Ackerflachen dienen
Feldlerche und Wiesenschaftselze als Lebensraum, 6stlich der St 2580 liegen struk-
turreiche Gehdlze und Streuobstwiesen mit mittlerer Biotop- und Landschaftsbildfunk-
tion vor. Die Lehmb6dden haben eine hohe Bedeutung fiir die Regler- und Speicher-
funktion, den Grundwasserschutz und die Filter- und Pufferfunktion. In diesem Be-

zugsraum sind keine Oberflachengewasser betroffen.

Zum Bezugsraum 2 gehort das Gewerbegebiet Erding West, wobei die Gewerbefla-
chen keine Funktionalitat fur die Schutzguter aufweisen. In den umgebenden Grin-
bereichen wurden Streuobstbestande und naturnahe Gehdlze, sowie extensiv ge-
nutzte Grunlandflachen angelegt. Diese weisen eine mittlere Biotop- und Habitatfunk-
tion auf. Die Begrinungen stellen eine wichtige strukturelle Gliederung der zum
Grol3teil ausgeraumten Landschaft dar. Durch die Verlegung der Anschlussstelle zur
St 2580 wird in den Streuobstbestand eingegriffen, der als Lebensraum und Ruhe-
statte von Bedeutung ist.

Der Bezugsraum 3 beinhaltet den Schlotgraben einschlielich seiner Zuflisse, der
Schlotgraben wird als strukturarm eingestuft, da er vorwiegend der Entwéasserung der
umliegenden landwirtschaftlichen Flachen dient. Das Stillgewasser an der An-
schlusstelle zur ED 7 ist das einzige gesetzlich geschutzte Biotop im Untersuchungs-
raum und Lebensraum von Amphibien und Libellen. Fortpflanzungsfahige Amphibien
nutzen das Gewasser als Laichraum. Sommer- und Uberwinterungsquartiere stellen
die umliegenden und weiter entfernten Gehdlzstrukturen und Wiesenflachen dar, wo-
bei der Schlotgraben und die wasserfiihrenden, in den Schlotgraben einmiindenden
kleineren Graben als Wanderkorridore und Nahrungshabitate genutzt werden. Zu
diesem Bezugsraum gehdren auch die Feldgeholze entlang der St 2580 mit Bedeu-
tung fur die Einbindung der StralRe in die Landschaft. Die intensiv landwirtschatftlich
genutzten Flachen entlang des Schlotgrabens weisen geringe Habitatfunktion auf,
der Offenlandcharakter ist duch die Gehdlze entlang von Graben und Verkehrswegen
eingeschrankt, Feldlerchenbrutplatze fehlen. Die Boden weisen teilweise eine hohe
Bedeutung fur die Regler- und Speicherfunktion und die Filter- und Pufferfunktion auf.

Bezugsraum 4 ,Grinland und Wald zwischen Aufkirchen und Stammham® umfasst
zum Grol3teil Extensivwiesen und mesophilen Laubwald, sowie einen Zuflussgraben
des Schlotgrabens, intensiv genutztes Grinland und Ackerflachen kommen ebenfalls
vor. Ebenfalls finden sich die straRenbegleitenden Gehélze an der Briicke Uber die

GVS, die Flederméausen als Querungshilfe dient. Die Extensivwiesen, der Laubwald,



- 100 -

die stralRenbegleitenden Gehdlze und der Graben sowie die Kraut- und Hochstau-
denfluren dienen vielen Lebewesen als Nahrungs- und Lebensraum. Die Habitatfunk-
tion kann im Vergleich zu den anderen, lUberwiegend landwirtschaftlich genutzten
Flachen als besonders hochwertig eingestuft werden und das Landschaftsbild ist ab-
wechslungsreicher gestaltet. Die Lehmbdden haben eine hohe Bedeutung fir die
Regler- und Speicherfunktion, den Grundwasserschutz und die Filter- und Pufferfunk-

tion.

Bezugsraum 5 beinhaltet das Gebiet zwischen der GVS Ziegelstatt-Stammham und
der Anschlusstelle zur B 388 mit den hochwertigen stral3enbegleitenden Hecken-
strukturen, die Tieren und Pflanzen als Habitat dienen. Die Heckenstrukturen haben
Biotopfunktion und binden die St 2580 in die Landschaft ein. Durch den Bezugsraum
verlauft ein Entwasserungsgraben. Die Lehmbéden haben eine hohe Bedeutung fir
die Regler- und Speicherfunktion, den Grundwasserschutz und die Filter- und Puffer-

funktion.

Der Bezugsraum 6 ,Mittlere Isar* beeinhaltet einen kleinen Teil des MIK, in dessen
Umgebung u.a. Pirol, Goldammer und verschiedene Fledermausarten nachgewisen
wurden. Straf3enbegleitende Heckenstrukturen dienen zahlreichen Tieren und Pflan-
zen als Nahrungs- und Lebensraum. Die Lehmbdden haben eine hohe Bedeutung fur
die Regler- und Speicherfunktion, den Grundwasserschutz und die Filter- und Puffer-

funktion.

Die Projektwirkungen auf die Schutzgiter werden in der Konfliktanalyse (Kapitel 4
der Unterlage 19.1.1 T) ermittelt, indem die Projektwirkungen der Empfindlichkeit der
Funktionsrdume gegenilbergestellt werden und ein verbleibender Kompensationsbe-

darf wird ausgewiesen.

Anlagebedingte Projektwirkungen sind solche, die durch den Baukdrper der Stral3e,
sowie seine Bauwerke und Nebenanlagen verursacht werden. Dazu gehért die dau-
erhafte Versiegelung und Uberbauung von Bodenflachen, die zu einem vollstandigen
Verlust der vorhandenen Biotopstrukturen fiihrt, hiervon sind rund 75.000 m? betrof-
fen. Durch die dauerhafte Versiegelung verlieren die Flachen auch ihre Versicke-
rungsfahigkeit. Zu Veréanderungen an Oberflachengewéassern kommt es beim Schlot-
graben, der im Bereich der Anschlussstelle der ED 7 verlegt wird. Ebenfalls in diesem
Bereich kommt das bestehende Stillgewasser kiinftig innerhalb der Schleifenrampe
zu liegen. AufRerdem wird ein Graben ndrdlich der Bricke der GVS Ziegelstatt-
Stammham verlegt. Zu den anlagebedingten Auswirkungen gehdort auch die Trenn-
und Barrierewirkung. Im Bereich der Anschlussstelle zur ED 7 werden der bisherige
Schlotgraben und das Stillgewasser von den umliegenden Lebensrdumen getrennt.
Um die Wanderbewegungen der Amphibien zu erhalten, miissen geeignete Durch-

lasse eingebaut werden. Die visuellen Wirkungen der FTO werden dadurch mini-
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miert, dass die stralRenbegleitenden Geholze, soweit sie fir den Ausbau entfernt

werden, wieder angepflanzt werden.

Betriebsbedingte Projektwirkungen entstehen insbesondere durch den Betrieb der
Stral3e und sind am Verkehrsaufkommen ablesbar. Dies fuhrt zu LArmwirkungen, die
sich in unterschiedlicher Intensitat auf die betroffenen Vogelarten auswirken. Der
Schwerpunkt der Schadstoffeintrage liegt innerhalb von 10 m zum Fahrbahnrand, da
hier der Abfluss- und Spritzwasseranteil am grof3ten ist, mit groRerer Entfernung
nehmen die Schadstoffeintrage deutlich ab, wesentliche Eintrage in empfindliche Bio-
tope sind auszuschlieBen. Eine Kollisionsgefahrdung besteht durch die Trennung der
Amphibienlebensrdume wegen der Umgestaltung der Anschlussstelle zur ED 7, wes-

halb hier geeignete Durchlasse vorgesehen sind.

Zu den baubedingten Auswirkungen gehort insbesondere die vortibergehende Fla-
cheninanspruchnahme, die rund 97.000 m? betragt. Es entstehen temporére Emissi-
onen, im wesentlichen Larm und Staub. Aufgrund der zeitlichen und rdumlichen Be-
grenzung ist aber nicht davon auszugehen, dass die bauzeitlichen Emissionen ein
Niveau erreichen, das Uber das Mal} des StralRenverkehrs hinausgeht. Temporare
Verdrangungseffekte und Beeintrachtigungen von Brutplatzen sind im Hinblick auf die

Avifauna nicht auszuschlie3en, aber nur voribergehender Natur.

Zur Minimierung der durch den Baubetrieb bedingten Beeintrdchtigungen werden
verschiedene MalRnahmen durchgefuhrt. Zum einen wird der Flachenverbrauch
durch den bestandsorientierten Ausbau minimiert und durch die Wahl der Anbauseite
werden 6kologische Belange wie im Variantenvergleich dargestellt, weitestmdglich
geschont. Zum anderen werden durch diverse Gestaltungsmalinahmen die Beein-
trachtigungen des Landschaftsbildes minimiert und seine Funktionen wiederherge-
stellt. Dazu gehdren die Bepflanzung der Béschungen mit Einzelbdumen und He-
cken, soweit dies im Hinblick auf die Verkehrssicherheit unbedenklich ist. Graben-
und Muldenbdschungen werden der Selbstbegriinung durch Sukzession tberlassen,
um sich zu standorttypischen Biozdnosen zu entwickeln. Die einzelnen MalRhahmen
sind unten in diesem Beschluss nach den Ersatz- und AusgleichsmalRnahmen aufge-

listet und den entsprechenden Konflikten zugeordnet.

Zum anderen werden bei der Durchihrung der BaumalRhahme Vermeidungsmal3-
nahmen getroffen. Als Mal3nahmen zur Vermeidung von Beeintrachtigungen von Na-
turhaushalt und Landschaftsbild gelten alle zumutbaren MalRhahmen, die das Eintre-
ten erheblicher Beeintrachtigungen ganz oder teilweise verhindern (8 6 Abs. 2 Bay-
KompV). Diese sind in den Unterlagen 19.1.1 T und 9.1.2 T detailliert dargestellt. Es
handelt sich dabei um MalRnahmen zum Schutz angrenzender Biotopflachen
(Schutzzaune, MalBhahme 9 V T), zum Schutz von moglicherweise in den betroffe-

nen Quartierbaumen befindlichen Flederméausen (vorsichtiges Fallen und Begren-



4.3.6.3.3

-102 -

zung des Zeitraums Malinahme 10 V), zur Vermeidung von Kollisionen der Fleder-
mause bei der Uberquerung der St 2580 (Schutzzaune, MaRnahme 11 V) und zum
Schutz von Fledermausen und Brutvdgeln (Zeitenbeschrankung, MalRhahme 12 V).
Zusétzlich sind Amphibienleiteinrichtungen und - durchlasse vorgesehen (Malinahme
16 V)

Verbleibende Beeintrachtigungen

Bei der BaumalRnahme erfolgen Eingriffe in den Naturhaushalt. Die Ursachen liegen
vor allem in Flachenversiegelungen von bisher unversiegelten Stralennebenflachen
(bestehende Béschungen der FTO) und landwirtschaftlichen Nutzflachen. Infolge der
Fahrbahnverbreiterung und der vorhabensbedingten Verkehrserhbhung nehmen
auch die fur Vogel bedeutsamen Larmemissionen und Scheuchwirkungen zu, so
dass die Habitateignung angrenzender Flachen beeintrachtigt wird. Erheblich betrof-
fen ist hiervon insbesondere die Feldlerche. Es verbleiben in den einzelnen Bezugs-

raumen des Wirkraumes die folgenden Konflikte.
Bezugsraum 1: Es bestehen Konflikte mit den folgenden Funktionen:

- Biotopfunktion durch den Verlust von straBenbegleitenden Gehdlzen und
Offenlandbiotopen (Konflikt 1B)

- Habitatfunktion durch den Verlust von Feldlerchenlebensraum (Konflikt 1H)

- Bodenfunktion durch die Versiegelung, welche aber keinen erganzenden
Kompensationsbedarf, da dieser durch die Kompensationsmaf3nahmen fur das

Schutzgut Arten und Lebensraume abgedeckt wird (Konflikt 1BO).

- Landschaftsbildfunktion durch die technische Uberpragung durch den Verlust von
wertgebenden strukturierenden Elementen (Konflikt 1L)

Bezugsraum 2: Es bestehen Konflikte mit den folgenden Funktionen

- Biotopfunktion durch den Verlust von stra3enbegleitenden Gehdlzen und
Offenlandbiotopen (Konflikt 2B)

- Habitatfunktion durch den Verlust von stral3enbegleitenden Geholzen und
Offenlandbiotopen (Konflikt 2H)

- Bodenfunktion durch die Versiegelung, welche aber keinen ergénzenden
Kompensationsbedarf auslost, da dieser durch die Kompensationsmaf3inahmen

fur das Schutzgut Arten und Lebensrdume abgedeckt wird. (Konflikt 2BO)

- Landschaftsbildfunktion durch die technische Uberpragung durch den Verlust von

wertgebenden strukturierenden Elementen (Konflikt 2L)

Bezugsraum 3: Es bestehen Konflikte mit den folgenden Funktionen:
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Biotopfunktion durch den Verlust von straBenbegleitenden Gehdlzen,

Offenlandbiotopen und Gewasserstrukturen (Konflikt 3B)

Habitatfunktion durch den Verlust von stral3enbegleitenden Gehdlzen welche

Vogel und Fledermause als Nistplatz nutzen (Konflikt 3H)

Bodenfunktion durch die Versiegelung, sowie Beeintrachtigung der
Wanderbewegungen von Amphibien. Es wird aber kein ergénzender
Kompensationsbedarf ausgelost, da dieser durch die Kompensationsmal3nahmen

fur das Schutzgut Arten und Lebensrdume abgedeckt wird (Konflikt 3BO).
Wasserfunktion durch die Verlegung des Schlotgrabens (Konflikt 3W)

Landschaftsbildfunktion durch die technische Uberpragung durch den Verlust von

wertgebenden strukturierenden Elementen (Konflikt 3L)

Bezugsraum 4: Es bestehen Konflikte mit den folgenden Funktionen:

Biotopfunktion durch den Verlust von Gehdlzsdumen und ©kologisch
hochwertigen Biotopstrukturen mit langer Entwicklungsdauer, sowie durch den

Verlust von stral3enbegleitenden Geholzen und Offenlandbiotopen (Konflikt 4B)

Habitatfunktion durch den Verlust von Orientierungs- und Leitstrukturen von

Fledermé&usen und aquatischen Lebensraumen (Konflikt 4H)

Bodenfunktion durch die Versiegelung. Es wird aber kein erganzender
Kompensationsbedarf ausgeldst, da dieser durch die Kompensationsmaf3nahmen

flr das Schutzgut Arten und Lebensrdume abgedeckt wird (Konflikt 4BO).

Wasserfunktion durch die Verlegung des Grabens zur Anlage einer
Versickerungsmulde (Konflikt 4W)

Landschaftsbildfunktion durch die technische Uberpragung durch den Verlust von

wertgebenden strukturierenden Elementen (Konflikt 4L)

Bezugsraum 5: Es bestehen Konflikte mit den folgenden Funktionen:

Biotopfunktion durch den Verlust von strallenbegleitenden Gehoélzen und
Offenlandbiotopen (Konflikt 5B)

Habitatfunktion durch den Verlust von stralenbegleitenden Geholzen und
Offenlandbiotopen. Es verbleibt aber kein erganzender Kompensationsbedarf
(Konflikt 5H).

Bodenfunktion durch die Versiegelung. Es wird aber kein erganzender
Kompensationsbedarf ausgeldst, da dieser durch die Kompensationsmal3nahmen

fur das Schutzgut Arten und Lebensraume abgedeckt wird (Konflikt 5BO).
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- Landschaftsbildfunktion durch die technische Uberpragung durch den Verlust von

wertgebenden strukturierenden Elementen (Konflikt 5L)
Bezugsraum 6: Es bestehen Konflikte mit den folgenden Funktionen:

- Biotopfunktion durch den Verlust von stralBenbegleitenden Gehdlzen und
Offenlandbiotopen (Konflikt 6B)

- Habitatfunktion durch den Verlust von stralRenbegleitenden Gehélzen und
Offenlandbiotopen. Es verbleibt aber kein ergédnzender Kompensationsbedarf
(Konflikt 6H).

- Bodenfunktion durch die Versiegelung. Es wird aber kein erganzender
Kompensationsbedarf ausgeldst, da dieser durch die Kompensationsmaf3hahmen

fur das Schutzgut Arten und Lebensraume abgedeckt wird (Konflikt 6BO).

- Landschaftsbildfunktion durch die technische Uberpragung durch den Verlust von

wertgebenden strukturierenden Elementen (Konflikt 6L)

Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen, naturschutzrechtliche Abwagung

Nach § 15 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sind unvermeidbare Beeintrdchtigungen auszu-
gleichen (AusgleichsmalRnahmen) oder zu ersetzen (ErsatzmalRnahmen). Die Pflicht
zu moglichen Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen ist nach der Rechtsprechung des
BVerwG (Urteil vom 30.10.1992, NVwZ 1993, 565 und Urteil vom 01.09.1997, NuR
1998, 41) striktes Recht, also einer Abwagung nicht zuganglich. Eine Abwéagung fin-
det naturschutzrechtlich erst im Rahmen des § 15 Abs. 5 BNatSchG (spezifisch na-
turschutzrechtliche Abwagung) statt. Davon zu unterscheiden ist die planerische Ab-
wagung, bei der es darum geht, die Bedeutung der Belange gegentiberzustellen und
die Auswahl unter mehreren verhéltnismafigen und geeigneten Maf3nahmen so vor-
zunehmen, dass die 6ffentlichen Belange und die Belange Privater moglichst gering
betroffen werden.

Fur die Ermittlung des Kompensationsbedarfs sind maf3gebliche Gesichtspunkte die
Auswirkungen der Stralenbaumaflinahme auf die Arten- und Biotopausstattung im
betroffenen Raum unter Einbeziehung der dadurch bedingten Unterbrechungen bzw.
Stérungen aller Wechselbeziehungen, auf das Funktionsgefiige der Natur, auf das
Landschaftsbild, die Erholung und den Naturgenuss und auf Boden, Wasser, Klima
und Luft. Untersuchungsraum, -inhalt, -methode und -schwerpunkte wurden zutref-
fend in den Unterlagen 19.1.1 T, 19.1.2 T und 9.3 T dargestellt.

Ausgeglichen ist eine Beeintrachtigung, wenn und sobald die beeintrachtigten Funk-
tionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das
Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt

ist eine Beeintrachtigung, wenn und sobald die beeintrachtigten Funktionen des Na-
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turhaushalts in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind
und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist. Bei der Festsetzung
von Art und Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen sind die Programme
und Plane nach den 88 10 und 11 BNatSchG zu beriicksichtigen.

Beim Ausgleich handelt es sich um keinen exakten naturwissenschatftlichen Begriff.
Er zielt auf Folgenbeseitigung, aber eher im Sinne von Kompensation als im Sinne
von Restitution. Er hat moglichst gleichartig zu erfolgen, soweit es um die 6kologi-
schen Funktionen geht. Bei der Beeintrachtigung des Landschaftshildes geniigt die
landschaftsgerechte Neugestaltung. Ersatz hingegen ist die moglichst ahnliche, in je-
dem Fall aber gleichwertige Kompensation. Diese erfolgt grundsatzlich im durch den

Eingriff betroffenen Raum.

Das naturschutzfachliche Kompensationskonzept orientiert sich an den zu erwarten-
den, nicht vermeidbaren Eingriffen, den fachlichen Zielsetzungen des Arten- und Bio-
topschutzprogramms und den Abstimmungen mit dem Landratsamt Erding, Untere
Naturschutzbehotrde. Im Sinne der fachlichen Zielsetzungen und der Eingriffe in Na-
turhaushaltsfunktionen werden im Konzept Flachen vorgesehen, auf denen ein Aus-

gleich der Flachenverluste moglich ist.

Um die verbleibenden Konflikte und Beeintrachtigungen zu kompensieren wurde ein
Malnahmekonzept entwickelt. Dabei wurden Malinahmen gewahlt, die nach Moég-
lichkeit den Lebensraumverlust oder die graduelle Habitatminderung der Arten kom-
pensieren, die durch den Ausbau besonders betroffen sind, also der gehoélzbewoh-
nenden Vogelarten, der Offenlandart Feldlerche und der betroffenen Fledermause.
Die MaRnahmen wurden so gewdhlt, dass sie nach Méglichkeit auch gleichzeitig den
artenschutzrechtlichen Erfordernissen entsprechen und zur Kompensation fir den
Verlust von Biotop- und Habitatfunktion sowie der Bodenfunktion dienen kénnen. Vor-
rangig wurde auf Flachen zurtickgegriffen, die im Besitz der Strallenbauverwaltung
sind. Ebenfalls vorrangig wurden produktionsintegrierte Kompensationsmal3hahmen
gewahlt. Die Konflikte, sowie die zu ihrer Kompensation gewéhlten Mal3nahmen sind
dabei im Detail in der Unterlage 9.4 T dargestellt. In dieser Tabelle ist auch jeweils
die Bewertung nach BayKompV dargestellt. Die Tabelle ist dabei nach den oben dar-
gestellten Bezugsrdumen gegliedert. Die Gestaltungsmal3hahmen wurden dabei nur
im Schutzgut Landschaft als Ausgleichsmal3nhahme angerechnet.

Folgende MalRnahmen in einem Umfang von 18,56 ha mit insgesamt 353.359 Wert-

punkten sind vorgesehen:

Die MaRnahme 1A ,Entwicklung einer artenreichen Extensivwiese, Pflanzung einer

naturnahen Hecke (nérdlich Anschlussstelle B 388) kompensiert die Versiegelung
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und Uberbauung von Offenlandbiotopen und den Verlust von hochwertigen stralzen-
begleitenden Gehdlzstrukturen (Konflikt 5B).

Die Maflinahme 2A ,Entwicklung einer artenreichen Extensivwiese (6stlich Moosin-
ning)* erhoht das Struktur- und Lebensraumangebot und kompensiert dadurch die
Versiegelung und Uberbauung von Offenlandbiotopen sowie den Verlust von hoch-

wertigen stralRenbegleitenden Gehdlzstrukturen (Konflikt 1B).

Die MalRBnhahme 3A ,Anlegen einer Streuobstwiese; Pflanzung einer naturnahen He-
cke (6stlich Moosinning)“ dient unter anderem der Aufwertung des Landschaftsbildes
sowie dem Erhalt und der Steigerung der Artenvielfalt und sie kompensiert den Ver-
lust von stral3enbegleitenden, hochwertigen Gehdlzstrukturen sowie die Versiegelung

und Uberbauung von Offenlandbiotopen (Konflikt 3 B).

Die Malinahme 5A ,Rickbau und Entsiegelung der ehemaligen, nicht mehr benttig-
ten StraBenflachen (Anschlussstellen zur ED 7 und B 388)“ dient der Wiederherstel-
lung der naturlichen Boden- und Biotopfunktionen und gleicht den Verlust von stra-
Renbegleitenden, hochwertigen Geholzstrukturen und die Versiegelung von Offen-
landbiotopen aus (Konflikt 3B).

Die MalRlnahme 6E ,Aufweitung eines Grabenbachbettes (Gewerbegebiet Erding-
Sud)* verbessert die Struktur des Aufhausener Kulturgrabens. Sie ersetzt daher die
vorubergehende strukturelle Beeintrachtigung des Schlotgrabens, der verlegt und
durch ein zusatzliches Bauwerk tberquert wird. Durch diese Verlegung gehen aqua-
tische Lebensraumstrukturen und stralRenbegleitende Gehdlzstrukturen verloren, die
durch die Malinahme 6E ersetzt werden (Konflikt 3B).

Die MaRnahme 7A ,Anbringen von Fledermausnisthilfen (Anschlussstelle ED 7, sid-
ostlich Aufkirchen)” sichert die raumliche Funktionalitat in Bezug auf das Angebot von
geeigneten Fledermausnistplatzen. Es wir dadurch der Konflikt ausgeglichen, der
durch die Entfernung von zwei potenziellen Fledermausquartieren im Bezugsraum 3
entsteht (Konflikt 3H). Als Ausgleich fir die zwei potenziellen Fledermausquartiere

werden in der N&he acht Nisthilfen aufgehangt.

Die MalRnahme 8E ,Entwicklung eines Feuchtlebensraumes (Langengeisling)* mit
der Initialpflanzung verschiedener Rohrichtsorten ersetzt den Verlust von stralRenbe-
gleitenden, hochwertigen Gehdlzstrukturen sowie die Versiegelung und Uberbauung
von Offenlandbiotopen (Konflikt 4B).

Die MaRnahme 13E T ,Entwicklung einer artenreichen Extensivwiese (Finsing)®
dient neben der Strukturanreicherung und Aufwertung des Lebensraumpotentials der
Flache insbesondere der Schaffung von Nahrungs- und Brutmaoglichkeiten fir Gold-
ammer und Feldsperling und kompensiert dadurch die Versiegelung und Uberbauung
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von Offenlandbiotopen und den Verlust von hochwertigen stralRenbegleitenden Ge-

holzstrukturen in den verschiedenen Bezugsraumen (Konflikte 1B, 5B, 6B).

Die MalRnahme 23E ,Anlegen einer Streuobstwiese (Ostlich Finsing)“ schafft neue
Nahrungs- und Bruthabitate fir verschiedene Vogelarten, erhélt und steigert die Ar-
tenvielfalt und wertet das Lebensraumpotential der Flache auf. Dadurch wird Ersatz
geschaffen fiir die Konflikte 5B und 3B (Versiegelung und Uberbauung von Offen-

landbiotopen, Verlust von hochwertigen stral3enbegleitenden Geholzstrukturen).

Die MaRnahme 24E T ,Entwicklung von artenreichen Extensivgrinland (Gewasser-
randstreifen) (Vorderes Finsingermoos)“ schafft einen extensiv genutzten, artenrei-
chen Krautsaum direkt im Anschluss an ein Gewdasser und stellt Nahrungs- und
Brutmdglichkeiten fur Feldvogel. Mit der MalRnahme werden die Eingriffe in stra3en-
begleitende, mittel- bis hochwertige Heckenstrukturen sowie die Versiegelung und

Uberbauung von Offenlandbiotopen (Konflikt 6B) kompensiert.

Die MalBnahme 14G Wiederherstellung Waldmantel/Waldsaum (stidostlich Aufkir-
chen)” dient der Vermeidung des Konflikts, der dadurch entsteht, dass wenige Meter

weit in die Vegetation des Laubwaldes eingegriffen werden muss (Konflikt 4B).

Die MalBhahme 15A FCS T ,Verbesserung von Feldlerchenhabitaten* steigert die
Habitateignung der Ackerflur fur die Zielart Feldlerche und verbessert deren
Bruterfolg durch die Schaffung von Nahrungs- und Bruthabitaten. Dadurch wird der
Konflikt 1H ausgeglichen, indem der rechnerische Verlust von zwei Bruthabitaten

ausgeglichen wird.

Die MaRRnahme 18G ,Begriinung der Bdschungen und Mulden (ohne Gehdélze) dient
der Einbindung der technischen Anlagen in die Landschaft und wirkt damit deren

technischer Uberpragung entgegen bzw. gleicht diese aus.

Die Mallnahme 19G T ,Wiederherstellung der bauzeitlich beanspruchten Flachen in
den urspringlichen Zustand“ vermeidet den Konflikt, der durch die bauzeitliche Inan-

spruchnahme von landwirtschaftlichen Flachen und Vegetationsstrukturen entsteht.

Die MalRBnahme 20G ,Neuanlage von gebietseigenen Gehdlzen auf den Boschungen*®
wirkt dem Konflikt entgegen, der durch die ungestérte Einsehbarkeit der St 2580 fir
das Landschaftsbild entsteht (Konflikt 1L).

Die Mafznahme 21G ,Gestaltung von Flachen innerhalb der Auffahrten* wertet dieje-
nigen Flachen auf, die innerhalb der Auffahrten liegen, es handelt sich vor allem um
ehemalige StralRenflachen und ehemals landwirtschaftlich genutzte Flachen sowie
um die Flachen entlang des Stillgewassers (Anschlussstelle ED7) und gleicht den
Konflikt aus, der durch die technische Uberpragung entsteht (Konflikt 2L, 3L, 5L).
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Die MaRnahme 22G ,Okologische Gestaltung eines Grabens*, der in den Schlotgra-
ben flie3t und der wegen der Situierung einer Sickermulde verlegt werden muss, soll
den Graben zu einem funktionsfahigen Lebensraum entwickeln und vermeidet
dadurch den Konflikt der technischen Uberpragung der Landschaft durch Versiege-
lung und Uberbauung von wertgebenden, strukturierten Landschaftselementen (Kon-
flikt 4L).

Auf agrarstrukturelle Belange wurde dabei Ricksicht genommen, insbesondere wer-
den fUr die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Boden nur im notwendi-
gen Umfang in Anspruch genommen. Vorrangig werden Entsiegelung, Mal3nahmen
zur Wiedervernetzung von Lebensrdumen oder produktionsintegrierte Bewirtschaf-
tungs- oder PflegemalRnahmen, die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts
oder des Landschaftsbildes dienen, erbracht, die Vorgaben des § 9 BayKompV wur-

den beachtet.

Auf die Belange der Eigentiimer und Betriebe wurde dabei so weit wie moglich Riick-

sicht genommen.

Insgesamt ist festzustellen, dass nach Realisierung der landschaftspflegerischen
KompensationsmalRhahmen unter Beachtung der unter A 3 dieses Beschlusses ge-
troffenen Auflagen nach Beendigung der StralRenbaumalRnahme die dadurch verur-
sachten Beeintrachtigungen kompensiert sind, so dass keine erhebliche Beeintrach-
tigung des Naturhaushaltes zurtickbleibt und das Landschaftshild landschaftsgerecht

wiederhergestellt oder neu gestaltet sein wird.

Einwande zum Naturschutz

Der Verkehrsclub Deutschland, Landesverband Bayern e.V., wandte ein, das
Schutzgut Tiere solle nochmals Uberprift werden, insbesondere Amphibienwande-
rungen sollten durch geeignete Querungshilfen beriicksichtigt werden. Die derzeit
vorgesehene Querungshilfe an nur einer Stelle wirde als unzureichend betrachtet.
Wildwechsel sollten ebenfalls berticksichtigt werden.

Aus unserer Sicht ist das Thema der Amphibienwanderungen in den Planunterlagen
in ausreichender Form behandelt. Insbesondere ist auch die Querungshilfe am Still-
gewasser innerhalb der Schleifenrampe der Anschlussstelle zur ED 7 richtig positio-
niert, da dieses Gewasser als Laichplatz genutzt wird, so dass hier am ehesten mit
Amphibienwanderungen zu rechnen ist. Zusétzliche Zerschneidungswirkungen hat
das Vorhaben ansonsten nicht, auch da bereits die bestehende FTO eine Barriere
darstellt, deren Wirkung sich aber durch die Verbreiterung nicht wesentlich verstarkt.

Es besteht daher keine Notwendigkeit, weitere Querungshilfen vorzusehen.
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Die FTO ist in weiten Teilen bereits mit Wildschutzzaunen versehen, da bereits in der
Vergangenheit Uber ein wildbiologisches Gutachten die Verbreitung des Wildes, die
Notwendigkeit von Wildschutzzaunen und auch Querungshilfen eruiert wurden. Nach
Angaben des Vorhabenstragers hat sich hierbei keine Notwendigkeit fir einen Wild-
schutzzaun im gegensténdlichen Bereich ergeben. Dies ist nachvollziehbar, da ins-
besondere die nachste gelegene Rotwildpopulation in den Isarauen zwischen Min-
chen und Freising liegt. Die Unfallstatistik der letzten 16 Jahre weist keinen Unfall mit
Wildbeteiligung aus, so dass davon auszugehen ist, dass der Wildschutz, so wie er
bisher an der FTO besteht, ausreichend ist. Es ist auch nicht ersichtlich oder vorge-
tragen, warum sich die Gefahrdung des Wildes oder des Verkehrs durch Wild durch

die Verbreiterung um einen Fahrstreifen merklich verandern sollte.

Der Bund Naturschutz in Bayern e.V., Kreisgruppe Erding, bemangelte, dass der
Ausbau der FTO nur abschnittsweise betrachtet werde. Aus seiner Sicht hatte zu-
mindest eine Zusammenschau der Auswirkungen, insbesondere was den européi-
schen Arten- und Gebietsschutz betrifft, erfolgen missen. Wegen der Beeintrachti-
gungen der Feldlerche im Abschnitt zwischen der St 2584 und St 2084 sei zu Uber-
prifen, ob der Zustand der Population sich trotz der vorgesehenen Malinahmen nicht

verschlechtere. Nach seiner Auffassung sei eine Verschlechterung anzunehmen.

In Bezug auf den europaischen Gebietsschutz ist geklart, dass als Projekt im Sinne
des § 34 BNatSchG bei stralRenrechtlichen Vorhaben der zulassigerweise gebildete
Planungsabschnitt, der Gegenstand der Planfeststellung ist, anzusehen ist. Nur die-
ser ist Gegenstand der Vertraglichkeitsabschatzung und gegebenenfalls -prifung.
Sofern das Projekt einzeln nicht geeignet ist, ein FFH-Gebiet erheblich zu beeintrach-
tigen, ist lediglich erganzend zu prifen, ob es eventuell zusammen mit anderen Pro-
jekten zu einer erheblichen Einwirkung flihrt (vgl. OVG Koblenz vom 01.07.2015
Az. 8 C 10495/14.0VG). Einer ,Dach-FFH-Prifung” aller geplanten Ausbauabschnit-
te bedarf es daher nicht. Das Ergebnis ist wie oben ausgefihrt, dass der dreistreifige
Ausbau weder allein noch im Zusammenwirken mit anderen Projekten zu einer er-
heblichen Beeintrachtigung des nachstgelegenen FFH-Gebiets fuhrt. Untere und HO-
here Naturschutzbehorde teilen diese Einschétzung ebenso wie wir als Planfeststel-
lungsbehorde. Im Ubrigen ist anzumerken, dass auch der vierstreifige Ausbauab-
schnitt isoliert nach derzeitiger vorlaufiger Einschétzung nicht zu einer erheblichen
Beeintrachtigung fihren wirde, da diese in den Planunterlagen des dortigen Verfah-
rens nur aufgrund der Summationswirkung mit dem Flughafen Minchen angenom-
men wurde, da davon ausgegangen wird, dass alle Projekte, die jedenfalls teilweise
innerhalb des FFH-Gebiets ,,Nordliches Erdinger Moos* liegen, in Summe mit der drit-

ten Start- und Landebahn zu einer erheblichen Beeintrachtigung fiihren. Dies gilt
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aber fur den dreistreifigen Ausbauabschnitt, der rund vier Kilometer von dem FFH-

Gebiet entfernt liegt, nicht.

Der Vorhabenstrager hat sowohl im vierstreifigen als auch im hier gegenstandlichen
dreistreifigen Ausbauabschnitt eine artenschutzrechtliche Prifung, insbesondere
auch der Feldlerche, durchgefiihrt. Dabei werden jeweils die entsprechenden Kom-
pensationsmalnahmen vorgesehen und ergriffen. Eine Summationswirkung mehre-
rer Vorhaben ist dem Artenschutzrecht im Gegensatz zum Gebietsschutzrecht
grundsétzlich fremd. Der Ansatzpunkt des Artenschutzrechts ist individuenbezogen.
Daher fehlt in § 44 BNatSchG auch die in § 34 BNatSchG enthaltenen Formulierung
»Im Zusammenwirken mit anderen Projekten“. Dem Artenschutzrecht geht es um das
konkrete wild lebende Tier und nicht um dessen Lebensraum. Beim Gebietsschutz
macht die Summationsbetrachtung deshalb Sinn, weil es hier um den Erhalt des Na-
tura 2000 Systems geht. Mehrere Projekte gemeinsam, die einzeln betrachtet uner-
heblich sind, kdnnen fir dieses System in Summe erheblich sein. Beim Artenschutz
ist dies anders. Einzelne Fortpflanzungs- oder Ruhestétten sind speziell in § 44 Abs.
1 Nr. 3 BNatSchG geschiitzt. Deswegen ist jeweils das konkret zur Planfeststellung
beantragte Projekt zu untersuchen. Das in den Blick zu nehmende Individuum kann
nur durch das eine oder das andere Projekt gettet werden, die konkrete Fortpflan-
zungs- oder Ruhestatte wird ebenfalls durch das eine oder das andere Projekt zer-
stort, nicht durch das Zusammenwirken mehrerer Projekte. Der Untersuchungsraum

ist dabei nach fachlichen Kriterien zu bestimmen.

Er kann dabei auch Uber den konkret vom Projekt betroffenen Raum hinausgehen,
wenn im Rahmen von § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG der Erhaltungszustand der loka-
len Population einer Art zu beurteilen ist. Auch hier ist grundsatzlich eine Einzelbe-
trachtung des jeweiligen StralRBenbauvorhabens rechtlich geboten. Deswegen werden
auch in jedem Ausbauabschnitt eigene CEF-MalRnahmen ergriffen. In der jeweiligen
saP wurden alle Feldlerchenreviere entlang des jeweiligen Abschnittes erfasst. Im
Anschluss wurde berechnet, wie viele Reviere jeweils durch Verlarmung verloren ge-
hen. Diese Revierverluste wurden dann in CEF-MalRnahmen ,umgerechnet®. Es ist
nicht ersichtlich, wie sich dieses Rechenergebnis verdndern sollte, wenn man beide
Abschnitte gemeinsam betrachten wirde. Auch wenn man beide Abschnitte gemein-
sam betrachten wirde, wirde sich am Ergebnis, dass der Erhaltungszustand der Po-
pulationen einer Art sich nicht verschlechtert, nichts andern. Durch die 1. Tektur vom
23.02.2018 entschérft sich die Frage auch insoweit, dass es nicht mehr darauf an-
kommt, ob in Summe beider Abschnitte artenschutzrechtliche Verbotstatbestande er-
fullt werden, da dies fur den hier zu beurteilenden dreistreifigen Abschnitt nun ange-

nommen wird. Eine ,Hinzurechnung®* des vierstreifigen Abschnitts wirde also die
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Antwort auf die Frage, ob Verbotstatbestande erflillt sind und eine Ausnahme erfor-

derlich ist, nicht verandern.

Soweit der Bund Naturschutz einwandte, Ahnliches gelte auch fur die betroffenen
Flederméuse, ist dieser Einwand schon wenig substantiiert. Auch fir die Fledermau-
se ist dabei im jeweiligen Ausbauabschnitt eine saP durchgefihrt worden mit dem
nachvollziehbaren Ergebnis, dass artenschutzrechtliche Verbotstatbestande nicht er-
fullt werden. Gerade bei Fledermausen zeigt sich auch, dass die getrennte Betrach-
tung der Ausbauabschnitte fir die betroffenen Tierarten keinen Nachteil bedeutet.
Denn hier kommt es neben geeigneten Quartieren insbesondere auf die Flugrouten
an. Diese orientieren sich an den entsprechenden Gewassern oder sonstigen Leit-
strukturen. Insofern ist es artenschutzrechtlich geboten, konkret die jeweilige Flugrou-
te zu untersuchen. Die temporare Unterbrechung der Leitstruktur durch den Abbruch
der Bricke an der GVS Ziegelstatt-Stammham erfolgt aber beispielsweise durch den
dreistreifigen Ausbau, aber nicht durch den vierstreifigen. Insofern wird dem Arten-
schutz die detaillierte Betrachtung des jeweiligen Ausbauabschnitts sachlich und
rechtlich gerecht.

Soweit der Bund Naturschutz zusatzlich pauschal auf seine Stellungnahme im
Verfahren zum vierstreifigen Ausbauabschnitt verwies, ist dieses Vorbringen
prékludiert und zu unsubstantiiert. Der Verweis auf eine Stellungnahme in einem
anderen Verfahren reicht grundsatzlich nicht aus, die Einwendungspréklusion zu
verhindern. Dazu fuhrt das Bundesverwaltungsgericht im Beschluss vom 28.12.2011,
Az. 9 B 59/11, aus ,Liegen die in Bezug genommenen Stellungnahmen der
Einwendung nicht bei, so ist damit flr die Anho6rungsbehtérde und die
Planfeststellungsbehotrde typischerweise ein zusatzlicher Aufwand verbunden, sich
Kenntnis von deren Inhalt zu verschaffen. Dieser Mehraufwand kann schwanken, je
nachdem wie prazise die betreffende Stellungnahme bezeichnet ist und ob sie sich in
Akten befindet, die der mit der Durchfiihrung des Anhdrungsverfahrens befassten
Organisationseinheit vorliegen oder erst behoOrdenintern oder gar von anderen
Behorden beschafft werden missen. Das andert aber nichts daran, dass er in einem
Planfeststellungsverfahren, in dem regelmafig eine Vielzahl von Einwendungen
gesichtet und ausgewertet werden muss, typischerweise eine nicht zu
vernachlassigende, dem Regelungszweck zuwiderlaufende Arbeitserschwernis
darstellt. Bezugnahmen auf nicht beigefiigte Stellungnahmen bergen zudem die
Gefahr, dass Unsicherheit und nachtraglicher Streit dber den genauen
Einwendungsinhalt entstehen, wodurch das Interesse der Allgemeinheit und des
Vorhabentragers an der Bestandigkeit der einmal getroffenen

Zulassungsentscheidung berthrt werden kann*
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Der Pauschalverweis genilgt aber auch, wenn man ihn nicht als prakludiert ansieht,
nicht den inhaltlichen Anforderungen, die an die Einwendung eines anerkannten Na-
turschutzverbandes zu stellen sind. Wenn der Vorhabenstrager fir jeden Ausbauab-
schnitt eine detaillierte Untersuchung der naturschutzfachlichen und -rechtlichen Be-
lange vorlegt, die sich mit den spezifischen Besonderheiten des jeweiligen Ausbau-
abschnitts befasst, ist von einem anerkannten Naturschutzverband zu erwarten dass

er sich ebenfalls mit den jeweiligen Besonderheiten auseinandersetzt.

Denn ,auch die raumliche Zuordnung eines Vorkommens oder einer Beeintrachti-
gung ist zu spezifizieren, wenn sie sich nicht ohne Weiteres von selbst versteht. Je
umfangreicher und intensiver die vom Vorhabentrager bereits geleistete Begutach-
tung und fachliche Bewertung in den Planunterlagen ausgearbeitet ist, desto intensi-
ver muss - jedenfalls grundsatzlich - auch die Auseinandersetzung mit dem vorhan-
denen Material ausfallen* ,Der damit angestrebte Abbau von Vollzugsdefiziten (vgl.
BTDrucks 14/6378 S. 61) setzt voraus, dass die Vereinigungen ihren Sachverstand
so in das Verfahren einbringen, dass dadurch die der Planfeststellungs- bzw. Ge-
nehmigungsbehdrde aufgetragene Problembewaltigung gefordert wird“ vgl. BVerwG
vom 29.9.2011, Az. 7 C 21/09. Da die vorgelegten Unterlagen zeigen, dass die na-
turschutzfachlichen und -rechtlichen Belange u. a. wegen anderer vorkommender Ar-
ten nicht in beiden Ausbauabschnitten identisch sind, kann von einem anerkannten
Naturschutzverband erwartet werden, dass er sich mit diesen Belangen konkret aus-

einandersetzt.

Des Weiteren wandte der Bund Naturschutz ein, die Planung setze sich ungentgend
mit den Anspriichen der einzelnen Arten wie der Feldlerche auseinander. Streuobst-
wiesen in der Feldflur seien geeignet, weitere Feldlerchenbrutplatze zu vertreiben.
Deshalb sei die Anlage von Streuobstwiesen als KompensationsmalRhahme unge-

eignet.

Dieser Einwand wird zuriickgewiesen. Dabei ist zunachst darauf hinzuweisen, dass
die Anlage der Streuobstwiesen nicht speziell den Verlust von Feldlerchenlebens-
raumen kompensieren soll. Wie sich aus dem landschaftspflegerischen Begleitplan
und der tabellarischen Gegentiberstellung von Eingriff und Kompensation ergibt, soll
dadurch in erster Linie der Verlust von stralRenbegleitenden Gehdlzstrukturen (Bio-
topfunktion) auch in ihrer Funktion als Lebensraum fir insbesondere Vogel und Fle-
dermdause (Habitatfunktion) kompensiert werden. Der Verlust der Feldlerchenlebens-
raumen (zwei Brutreviere) erfolgt durch die Mallnahme 15 A FCS T, die spezifisch
auf Feldlerchen zugeschnitten ist. Die kritisierte Streuobstwiese 23E befindet sich in
einem Bereich, an den ndrdlich, dstlich und in geringer Entfernung auch westlich teils
durchgehende Gehdlzstrukturen angrenzen. Unmittelbar westlich grenzt ein Feldweg

an, der zu einer 150 m sudlich gelegenen landwirtschaftlichen Hofstelle fuhrt. Auf-
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grund dieser Merkmale ist die Flache bereits jetzt allenfalls ein suboptimales Habitat
fur die Feldlerche, so dass durch die AusgleichsmalRhahme fir diese Art an dieser
Stelle keine Nachteile entstehen. Gleiches gilt fur die zweite Streuobstwiese, die
MalRnahme 3A. Diese liegt in unmittelbarer Nahe zur Bundesstrale B 388, so dass
sie bereits aufgrund der Larmwirkung dieser StralRe fur Feldlerchen ungeeignet ist.
Hinzu kommt auch hier eine bereits bestehende Baumhecke. Beide Faktoren fiihren
dazu, dass auch diese Flache fur Feldlerchen bereits jetzt nicht als Habitat in Be-
tracht kommt, so dass sich die Situation fiir die Feldlerche durch die Ausgleichsmalf3-

nahme nicht verschlechtert.
Gewasserschutz

Entscheidungen im Rahmen der Konzentrationswirkung

Von der planfeststellungsrechtlichen Konzentrationswirkung werden auch die erfor-
derlichen wasserrechtlichen Entscheidungen erfasst. Die Umweltauswirkungen sind
zusammen mit denen der Stral’e abgehandelt und bewertet. Die Auswirkungen die-

ser MaRRnahmen auf 6ffentliche und private Belange sind berlcksichtigt.

Im Planfeststellungsbereich fur den dreistreifigen Ausbau der FTO von der An-
schlussstelle der St 2084 bis zur Anschlussstelle der B 388 sind keine wasserwirt-
schaftlich sensiblen Bereiche wie Wasserschutzgebiete oder Uberschwemmungsge-

biete betroffen.

Das Bauvorhaben quert den Schlotgraben als Gewasser dritter Ordnung mit einer
Brucke, so dass keine Anlagengenehmigung nach § 36 WHG i. V. m. Art. 20
BayWG erforderlich ist.

Wegen der Umgestaltung der Rampen der Anschlussstelle zur ED 7 ist die Verle-
gung des Schlotgrabens auf einer Lange von ca. 200 m erforderlich. Der Moosgra-
ben/Aufhausener Kulturgraben wird naturnah aufgeweitet. Als naturschutzfachliche
KompensationsmaRnahme G22 wird der Graben nordostlich der Uberfiihrung tber
die Gemeindeverbindungsstralie Ziegelstatt-Stammham in Teilen um ca. 5 m verlegt

und partiell aufgeweitet.

Das Stillgewasser an der Anschlussstelle zur ED 7 im sudwestlichen Quadranten
kommt zuklnftig innerhalb der Schleifenrampe zu liegen. Dabei werden zur Erhaltung
der Durchlassigkeit fur Amphibien Durchlasse eingebaut, bei zwei Durchlassen han-
delt es sich um kombinierte Amphibien-Wasser-Durchlasse. Durch diese erfolgt auch

die Versorgung des Stillgewassers mit Wasser

Als naturschutzfachliche KompensationsmalRhahme 8E wird eine Gelandemulde im

wechselfeuchten Bereich angelegt.
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Soweit die vorgesehenen MalRnahmen Gewdasserausbauten nach § 67 Abs. 2 WHG
darstellen, die gem. 8§ 68 WHG der Planfeststellung oder Plangenehmigung bedtirfen,

werden diese durch diesen Planfeststellungsbeschluss ersetzt.

Das planfestgestellte Vorhaben steht samt der von der Konzentrationswirkung um-
fassten wasserrechtlichen Entscheidungen bei Beachtung der festgelegten Neben-
bestimmungen mit den Belangen des Gewasserschutzes und der Wasserwirtschaft in
Einklang. Eine Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit ist unter Beachtung der

Nebenbestimmung unter A.3.3.2 dieses Beschlusses nicht zu erwarten.

Begriindung der wasserrechtlichen Erlaubnisse

Das anfallende Niederschlagswasser wird im Bestand Uber Transportmulden in Ver-
sickerschéchte mit vorgeschalteten Absetzschachten entwassert. Kinftig erfolgt die
Entwasserung der gesamten Fahrbahn Uber Rigolenversickerung, Muldenversicke-
rung und Leitungen in den Schlotgraben, einen querenden Graben und einen Teich,
sowie in einem Abschnitt Uber Transportmulden und Entwasserungsleitungen mit
Versickerbecken. Die Details, in welchem Abschnitt, welche Art der Versickerung
stattfindet, sind in der Tabelle auf Seite 55 der Unterlage 1 T dargestellt. In den Ab-
schnitten 1 und 5 bis 7 ist ein System aus Sickermulden, Sicker- bzw. Huckepacklei-
tungen und Sickerdomen vorgesehen. In den Abschnitten 2 und 3 wird das Nieder-
schlagswasser in Mulden gesammelt und gereinigt und tber Sicker- und Huckepack-
leitungen in den Teich geleitet, der innerhalb des siudwestlichen Quadranten der An-
schlussstelle der ED 7 liegt. Dieses Prinzip kommt auch bei der westlichen Tangenti-
alrampe der Anschlussstelle und zwischen Bau-km 1+670 und Bau-km 2+020 zur
Anwendung, dort verlaufen die Sickerleitungen zum Schlotgraben hin.

Auch im Abschnitt 4 entwéssert die St 2580 tber Versickermulden und Sickerleitun-
gen in einen Vorflutgraben, der in den Schlotgraben mindet. Im Abschnitt 8 wird das
Niederschlagswasser in Transportmulden und Huckepackleitungen gesammelt, und
in einem zentralen Versickerbecken mit vorgeschaltetem Absetzbecken im nordwest-
lichen Quadranten der Anschlussstelle versickert. Der hohe StralRenrand der St 2580
entwassert wie bisher in das angrenzende Gelande, die Entwasserung der sonstigen
von der BaumalRnahme betroffenen Strafen und Wege wird nicht verandert, insbe-
sondere die querenden Feld- und Waldwege, die Uber Versickerschachte an den
Stral3entiefpunkten der jeweiligen Einschnitte entwéassern, behalten diese Entwasse-
rung bei und die vorhandenen Versickereinrichtungen werden dafiir den neuen Ver-
haltnissen angepasst. Die Lage der Entwasserungseinrichtungen ist in der Unterlage

18 dargestellt.

Diese Einleitungen sind gemaf 88 8 und 9 WHG gestattungspflichtig. Die Gestattun-

gen werden von der Konzentrationswirkung der Planfeststellung gemaf § 19 Abs. 1
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WHG nicht erfasst, sondern unter A.4.1 dieses Beschlusses gesondert ausgespro-

chen.

Die Gestattungen kdnnen gemanR 88§ 12, 15, 55 und 57 WHG in der Form der geho-
benen Erlaubnis erteilt werden. Bei Beachtung der unter A.4.3 dieses Beschlusses
angeordneten Auflagen, insbesondere im Hinblick auf die geforderten Riickhalte- und
Vorreinigungseinrichtungen, sind Beeintrdchtigungen des o6ffentlichen Wohls sowie
Rechtsbeeintrachtigungen und Nachteile fiir Dritte nicht zu erwarten. Die Auflagen
beruhen auf 8 13 WHG. Das Landratsamt Erding, Untere Wasserrechtsbehoérde, hat
das Einvernehmen geman § 19 Abs. 3 WHG erklart.

Eine Haftungsauflage zu Lasten des Vorhabenstragers fur alle Schéden, die nach-
weislich durch Entwasserungsanlagen oder bei der Errichtung von Brickenbauwer-
ken entstehen, ist unter Hinweis auf die gesetzlichen Haftungsbestimmungen nicht
erforderlich. Die Forderung nach einem Vorbehalt fir weitere Auflagen ist ebenfalls
nicht erforderlich, da Inhalts- und Nebenbestimmungen nach 8 13 Abs. 1 WHG auch

noch nachtraglich zul&ssig sind.

Landwirtschaft als offentlicher Belang

Durch das Bauvorhaben gehen landwirtschaftliche Produktionsflachen im Umfang
von 3,8 ha dauerhaft verloren. Die Uberprifung und Abwagung aller betroffenen
Interessen ergibt jedoch, dass der StralRenbau dennoch mit den Belangen der
Landwirtschaft vereinbar ist. Dies gilt sowohl im Hinblick auf die vorhabensbedingte
Belastung der Landwirtschaft allgemein als auch hinsichtlich der individuellen
Betroffenheit einzelner Betriebe. Eine weitere Minderung der Eingriffe in die Belange
der Landwirtschaft ist wegen der verkehrlichen Notwendigkeit und bei sachgerechter
Bewertung anderer Belange nicht méglich. Uber die Inanspruchnahme von Flachen
hinaus sind die Belange der Landwirtschaft zwar noch durch weitere mittelbare
Auswirkungen des Vorhabens betroffen. Diese Beeintrachtigungen sind jedoch
soweit als mdglich auf das Mindestmald reduziert und nicht so erheblich, dass sie
zusammen mit den Flachenverlusten der Zulassigkeit des Vorhabens letztlich
entgegenstehen. Insbesondere ergeben sich durch die bestandsorientierte
Verbreiterung der bestehenden Stral3e keine relevanten Neuzerschneidungen von
Flachen. Das vorhandene Wegenetz wird angepasst, muss aber nicht neu geordnet
werden. Auch Ausbauzustand und Breite der zu verlegenden &ffentlichen Feld- und
Waldwege werden wieder hergestellt. Die Einschrdnkungen finden daher
hauptsachlich wahrend der Bauzeit statt und sind temporarer Natur, wie
beispielsweise Umwege zwischen Abriss und Neuerrichtung der Briicke an der GVS

Ziegelstatt-Stammham. Diese Einschrankungen lassen sich nicht weiter reduzieren



4.3.9

4.3.10

-116 -

und sind aufgrund des Uberwiegenden offentlichen Interesses an der Durchfiihrung

der Baumaf3nahme hinzunehmen.

Fur das StralRenbauvorhaben werden an landwirtschaftlicher Nutzflache rund 3,8 ha
auf Dauer, weitere 4,2 ha voribergehend und weitere 5,69 ha fir Ausgleichs- und
Ersatzflachen benétigt. Das landwirtschaftliche Wegenetz wird in ausreichendem
Umfang angepasst, die bestehenden Unterfiihrungen, die verbreitert werden, werden

so gestaltet, dass die Durchfahrtshéhe auch nach dem Umbau ausreichend ist.

Die Aufnahme von Nebenbestimmungen zur Entschadigung negativer Beeintrachti-
gungen aufgrund der geplanten Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flachen (z. B.
wegen voriibergehender Uberbauung, dem Anlegen von Fahrwegen, Ertragsausfal-
len, usw.) in diesem Beschluss wird zuriickgewiesen. Solche Fragen sind einem
nachfolgenden Entschadigungsverfahren vorbehalten. Dort ist die Art und HOhe einer
Entschadigung fur eintretende Rechtsverluste und fir sonstige, durch die Grundinan-
spruchnahme bzw. eine moglicherweise erforderliche Enteignung eintretende Ver-

mogensnachteile zu regein.

Es wurden vom Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Ebersberg keine
landwirtschaftlichen Betriebe benannt, bei denen diese Flachenverluste zu einer
potenziellen Existenzgeféahrdungen fihren wirden. Auch von privater Seite wurden

keine Existenzgefahrdungen geltend gemacht.

Forstwirtschaft

Von dem Bauvorhaben ist Wald nicht betroffen. Aus forstfachlicher Sicht wurden
daher keine Einwénde erhoben. Das Bayerische Landesamt fur Landwirtschaft hat
darauf hingewiesen, dass die AusgleichsmalRnahme 13E Flachen in Anspruch nimmt,
auf denen sich derzeit eine Kurzumtriebsplantage zu Versuchszwecken befindet, die
auf eine Dauer von mehr als 20 Jahren angelegt ist, so dass die Flache fur die
Ausgleichsmaflinahme nicht zur Verfligung stiinde. Der Vorhabenstrager hat hierzu
ausgefuhrt, dass die AusgleichsmalBnahme hauptsachlich auf der sidlich
benachbarten Flache durchgefihrt wird und gebeten, zu prifen, ob der bendtigte
Teilbereich, der derzeit nicht mit Pappeln bestockt ist, zur Verfligung gestellt werden
kann. In den weiteren Verhandlungen haben sich Vorhabenstrager und das
Bayerische Landesamt fir Landwirtschaft auf eine einvernehmliche Losung geeinigt.
Die Teilflache wurde aus der MaRnahme 13 E T herausgenommen und insoweit

durch die Malinahme 24 E T ersetzt. Die Einwendung hat sich damit erledigt.

Denkmalschutz
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Belange des Denkmalschutzes stehen dem Bauvorhaben nicht entgegen. Das Bau-
vorhaben konnte auch unter Bericksichtigung des Denkmalschutzes, insbesondere
des Schutzes von Bodendenkmalern zugelassen werden. Laut dem Bayerischen
Landesamt fur Denkmalpflege befinden sich im Trassenbereich mehrere bekannte
Bodendenkmaler und Verdachtsflachen flir Bodendenkmaler. Die tatséchliche Anzahl
der vorhandenen Bodendenkmaler sei aber wesentlich héher. Der Raum Erding ge-
hore mit den fruchtbaren Lossbéden zu den Regionen Bayerns, in denen die Besied-
lung seit Beginn der Siedlungstatigkeit des Menschen vor 7000 Jahren auf3eror-
dentlich dicht war. Es seien in den letzten Jahren auf einigen konkret benannten Fla-
chen neue archaologische Fundplatze entdeckt worden. Die Einbindung von Boden-
denkmalern in Ausgleichsmaflinahmen, die bodenschonend ausgefiihrt werden, wer-

de empfohlen.

Die in der Stellungnahme des Bayerischen Landesamtes fiir Denkmalpflege darge-
stellten Gegebenheiten haben insgesamt unter Berlicksichtigung allgemeiner, auch
volkerrechtlicher Verpflichtungen des Staates zum Schutz des archaologischen Er-
bes nicht den Stellenwert, dass im Ergebnis die Zulassung des Bauvorhabens unter
Berlicksichtigung der vorgesehenen Schutzauflagen trotz der damit verbundenen
moglichen Zerstérung von Bodendenkmalern abgelehnt werden musste. Die fir das
Bauvorhaben sprechenden Belange gehen den Belangen des Denkmalschutzes hier

Vvor.

Sollten im Zuge der Bauausfihrung auch in der Stellungnahme des Bayerischen
Landesamtes fir Denkmalpflege nicht aufgezeigte Bodendenkmaler mit nationaler
Bedeutung auftreten, deren Schutz durch die vorgesehenen Auflagen nicht hinrei-
chend gewabhrleistet ware, hat die Planfeststellungsbehérde nach Art. 75 Abs. 2 Satz
2 BayVwVfG die Mdglichkeit, Uber dann mdglicherweise gebotene ergadnzende
Schutzauflagen zur Abwendung unvorhergesehener Nachteile fir Belange der

Denkmalpflege zu entscheiden.

In allen anderen Fallen umfasst dagegen die vorliegende Entscheidung die denkmal-
schutzrechtliche Erlaubnis nach Art. 7 Abs. 1 DSchG sowohl hinsichtlich der bekann-
ten Bodendenkmaéler, der bezeichneten Verdachtsflachen als auch eventueller Zu-
fallsfunde unter Beachtung der durch die Schutzauflagen unter A.3.7 dieses Be-
schlusses vorgesehenen Mal3gaben.

Die unter A.3.7 angeordneten Schutzauflagen dienen dem vorrangigen, vom Vorha-
benstrager im Rahmen der weiteren Detailplanung mdéglicherweise noch zu gewahr-
leistenden Schutz der Bodendenkmaler vor Beeintrachtigungen bzw. im Fall unver-
meidbarer Beeintrdchtigungen dem angemessenen Ausgleich fur die mit deren Zu-
lassung verbundene Zurlckstellung der Belange der Denkmalpflege gegentiber den

fur das Vorhaben sprechenden verkehrlichen Belangen. Obgleich die damit angeord-
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nete Verpflichtung zur Durchfiihrung von Sicherungsmaflinahmen gegeniiber dem
unveranderten Verbleib im Boden nur sekundare Interessen der Denkmalpflege zu
berticksichtigen vermag, bleibt auch diese Verpflichtung durch die fir jedes staatliche
Handeln geltenden Grundsatze der Erforderlichkeit, Verhaltnismafigkeit und Wirt-
schaftlichkeit begrenzt. Da diese Festlegungen beim jetzigen Planungsstand noch
nicht abschlieRend mdglich sind, bleiben sie zunachst einer einvernehmlichen Rege-
lung zwischen Vorhabenstrager und Bayerischem Landesamt fir Denkmalpflege vor-
behalten, an deren Stelle soweit erforderlich auch eine erganzende Entscheidung

der Planfeststellungsbehérde mdglich bleibt.

Durch die friihzeitige Anzeige des Beginns von Erdbauarbeiten kann zum einen die
Durchfiihrung bodendenkmalpflegerischen MaRnahmen abgestimmt werden, welche
in der Vereinbarung zwischen Vorhabenstrager und Bayerischen Landesamt fir
Denkmalpflege festgelegt wurden. Zum anderen erhélt das Bayerische Landesamt
fur Denkmalpflege hierdurch Gelegenheit, nach erfolgtem Oberbodenabtrag Flachen
fachlich zu beurteilen, fur die der Vorhabenstrager keine Voruntersuchungen durch-
fuhren muss (Verdachtsflachen ohne sichere Erkenntnisse). Der Vorhabenstrager hat
einer archaologischen Begleitung der Bau- und Ausgleichsmafinahmen auf den kon-
kret im Einwendungsschreiben benannten Fundplatzen (Gemarkung Oberding Flur-
nummern 2671, 2655/2, 2091, 2101; Gemarkung Moosinning Flurnummern 3083/4,
3070/14, 3070; Gemarkung Altenerding Flurnummer 522) zugestimmt.

Sonstige offentliche Belange

Militarische Belange

Die Bundesanstalt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr, Kompetenzzentrum fir Baumanagement Minchen, hat darauf hingewiesen,
dass die FTO als Verbindungsstrafl3e 7699 Bestandteil des Militarstral3engrundnetzes
sei und deshalb die Richtlinien fur die Anlage und den Bau von Stral3en fur milit&ri-
sche schwerste Fahrzeuge RABS zu beachten seien. Diese Vorgaben sind in der

Planung des Vorhabenstragers bericksichtigt.

Belange des Landkreises Erding

Der Landkreis Erding hielt den dreistreifigen Ausbau fur unzureichend, und forderte
einen vierstreifigen Ausbau. Es sei von steigenden Einwohnerzahlen sowohl fir den
Landkreis Erding als auch fir die Grol3e Kreisstadt Erding auszugehen und im Jahr
2035 wirden im Landkreis 153.000 statt heute 131.000 Einwohner leben. Die vorge-
sehenen Uberholabschnitte seien relativ kurz und unfalltrachtig. Zwischen der A 94
und der Anschlussstelle Erding Siid gebe es insgesamt nur zwei Abschnitte auf de-

nen das Uberholverbot aufgehoben sei, es sei zu erwarten, dass sich hinter den Lkw
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lange Schlangen bilden, die dann versuchen wirden, in dem kurzen Stiick zwischen

Erding Std und Erding Mitte zu tberholen.

Wegen der Forderung nach vierstreifigen Ausbau wird zunéchst auf die
Ausfuhrungen zu den Belangen der GroRR3en Kreisstadt Erding (4.3.11.5) verwiesen.
Die Lange der Uberholfahrstreifen liegt mit 950 bzw. 800 m zwischen der von der
RAL geforderten Mindestlange von 600 m und der maximalen Lange von 1500 m. Es
ist davon auszugehen, dass diese Uberholabschnitte ein verkehrssicheres Uberholen
der Lkw ermdglichen. Langfristig wird sich die Situation zusatzlich verbessern, da
auch der Abschnitt zwischen der B388 und der St 2082 im 7. Ausbauplan fir
Staatsstraf3en in der ersten Dringlichkeit fur einen dreistreifigen Ausbau vorgesehen

ist.

Die zusammen mit der Stellungnahme des Landkreises Erding Ubermittelten Anlie-
gen des staatlichen Landratsamtes Erding werden an der thematisch jeweils passen-

den Stelle in diesem Beschluss behandelt.

Belange der Gemeinde Oberding

Die Gemeinde Oberding hielt die Einleitung des Oberflachenwassers in den Schlot-
bach fir problematisch, da es bereits jetzt im Bereich der Ortschaft Niederding zu
Uberflutungen durch den Schlotbach komme, und forderte daher eine gutachterliche

Uberprifung und Vermeidung einer zusatzlichen Hochwassergefahrdung.

Die Entwasserungssituation ist in den Antragsunterlagen dargestellt und als solche
im Zuge des Verfahrens vom zustéandigen Wasserwirtschaftsamt Miinchen begutach-
tet worden. Ergebnis der Begutachtung ist, dass sich der Hochwasserabfluss am
Schlotgraben nicht verandert. Soweit technisch mdglich wird anfallendes Oberfla-
chenwasser in Mulden gefasst und tber Mulden und Schéachte versickert. So weit
dies im Bereich zwischen Bau-km 1+375 und Bau-km 2+415 technisch nicht méglich
ist, versickert das Niederschlagswasser aus den Mulden Uber die belebte Oberbo-
denzone in die darunter liegenden Sickerleitungen. Dadurch verzdgert sich auch der
Abfluss, was zu einer Abflachung der Abflusslinie fuhrt. Gegeniber der bisherigen Si-
tuation, bei der das Wasser von den Mulden direkt in die Zuflisse des Schlotgrabens
flieRt, stellt dies jedenfalls keine Verschlechterung dar, so dass sich die Hochwasser-
gefahr nicht erhéht. Wegen der fachkundigen Begutachtung durch das Wasserwirt-

schaftsamt Munchen ertbrigt sich ein weiteres Gutachten.

Die Gemeinde forderte auRerdem, bei der Anlegung von Ausgleichsflachen auf die
Inanspruchnahme von wertvollen landwirtschaftlichen Bodenflachen zu verzichten.
Unabhéangig davon, ob dies ein Belang ist, der von der Gemeinde Oberding geltend
gemacht werden kann, beriicksichtigt die Planung diesen Gesichtspunkt hinreichend.

In Ubereinstimmung auch mit § 9 Abs. 3 S. 2 BayKompV wurden vorrangig Produkti-
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onsintegrierte KompensationsmafRnahmen vorgesehen, die eine landwirtschaftliche
Nutzung weiterhin erméglichen. Dabei werden vorrangig Flachen mit unterdurch-
schnittlichen oder nur knapp Uberdurchschnittlichen Ertragszahlen verwendet. Die
Malnahme 23E befindet sich auf einer Flache mit Gberdurchschnittlicher Griinland-
zahl. Diese Flache steht allerdings bereits im Eigentum des Vorhabenstragers, so
dass ihre vorrangige Inanspruchnahme gerechtfertigt ist, da hierdurch die Inan-
spruchnahme weiteren privaten Grundes vermieden wird. Zudem bleibt eine extensi-
ve Grinlandnutzung moglich. AuRBerdem wurden bevorzugt Flachen herangezogen,
die bislang nicht oder nur teilweise landwirtschaftlich genutzt werden, unter anderem
bei der Malinahme 8E. Der Vorhabenstrager hat daher die Forderung der Gemeinde
Oberding bereits durch seine Planung erfillt, soweit dennoch auch fir Ausgleichs-
maflnahmen auf landwirtschaftliche Flachen zuriickgegriffen wird, ist dies im o6ffentli-

chen Interesse erforderlich und kann nicht weiter minimiert werden.

Belange der Gemeinde Moosinning

Die Gemeinde Moosinning forderte, Wirtschaftswege nach Beendigung der Mal3-
nahme wieder vollstandig herzustellen. Dies ist in den Planunterlagen vorgesehen

und wurde vom Vorhabenstrager zudem zugesichert.

Dartber hinaus forderte die Gemeinde Moosinning weitere Larmschutzmaflinahmen
fur die Anlieger. Diese Forderung wird zuriickgewiesen, da wie oben dargestellt, die
gesetzlichen Larmgrenzwerte eingehalten werden, so dass Schallschutzmal3hahmen

nicht erforderlich sind.

Die Gemeinde Moosinning forderte, den Neubau der Bricke bei Stammham so
auszufuhren, dass die Bricke auch fir einen vierspurigen Ausbau geeignet wére.
Auch wenn die aktuellen Verkehrsprogosen einen vierstreifigen Ausbau im
vorliegenden Abschnitt nicht rechtfertigen ist die Briicke in der Fassung der 1. Tektur
vom 23.02.2018 so dimensioniert, dass auch eine vierstreifige FTO — so sie denn
kinftig aufgrund noch nicht absehbarer Entwicklungen erforderlich werden sollte -
unter ihr durchgefiihrt werden kdnnte. Das wird durch eine andere Gestaltung als
Einfeld- statt als Dreifeldbauwerk erreicht, ohne dass hierfir zusatzliche
Grundinanspruchnahme erforderlich ware oder sonst starkere Eingriffe erfolgen
missten, so dass diese Umgestaltung keine unzuldssige Vorratsplanung darstellt. Da
dem Anliegen der Gemeinde Moosinning durch die 1. Tektur vom 23.02.2018

Rechnung getragen wurde hat sich der Einwand erledigt.

Belange der GroRRen Kreisstadt Erding

Die Grof3e Kreisstadt Erding hielt den Ausbau der FTO fir notwendig und win-
schenswert, favorisierte allerdings einen vierspurigen Ausbau. Die GroRRe Kreisstadt
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monierte, dass den Verkehrsprognosen nicht zu entnehmen sei, welche Strukturent-
wicklungen bertcksichtigt worden seien und benannte als zu berticksichtigenden
Entwicklungen konkret den Ausbau der Therme mit einem Verkehrsaufkommen von
5300-5500 Kfz-Fahrten pro 24 h, eine Erhéhung des Pendlerverkehrs zwischen dem
Flughafen Minchen und Erding, die Erweiterung des Gewerbegebietes West und die
zukunftige Entwicklung auf dem Gelande des Fliegerhorstes in Erding. Es wurde eine
Aktualisierung des Verkehrsgutachtens auf der Grundlage des Vorentwurfs zur Fort-

schreibung des Flachennutzungsplans gefordert.

Der Vorhabenstrager hat hierzu eine erganzende Stellungnahme von Herrn Prof. Dr.-
Ing. Kurzak eingeholt. Diese kommt nachvollziehbar zu dem Ergebnis, dass auch un-
ter Berucksichtigung der von der Grof3en Kreisstadt Erding genannten Entwicklungen
der dreistreifige Ausbau in diesem Abschnitt der FTO ausreichend ist. Aus der ergéan-
zenden Stellungnahme ergibt sich, dass sich die Verkehrsstarke nordlich der An-
schlussstelle zur St 2084 auf 34.600 Kfz/24h erhoht, so dass in diesem Bereich ein
vierstreifiger Ausbau vorgesehen ist, fir den das Planfeststellungsverfahren derzeit
lauft. Stdlich der Anschlussstelle zur St 2084 erhoht sich die Verkehrsstarke auf
25.700 Kfz/24h, so dass hier ein dreistreifiger Ausbau ausreichend ist. Durch den
ausgepragten Wochenverlauf der Verkehrsstarke auf der FTO, die samstags 30 %
und sonntags 40 % geringer ist als an durchschnittlichen Werktagen, ist ein dreistrei-
figer Ausbau der FTO in diesem Bereich auch ausreichend, die zusatzlichen Verkeh-
re der Thermenerweiterung aufzunehmen, da sich diese insbesondere am Wochen-
ende auswirkt, an dem die Verkehrsstarke der FTO ansonsten deutlich geringer ist.
Dabei geht der Gutachter davon aus, dass etwa 40 % der Thermenbesucher aus Er-
ding bzw. aus dem Bereich 6Ostlich von Erding kommen, zur Anfahrt also nicht die
FTO nutzen, und nur ein geringer Teil aus noérdlicher Richtung tUber die FTO anreist.
Die Verkehrsstarke an Werktagen ist im Wesentlichen gekennzeichnet von einer
morgendlichen Belastungsspitze in Richtung Sitden und einer nachmittaglichen Be-
lastungsspitze in Richtung Norden. Der geltend gemachte verstarkte Pendelverkehr
zwischen Flughafen und Erding wird Gberwiegend tber die St 2084 Anton-Bruckner-
StralRe der FTO zugefihrt, benitzt also den Teil der FTO, fir den ein vierstreifiger
Ausbau vorgesehen ist. Im hier gegenstandlichen Abschnitt spielt der Pendlerverkehr
zwischen Erding und dem Flughafen dagegen eine untergeordnete Rolle. Die Erwei-
terung des Gewerbegebietes Erding West ist in der in den Antragsunterlagen prog-
nostizierten Verkehrszunahme bereits enthalten. Wegen der Lage des Fliegerhorstes
nordostlich von Erding ist davon auszugehen, dass seine zukinftige Nutzung, die im
Ubrigen zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht sicher prognostizierbar scheint, sich vor-
rangig auf das StralRennetz der Stadt Erding, die B 388 und gegebenenfalls die ED
99 auswirken wird und weniger auf die FTO. Zusammenfassend sind die von der

Grof3en Kreisstadt vorgebrachten Punkte daher in der Prognose mit ergénzender
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Stellungnahme ausreichend behandelt und nachvollziehbar begriindet, warum der

gegenstandliche Abschnitt dreispurig ausgebaut werden soll.

Die GroRRe Kreisstadt Erding forderte dartber hinaus, zur Sicherung der landwirt-
schaftlichen Betriebe, die Belange der Landwirtschaft zu berticksichtigen. Wie bei der
Behandlung der Landwirtschaft als offentlicher Belang und bei der Behandlung der
Einwendungen der einzelnen Landwirte dargestellt, berticksichtigt die Planung des
Vorhabenstragers diese Belange ausreichend. Die verbleibenden Beeintrachtigungen

sind im offentlichen Interesse hinzunehmen und nicht weiter zu minimieren.

Trager von Versorgungsleitungen

Im Planfeststellungsbeschluss ist nur Uber das "Ob und Wie" der
Leitungsanderungen zu entscheiden, nicht jedoch Uber die Kosten. Da sich die
Leitungstrager mit den im Bauwerksverzeichnis enthaltenen MalRRnahmen
einverstanden erklart haben, mussen keine ndheren Regelungen getroffen werden.
Im Ubrigen wird auf die Regelungen in A 3.8 bis A 3.13 dieses Beschlusses

verwiesen.

Private Einwendungen

Allgemeine Bemerkungen

Flachenverlust

Fur das Vorhaben werden dauerhaft rund 3,8 ha aus Privateigentum bendtigt. Die
durch den Stral3enbau entstehenden Auswirkungen auf das Grundeigentum kénnen
durch schonendere Gestaltung o. a. nicht verringert werden. Hierauf wurde bereits
oben bei der Darstellung der Auswahl der raumlichen Ausgestaltung des Planungs-
vorhabens nédher eingegangen. Eine weitergehende Reduzierung des Flachenbe-
darfs ist nicht mdglich, ohne die mit der Ausbaumaflnahme verfolgten Ziele zu ver-
fehlen.

Im Zusammenhang mit dem Grunderwerb stehende Fragen sind dem nachfolgenden
Entschadigungsverfahren vorbehalten. Hiernach ist Entschadigung fur den eintreten-
den Rechtsverlust und fur sonstige, durch die Grundinanspruchnahme bzw. eine
moglicherweise erforderliche Enteignung eintretende Vermoégensnachteile zu leisten
(Art. 8 BayEG). Art und HOhe der Entschadigung sind in den Grunderwerbs-
verhandlungen, die der StraBenbaulasttrager direkt mit den Betroffenen zu flihren
hat, oder ggf. im Enteignungs- bzw. Entschadigungsfestsetzungsverfahren zu regeln.
Das Entstehen einer unwirtschaftlichen Restflache ist erst Folge des unmittelbaren

Grundentzuges und demnach ebenfalls dem Entschadigungsverfahren vorbehalten
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(Art. 6 Abs. 3 BayEG). Die Planfeststellungsbehoérde darf insoweit keine Regelungen
treffen (BVerwG, Urteil vom 14.05.1992, UPR 1992, 346). Fir die Betroffenen bietet
diese Handhabung keine Nachteile, denn sie kdnnen bei Meinungsverschiedenheiten
in der Frage der Ubernahmepflicht im Entschadigungsverfahren ebenfalls den

Rechtsweg beschreiten.

Beantragte Entscheidungen/Schutzauflagen

Art. 74 Abs. 2 BayVwVfG sieht Auflagen zum Wohle der Allgemeinheit oder zur Ver-
meidung nachteiliger Wirkungen auf Rechte anderer vor. Eine Entschadigung nach
Art. 74 Abs. 2 Satz 3 BayVwVIG setzt einen Anspruch nach Satz 2 voraus (Surrogat-
prinzip), bildet also keine eigenstandige Anspruchsgrundlage und normiert keine all-
gemeine Billigkeitsentschadigung (BVerwG, NJW 1997, 142). Die Festsetzung von
Schutzauflagen ist eine gebundene Entscheidung, d. h. eine Auflage ist anzuordnen,
wenn die rechtlichen Voraussetzungen gegeben sind und sie darf nicht angeordnet
werden, wenn diese fehlen. Unter mehreren geeigneten Maflinahmen kann - mit der
gebotenen Ricksichthahme - im Rahmen der planerischen Gestaltungsfreiheit ent-

schieden werden.

Umwege

§ 8a Abs. 4 FStrG/Art. 17 BayStrWG schitzen nur Zufahrten und Zugénge, also den
unmittelbaren Kontakt nach auf3en, nicht jedoch die dartiber hinausgehenden Ver-
bindungen zu anderen Grundstiicken (BVerwG, Urteil vom 27.04.1990, UPR 1990,
359). Zufahrten werden nicht ersatzlos entzogen. Die Art und Weise der Verbindung
eines Grundstlicks mit anderen Grundstiicken mittels des offentlichen Wegenetzes
oder der unveranderte Fortbestand einer bestimmten, auf dem Gemeingebrauch be-
ruhenden Verbindung, stellt keine Rechtsposition dar. Nach Art. 14 Abs. 3 BayStrWG

gilt nichts anderes.

Bei Umwegen, die wegen der Durchtrennung von privaten Grundstiicken entstehen,
ist an sich ein Recht im Sinne des Art. 74 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG betroffen (Eigen-
tum oder Dienstbarkeit). Fir derartige, unmittelbar durch die Grundabtretung entste-
hende Nachteile, gilt jedoch ausschlief3lich Entschadigungsrecht (Art. 11 BayEG), so
dass Regelungen im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens nicht erfolgen kénnen.
Durch entsprechende Querungsmaoglichkeiten und Parallel- oder Ersatzwege werden
Nachteile durch Umwege gering gehalten, die Erschliefung der Grundstiicke jeden-
falls sichergestellt.

Nachteile durch Bepflanzung
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Der Vorhabenstrager hat nach A.3.6.5 dieses Beschlusses bei Bepflanzungs-
malinahmen auf angrenzende Grundstiicke Riicksicht auf die nachbarlichen Interes-
sen zu nehmen. Durch die Regelung ist sichergestellt, dass es zu keinen Nachteilen
bei der Bepflanzung kommen wird, die gemal3 Art. 74 Abs. 2 Satz 2 BayVwV{G billig-

erweise nicht mehr zumutbar sein kdnnten.

Die Stral’enbepflanzung gehdrt gemafld Art. 2 Nr. 2a BayStrWG zum Zubehor der
Stral3e. Sie ist wesentlicher Inhalt der StraRenplanung. Ein Verzicht zugunsten anlie-
gender Grundstticke ist auch unter Beriicksichtigung der Eigentimerinteressen nicht

madglich.

Die rechtlichen Regelungen zum Abstand von Pflanzen sind im Bayerischen Ausfih-
rungsgesetz zum BGB (AGBGB) enthalten. Gemal3 Art. 50 Abs. 1 AGBGB gelten die
zivilrechtlichen Abstandsvorschriften der Art. 47 ff. AGBGB nicht, soweit es sich um
die Bepflanzung langs einer offentlichen Strafle handelt, ihre entsprechende Anwen-
dung ist aber durch eine Auflage sichergestellt. Nach der 6ffentlich-rechtlichen Rege-
lung in Art. 17 Abs. 4 BayStrWG kommt eine Entschédigung erst bei einer erhebli-
chen Beeintrachtigung in Betracht. Eine grof3ere Verschattung von Grundstiicken al-
lein stellt noch keine derartige Beeintrachtigung dar. Es missen vielmehr noch be-
sondere Umstande hinzukommen (Zeitler, BayStrWG, Art. 17, Rd. Nr. 54). Davon ist

hier nicht auszugehen.

Vertretungskosten

Eine Erstattung der im Planfeststellungsverfahren entstandenen Rechtsvertretungs-
kosten kann dem Stral3enbaulasttrager nicht auferlegt werden.

Die vorhandenen gesetzlichen Regelungen, z. B. § 121 Abs. 2 BauGB und Art. 43
BayEG, beschréanken sich ausdrucklich auf das formliche Enteignungsverfahren.
Trotz der sog. Vorwirkung der Planfeststellung auf die Enteignung kann deshalb nicht
an Stelle des Gesetzgebers hier die Erstattungsmoglichkeit erweitert werden. Eine
analoge Anwendung des Art. 80 BayVwVfG scheidet aus, denn er betrifft ausdrtick-
lich nur Rechtsbehelfsverfahren, setzt also voraus, dass bereits eine Verwaltungs-
entscheidung ergangen ist, die unanfechtbar zu werden droht (BVerwG, NVwZ 1990,
59). Die Erstattung ist auch hier nicht in allen Féallen angeordnet, sondern nur, soweit

der Widerspruch erfolgreich ist.

Eine Erstattung kommt also im Ergebnis nur in den gesetzlich geregelten Fallen in
Betracht (BayVGH vom 26.06.1998, DOV 1999, 80).

Einzelne Einwender
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Wir weisen darauf hin, dass aus Datenschutzgriinden die Einwender in diesem Plan-
feststellungsbeschluss mit Nummern angegeben werden. Der Verwaltungs-
gemeinschaft Oberding, der GroRRen Kreisstadt Erding, der Gemeinde Moosinning,
der Gemeinde Finsing und der Gemeinde Ismaning wird eine Entschlisselungsliste
zur Verfugung gestellt, da dort der Planfeststellungsbeschluss und die Planunterla-
gen oOffentlich ausliegen werden. Nach Namensnennung werden durch Bedienstete
der Kommune Einsicht nehmenden Einwendern und Betroffenen die zugehérigen

Nummern mitgeteilt.

Die privaten Einwendungen wurden teilweise bereits im Rahmen der Wirdigung der
offentlichen Belange in diesem Beschluss mitbetrachtet. Auf diese Ausfuhrungen wird
vorab verwiesen. Im Folgenden werden noch die Einwender behandelt, zu denen wir

daruber hinaus besondere Ausfiuihrungen fur erforderlich halten.

Einwender mit anwaltlicher Vertretung durch die Kanzlei Landvokat

Die Einwender Nrn. 2001, 2003 und 2004 trugen im Wesentlichen identische Ein-

wendungen vor, so dass diese gemeinsam behandelt werden:

Die Einwender flrchteten, dass die in den Grunderwerbsunterlagen 10.1 T und
10.2 T als voriibergehend in Anspruch zu nehmend gekennzeichneten Flachen auch
fur die Verkehrsfiihrung der FTO wahrend der Baustellenzeit verwendet wirden. Der
Vorhabenstrager hat versichert, dass die Flachen nicht fur die Verkehrsfuhrung ver-
wendet werden. Es ist vorgesehen, den Verkehr auch wahrend der Bauzeit auf den
bisherigen Spuren der FTO mit verringerter Breite und reduzierter Hochstgeschwin-
digkeit zu fuhren. Fir die kurzen Phasen der Vollsperrungen, zum Beispiel zur Her-
stellung der Deckschichten, ist eine Umleitung tber das bestehende 6ffentliche Stra-
Rennetz vorgesehen. So weit die Flachen fur die Herstellung von Béschungen oder
Entwasserungseinrichtung erforderlich sind, werden auf ihnen Baustra3en ohne bi-
tumindse Befestigung angelegt. Die als Beflirchtung formulierte Einwendung ist damit
unbegriindet.

Die Einwender forderten, auf die Art und Weise der Durchfiihrung der Baumaflinahme
grofdte Sorgfalt zu verwenden und verweisen auf § 1 des Bodenschutzgesetzes nach
dem der nachhaltigen Sicherung und Wiederherstellung der Bodenfunktionen oberste
Prioritat einzuraumen sei. Beeintrachtigungen sollten bei Einwirkungen auf den Bo-

den so weit wie mdglich vermieden werden.

Soweit sich diese Einwendung auf die dauerhaft in Anspruch genommenen Flachen
bezieht, fuhrt deren Verdichtung und Versiegelung zum weitgehenden bzw. vollstan-
digen Verlust der Bodenfunktionen. Dieser Belang ist im Rahmen der Eingriffsrege-

lung behandelt und hinreichend kompensiert.
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Die Einwender forderten dariiber hinaus, dass voribergehend in Anspruch zu neh-
mende Grundstiicke so behandelt wiirden, dass die weitere ordnungsgemalile, land-
wirtschaftliche Bodennutzung nicht beeintrachtigt wirde. Der Vorhabenstrager hat
zugesagt, die Inanspruchnahme auf mechanische Einwirkungen durch Verdichten,
Befestigen und Befahren zu beschrénken, die Einbringung biologischer oder chemi-
scher Stoffe sei nicht vorgesehen. Des Weiteren hat der Vorhabenstrager eine Rekul-
tivierung mit Beseitigung aller eingebrachten Fremdkdorper, Tiefenlockerung und Hu-
musierung der Flachen zugesagt. Der Forderung der Einwender wird damit entspro-
chen. Soweit eine voriibergehende Beeintrachtigung verbleibt, ist diese in Anbetracht
der mit dem Bauvorhaben im 6ffentlichen Interesse liegenden Planungsziele hinzu-
nehmen. Eine eventuelle Entschadigung hierfur ist nicht Gegenstand des Planfest-

stellungsverfahrens.

Die Einwender forderten die Aufnahme verschiedener Auflagen in diesen Planfest-

stellungsbeschluss:

Es wurde zum einen gefordert, dass die voriibergehend in Anspruch genommenen
Grundstiicke nur von Fahrzeugen mit mdglichst niedriger Gesamtmasse und niedri-

gem spezifischen Bodendruck befahren werden durften.

Diese Forderung wird zurtickgewiesen, da durch die Zusage und Auflage der Rekulti-
vierung unter A 3.6.5 dieses Beschlusses sichergestellt ist, dass keine dauerhaften
Beeintrachtigungen der landwirtschaftlichen Nutzbarkeit verbleiben. Konkrete Vorga-
ben fur die einzusetzenden Fahrzeuge sind damit nicht erforderlich, wobei auch zu
bertcksichtigen ist, dass der Einsatz gréRerer Transportfahrzeuge unter Umstanden
dazu fuhren kann, dass die Zeiten der Inanspruchnahme der Flachen méglichst ge-

ring gehalten werden.

Gefordert wurde auRerdem, dass bei Fahrzeugen mit einem zuldssigen Gesamtge-
wicht >7,5 t groRvolumige Radialreifen mit einem bodenschonenden Reifeninnen-
druck verwendet wirden, sofern diese Fahrzeuge regelmafig auferhalb der

Baustral3en eingesetzt wirden.

Diese Forderung wird aus den eben genannten Grinden zuriickgewiesen, ebenso
die Forderung, BaumalRnahmen nicht bei Wasserséattigung der zu befahrenden Bo-
den durchzufihren. Eine ziigige und wirtschaftliche Durchfiihrung der BaumalRnahme
liegt im Offentlichen Interesse, das gegenuber dem Interesse der Einwender uber-
wiegt. Durch die Zusage und Auflage der Rekultivierung unter A 3.6.5 dieses be-
schlusses ist sichergestellt, dass keine dauerhaften Beeintrachtigungen der landwirt-
schaftliche Nutzbarkeit verbleiben.

Bei eingeschrankt tragfahigen Boden und in abflusslosen Senken wurde gefordert,

temporare Baustraf3en durch geeignetes Material oder Baggermatratzen anzulegen.



-127 -

Es wurden MaRRnahmen gefordert, die eine kontrollierte und erosionsarme Ableitung

des Oberflachenwassers sowie der mitgefiihrten Sedimente ermdglichten.

Die Forderung wird zurtickgewiesen. Die ordnungsgemafl3e Anlage und Entwasse-
rung der Baustral3en liegt unter anderem aus wirtschaftlichen Griinden auch im Inte-
resse des Vorhabenstragers, so dass von der Formulierung einer Auflage abgesehen
werden kann, da davon auszugehen ist das der Vorhabenstrager im Eigeninteresse

entsprechende MalRnahmen ergreifen wird, soweit diese zumutbar sind.

Gefordert wurde, die Bodenschichten nicht mit Raupen, sondern mit Baggern ge-
trennt auszuheben und zu lagern. Anschlieend seien die Flachen auszukoffern und
mit tragbaren Materialien oder durch Lastenverteilungsplatten zu sichern. Nach Be-
endigung der Baumalinahme seien die Bodenschichten wiederum mit Baggern in der
Dicke aufzubringen die sie urspriinglich hatten, gegebenenfalls sei eine Tiefenlocke-

rung durchzufihren.

Der ordnungsgemale Aus- und Wiedereinbau des Mutterbodens ist durch Auflage
3.6.6 dieses Beschlusses sichergestellt, die Rekultivierung durch Auflage 3.6.5, so
dass weitere Auflagen zu einzelnen Arbeitsschritten oder konkret zu verwendenden

Geraten nicht erforderlich sind.

Zusatzlich verwiesen die Einwender jeweils auf die Inanspruchnahme ihrer in den
Einwendungen konkret genannten Flachen. Die dargestellten Betroffenheiten ent-

sprechen den im Grunderwerbsverzeichnis (Unterlage 10.1 T) genannten.

Auf die Inanspruchnahme der Flachen kann auch unter Wirdigung der Interessen
der Einwender nicht verzichtet werden, da sie fir den Ausbau der FTO erforderlich
sind und auch nicht mehr weiter reduziert werden kénnen. Auf die Ausfiihrungen zur
Planrechtfertigung des Bauvorhabens, inshesondere unter C.4.2 dieses Beschlusses,
wird verwiesen. Eine Anderung der Trasse zur Vermeidung der Grundstiicksbetrof-
fenheiten ist aufgrund der Zwangspunkte und der Vorgaben der fiir die Linienfiihrung

einer neuen Stral3e einschldgigen Richtlinien RAL nicht mdglich.

Einwender Nr. 2003 forderte zudem eine Zuwegung zu seinen Grundstiicken, die
auch fur Zuckerriibentransporter geeignet sein miisse. Die Zufahrt misse auch nach
der Baumalnahme weiter so gewahrleistet sein, dass sie beniitzt werden kdnne, oh-

ne wenden zu mussen.

Der Einwand wird zuriickgewiesen. Der betroffene offentliche Feld- und Waldweg
wird durch die Baumafinahme verschoben, aber im Hinblick auf Breite und Befesti-
gung wieder so errichtet, wie bisher, so dass sich die ErschlieBungssituation nicht
andert. Eine endgtltige Beeintrachtigung verbleibt damit nicht. Zu einer voriberge-
henden Beeintrachtigung kommt es, da die Flache wéhrend der Bauzeit nur noch von

zwei, statt von drei Seiten befahren werden kann, insoweit ist die Beeintrachtigung
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aber im o6ffentlichen Interesse hinzunehmen. Dabei ist auch zu beriicksichtigen dass
die Flachen nach dem Vortrag des Einwenders nicht dauerhaft, sondern lediglich in

der Fruchtfolge immer wieder fuir den Zuckerriibenanbau verwendet werden.

Einwender Nr. 2002 ist Eigentimer eines Grundstiicks, das fir die neue Ausfahrt an
der Anschlussstelle zur B 388 in Anspruch genommen wird. Er trug vor, die beste-
hende Ausfahrt der FTO sei voll funktionsfahig und fur den Anschluss an die B 388
geeignet, so dass es einer neuen Ausfahrt nicht bedirfe. Der Einwender lehnte die

Planung daher ab.

Die Einwendung wird zurtickgewiesen, da die Inanspruchnahme der Flache erforder-
lich ist, insbesondere muss die Ausfahrt so gestaltet werden, wie in der Planung vor-
gesehenen. Eine kurzere Ausfahrt oder die Verwendung der bisherigen Ausfahrt sind
nicht moglich. Die Auswertung des Unfallgeschehens ergab, dass auf der FTO im
Zeitraum vom 01.01.2005 bis 31.03.2015 insgesamt 21 der 81 registrierten Unfélle
durch Fehler beim Einbiegen bzw. Einfahren in die St 2580 erfolgten. Dies liegt unter
anderem an der Gestaltung der bisherigen Zufahrt, die zwar sehr flachensparend
ausgefuhrt ist, aber voraussetzt, dass sich der Verkehrsteilnehmer am oberen Ende
der Schleifenrampe aufstellt und von dort den Verkehr beobachtet. Sobald er eine
Licke erkennt, misste er die Schleifenrampe mit geringer Geschwindigkeit befahren,
um dann in den flieBenden Verkehr einzufadeln. Viele Verkehrsteilnehmer fahren al-
lerdings mit hoher Geschwindigkeit in den oberen Teil der Schleifenrampe und wer-
den dann im unteren Teil wegen des fur diese Geschwindigkeit zu geringen Kurven-
radius nach auf3en getragen und gelangen zu frih in den flieBenden Verkehr, der nur
wenige Lucken aufweist. Aufgrund dieser spezifischen Gefahrensituation ist es erfor-
derlich, die Ein- und Ausfahrten kiinftig anders zu gestalten. Hinzu kommt, dass neue
Ein- und Ausfahrten dem Stand der Technik entsprechend auszufiihren sind. Dieser
wird durch die Richtlinien zur Anlage von LandstraBen definiert, die eine Lange der
Einfadelspuren von 150 m und eine VergroRerung der Kurvenradien der Schleifen-
rampe vorsehen. Dabei bedingt eine Anderung der Einfahrt auch eine Anderung der
Ausfahrt. Die bestehende Bricke der B 388 ist als Zwangspunkt zu beriicksichtigen.
Der Vorhabenstrager hat bei der Trassierung der Anschlussstelle fir die Einfadelspu-
ren wie auch fir den Radius der Schleifenrampe die Mindestwerte angesetzt, und so
den Grundbedarf auf das notwendige Mal3 reduziert. Die richtlinienkonforme Gestal-
tung der Anschlussstelle ist aus Griinden der Verkehrssicherheit erforderlich. Das 6f-
fentliche Interesse an der verkehrssicheren Ein- und Ausfahrt Uberwiegt gegeniber

dem Interesse des Einwenders.

Einwender ohne anwaltliche Vertretung
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Der Einwender Nr. 1000 wandte sich gegen die Inanspruchnahme eines Grund-
sticks, das zur landwirtschaftlichen Nutzung verpachtet sei. Bei Realisierung des
Vorhabens entfielen die Pachteinnahmen und die Flache stiinde dem P&chter nicht

mehr zur Verfigung.

Die Einwendung wird zuriickgewiesen. Auf die Inanspruchnahme der Flache kann
auch unter Wirdigung der Interessen des Einwenders nicht verzichtet werden, da sie
fur den Ausbau der FTO erforderlich ist und die Inanspruchnahme auch nicht mehr
weiter reduziert werden kann. Auf die Ausfiihrungen zur Planrechtfertigung des Bau-
vorhabes, insbesondere unter C.4.2 dieses Beschlusses, wird verwiesen. Die Frage
der Entschadigung fir den entgangenen Pachtzins ist nicht Gegenstand des Plan-
feststellungsverfahrens, sondern in einem gesonderten Verfahren zu behandeln. So-
weit der Einwender das Wegfallen der Flache fur den Betrieb des Pachters rigt, ist

dies ein Belang des Péachters, auf den sich der Einwender selbst nicht berufen kann.

Gesamtergebnis

Unter Beriicksichtigung aller im Verfahren bekannt gewordenen &ffentlichen und pri-
vaten Belange und unter Berlcksichtigung der Bewertung der Umweltauswirkungen
im Sinn von 8§ 12 UVPG lasst sich feststellen, dass der dreistreifige Ausbau der
St 2580 Flughafentangente Ost (FTO) von der Anschlussstelle St 2084 bis zur An-
schlussstelle B 388 (Bau-km 0+318 bis Bau-km 4+160) auch unter Berucksichtigung
der Auswirkungen auf die Umwelt und das Eigentum gerechtfertigt und vertretbar ist.
Verstol3e gegen striktes Recht sind nicht ersichtlich. Optimierungsgebote sind beach-
tet. Bei Abwagung aller Belange erweist sich die Planldsung als verninftig. Die vor-

stellbaren Varianten werden ungunstiger beurteilt.

Begrundung der stra3enrechtlichen Verfiigungen

Die Einziehung, die Umstufung und die Widmung sonstiger offentliche Stral3en folgen
aus Art. 6 Abs. 6, Art. 7 Abs. 5, 8 Abs. 5 BayStrWwG, soweit nicht Art. 6 Abs. 8 und
Abs. 5 und Art. 8 Abs. 6 BayStrWG eingreifen.

Kostenentscheidung

Die Entscheidung Uber die Kosten stitzt sich auf Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 des
KG vom 20.02.1998 (GVBI 5/1998, Seite 43). Von der Zahlung der Gebuhr ist der
Freistaat Bayern nach Art. 4 Satz 1 Nr. 1 des KG befreit.
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach seiner
Bekanntgabe Klage beim Bayerischen Verwaltungsgericht Miinchen, Bayerstral3e 30,
80335 Miinchen (Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Minchen), schriftlich oder
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle dieses Gerichts erhoben
werden. Nach Mafigabe der der Internetprédsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit

(www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen kann die Klage auch

elektronisch erhoben werden. Die Klage muss den Klager, den Beklagten (Freistaat
Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und
Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in
Abschrift beigeflgt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sollen Abschriften fur

die Ubrigen Beteiligten beigefugt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs mit einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und

entfaltet keine rechtlichen Wirkungen.

Nahere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetprasenz

der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen.

Kraft Bundesrecht ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten

grundsétzlich ein Gebihrenvorschuss zu entrichten.


http://www.vgh.bayern.de/
http://www.vgh.bayern.de/
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Hinweis zur Auslegung des Plans

Eine Ausfertigung dieses Planfeststellungsbeschlusses wird mit den unter Ziffer 2
des Beschlusstenors genannten Planunterlagen bei der Verwaltungsgemeinschaft
Oberding, der GrofRRen Kreisstadt Erdind sowie in den Gemeinden Ismaning,
Moosinning und Finsing zwei Wochen zur Einsicht ausgelegt. Ort und Zeit der
Auslegung werden ortstblich bekannt gemacht. Dartiber hinaus kann der Beschluss
im Volltext spatestens ab dem Beginn der o6ffentlichen Auslegung auf der Homepage

der Regierung von Oberbayern unter www.regierung-oberbayern.de abgerufen

werden, rechtlich mal3geblich ist die in Papierform ausgelegte Fassung des

Beschlusses und der Unterlagen.

Minchen, 30.07.2018

gez.
Guggenberger
Oberregierungsrat


http://www.regierung-oberbayern.de/
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	3.2.3 Sämtliche in den Planunterlagen vorgesehenen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen, sowie die Maßnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustandes (FCS) sind umzusetzen. 
	3.2.4 Die in den Unterlagen 9.1 T bis 9.3 T dargestellten naturschutzfachlichen Kompensationsmaßnahmen sollen spätestens zum Zeitpunkt der Beendigung der Straßenbaumaßnahme fertig gestellt sein. Nach Abschluss der Arbeiten ist dem Bayerischen Landesamt für Umwelt ein Verzeichnis in aufbereitbarer Form für das Ökoflächenkataster gemäß § 17 Abs. 6 BNatSchG i.V.m. Art. 9 BayNatSchG unter Verwendung des Formblatts ÖFK-Online zusammen mit dem Lageplan (M=1:5.000) zu übermitteln. 
	3.2.5 Die Maßnahme 15 A FCS T zur Verbesserung der Feldlerchenhabitate ist dauerhaft zu unterhalten und entsprechend der BayKompV durch Grunderwerb, dingliche Sicherung oder zumindest institutionelle Sicherung zu sichern. Nach erfolgter Aushagerungsmahd ist eine Ansaat nach vorheriger Bodenstörung mit einer autochthonen blütenreichen Wiesenmischung mit mindestens 30 Arten vorzunehmen. Die Funktionsfähigkeit der FCS-Maßnahmen ist im Rahmen eines begleitenden Monitorings zur Brutzeit im 1., 3. und 5. Jahr zu dokumentieren. Die Dokumentation des Monitorings ist der Unteren Naturschutzbehörde im Landratsamt Erding vorzulegen.
	3.2.6 Die Amphibienleiteinrichtungen sind entsprechend der Vorgaben in der Stellungnahme der Höheren Naturschutzbehörde vom 19.04.2018 auszuführen, wobei auch andere als die dort genannten Materialien zur Verwendung kommen können, sofern sie die Wirksamkeit der Maßnahmen gewährleisten. 
	3.2.7 Bei der Maßnahme 24 E T ist sicherzustellen, dass die Termine für die Mahd so gelegt werden, dass ein möglichst hoher Biomasseentzug in den ersten Jahren bewirkt wird. Die Mahd soll nicht vor dem 15.Juni erfolgen. 
	3.2.8 Sämtliche Pflanzungen und Ansaaten sind mit gebietseigenem Saat- und Pflanzgut durchzuführen, wobei die Herkunft des Pflanz- und Saatgutes der Unteren Naturschutzbehörde im Landratsamt Erding nachzuweisen ist. 
	3.2.9 Die erforderlichen landschaftspflegerischen Ausführungsplanungen für die entsprechenden Schutz-, Gestaltungs-, Vermeidungs-, Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen sind rechtzeitig vor Beginn der jeweiligen Maßnahme mit dem Landratsamt Erding, Untere Naturschutzbehörde, abzustimmen. Das Landratsamt Erding, Untere Naturschutzbehörde, ist über die ordnungsgemäße Durchführung nachweislich in Kenntnis zu setzen.
	3.2.10 Die Rodung von Gehölzen darf zum Schutz von Lebensstätten nur vom 01. Oktober bis 28./29. Februar erfolgen. Sofern Schäden im Wurzelbereich oder an vorhandenen Gehölzen auftreten, sind diese fachgerecht zu sanieren. Gehölzpflanzungen sind soweit erforderlich gegen Wildverbiss zu schützen.
	3.2.11 Die Rodung von Großbäumen mit Baumhöhlen und Spalten, die als Fledermausquartiere in Frage kommen, darf im gesamten Baufeld grundsätzlich nur vom 01. September bis Mitte Oktober erfolgen. Alternativ sind potenzielle Quartiere zwischen April und Mitte Oktober zu verschließen, der Ausflug muss dabei möglich bleiben. Diese beiden Maßnahmen entfallen, wenn durch einen Fledermausexperten zweifelsfrei festgestellt wird, dass sich keine Fledermaus im potenziellen Quartier befindet. 
	3.2.12 Der Vorhabensträger hat die Pflege und den Unterhalt der landschaftspflegerischen Kompensationsmaßnahmen nach Abschluss der dazu erforderlichen Arbeiten dauerhaft sicherzustellen. Dabei ist insbesondere darauf zu achten, dass die Ansiedlung von Neophyten soweit möglich verhindert wird. Bei den Pflanzungen bzw. Ansaaten ist gebietseigenes Pflanzgut bzw. Saatgut zu verwenden. Ein entsprechender Herkunftsnachweis ist gegenüber der Unteren Naturschutzbehörde im Landratsamt Erding zu führen.
	3.2.13 Eine qualifizierte ökologische Baubegleitung ist während des gesamten Zeitraums der Straßenbaumaßnahme sicherzustellen. Insbesondere sind die vorgesehenen speziellen artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen uneingeschränkt einzuhalten und durch die ökologische Baubegleitung zu dokumentieren. Die verantwortliche Person ist dem Landratsamt Erding, Untere Naturschutzbehörde, spätestens eine Woche vor Beginn der Baumaßnahme mit den erforderlichen Kontaktdaten schriftlich zu benennen.

	3.3 Wasserwirtschaft (ohne Nebenbestimmungen zu Erlaubnissen)  
	3.3.1 Die grundwassergespeisten Kleingewässer sind naturnah und strukturreich mit Flachwasserzonen anzulegen und die diese umgebenden Flächen lediglich extensiv zu nutzen.
	3.3.2 Des Weiteren ist ein mindestens 10,0 m breiter, extensiv genutzter Pufferstreifen von den Wasserflächen zu benachbarten intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen einzuhalten. Ausgenommen hiervon ist die Gestaltungsmaßnahme 22 G. 
	3.3.3 Das neue Gewässerbett des Schlotgrabens ist mit gleichem Abflussquerschnitt, einem ausreichenden Fließgefälle und einer natürlichen Kiessohle naturnah anzulegen. Eine Befestigung von Sohle und Ufer ist nur bei erforderlichen Bauwerkssicherungen zulässig. 
	3.3.4 Bei Maßnahmen zum ökologischen Ausbau von Fließgewässern ist auf flache Ufer, Strukturanreicherung im Gewässer, Aufweitung des Gewässerbettes ab Mittelwasserlinie sowie die Anlage von Uferstreifen zu achten. Der Abflussquerschnitt für den Hochwasserabfluss darf nicht eingeschränkt werden.
	3.3.5 Bei der Errichtung der Gewässerkreuzungen ist auf eine Vernetzung und Durchwanderbarkeit sowohl im Gewässerbett, als auch an den Ufern zu achten. Bei Rohrdurchlässen ist die Sohle ca. 10% des Nenndurchmessers unter die Gewässersohle zu legen und mit Kies aufzufüllen, damit sich natürliches Sohlmaterial ablagern kann. 
	3.3.6 Der Vorhabensträger hat die gesamten Baumaßnahmen nach den geprüften Plänen, nach den vorgeschriebenen Auflagen, ferner nach den geltenden Vorschriften und anerkannten Regeln der Technik und Baukunst durchzuführen.
	3.3.7 Es ist sicherzustellen, dass im Rahmen der Bauarbeiten oberirdische Gewässer, das Grundwasser und der Boden nicht durch Treibstoffe, Öle von Fahrzeugen oder sonstige wassergefährdende Stoffe (z. B. Zementschlämme) verunreinigt werden. Bei den Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass möglichst wenige Schwebstoffe in das Gewässer gelangen. 
	3.3.8 Die Baustelleneinrichtung ist so anzuordnen, dass davon keine Gefährdung bei einem möglichen Hochwasser ausgehen kann. Hierbei gilt es insbesondere, den ungehinderten Abfluss des Hochwassers aufrecht zu erhalten und die Abschwemmung von Baumaterialien und Teilen der Baustelleneinrichtung zu verhindern.
	3.3.9 Während der Bauzeit von Brücken und Durchlässen ist ein zusätzlicher Aufstau zu vermeiden. 
	3.3.10 Die Baustelle ist so zu unterhalten, dass nachteilige Auswirkungen auf die Rechte Beteiligter nicht zu besorgen sind. 
	3.3.11 Die Fundamente der Brücke sind entsprechend statischer Notwendigkeit und zum Schutz vor Unterspülung ausreichend tief zu gründen. Bei der Herstellung der Widerlager dürfen keine Schadstoffe in das Grundwasser eingetragen werden. Es sind grundwasserverträgliche Materialien einzusetzen (z. B. chromatarmer Zement).
	3.3.12 Bei den Bauarbeiten zur Errichtung der Brücken sind Eingriffe in das Gewässerbett und die Uferbereiche des Gewässers zu vermeiden. 
	3.3.13 Beschädigte Ufer oder Böschungen sind nach Abschluss der Bauarbeiten wieder in Stand zu setzen.
	3.3.14 Der Beginn und die Fertigstellung der Arbeiten sind dem Wasserwirtschaftsamt München rechtzeitig anzuzeigen.

	3.4 Bauausführung, Baubedingte Immissionen 
	3.4.1 Der Vorhabensträger hat mit geeigneten Maßnahmen baubedingte Beeinträchtigungen der angrenzenden Bebauung durch die Baustellenabwicklung soweit wie möglich zu reduzieren. Ebenso ist sicherzustellen, dass jede Baustelle so geplant, eingerichtet und betrieben wird, dass Geräusche verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind.
	3.4.2 Der Vorhabensträger ist verpflichtet, die Maschinenlärmschutzverordnung - 32. BImSchV, BGBl. S. 3478, und die "Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm" vom 19.08.1970, MABl 1/1970 S. 2, einzuhalten. In den Ausschreibungsunterlagen ist auf die Beachtung dieser Regelungen hinzuweisen.
	3.4.3 Der Vorhabensträger ist verpflichtet, während der Bauzeit in vertretbarem Umfang geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung einer möglichen gravierenden Staubbelastung und Straßenverschmutzung (z. B. ausreichende Befeuchtung bei staubenden Arbeiten, Befeuchtung/Abdeckung von Kies- und Sandlagerungen etc.) zu ergreifen. Die getroffenen Maßnahmen sind auf ihre Wirksamkeit hin laufend zu überwachen und gegebenenfalls anzupassen. Das „Merkblatt zur Staubminderung bei Baustellen“ ist zu beachten. 
	3.4.4 Sofern bei den Bauarbeiten auch erschütterungsrelevante Baumaßnahmen und Bauverfahren eingesetzt werden, hat der Vorhabensträger zum Schutz vor bauzeitlichen Schwingungsbelastungen  (Erschütterungen und sekundärer Luftschall) beim Baubetrieb erschütterungsarme Bauverfahren einzusetzen, wobei die Erschütterungen die Grenzwerte nach DIN 4150 - 2 vom Juni 1999 (Erschütterungen im Bauwesen, Teil 2: Einwirkungen auf Menschen in Gebäuden) und DIN 4150 - 3 vom Februar 1999 (Erschütterungen im Bauwesen, Teil 3: Einwirkungen auf bauliche Anlagen) nicht überschreiten dürfen. Bei Überschreitungen der oben genannten Grenz- und Anhaltswerte sind geeignete Maßnahmen zum Schutz der Anwohner, Gebäude und sonstigen Anlagen vorzunehmen.
	3.4.5 Die Vorgaben des Bundesbodenschutzgesetzes sowie des Kreislaufwirtschafts-gesetzes einschließlich der begleitenden Regelwerke sind zu beachten. Der Umgang mit belasteten Material aus Rückbau und Aushub ist vorab mit dem Landratsamt Erding abzustimmen

	3.5 Verkehrslärmschutz 
	Für die Straßenoberfläche der St 2580, mit Ausnahme der Rampen, ist ein lärmmindernder Belag zu verwenden, der den Anforderungen eines Korrekturwertes DStrO von - 2 dB(A) (bei V> 60 km/h) entspricht.

	3.6 Landwirtschaft
	3.6.1 Die vorübergehende Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen während der Bauzeit ist nach dem Stand der Technik durchzuführen. Entsprechend der Zusage im Erörterungstermin ist bei Anlage der Baustraßen und bei der Bauausführung die größtmögliche Sorgfalt zu wahren. Die ausführenden Baufirmen sind hierzu, wie auch zur Einhaltung der weiteren Nebenbestimmungen dieses Abschnitts zu verpflichten.
	3.6.2 Die Oberflächenentwässerung hat so zu erfolgen, dass die anliegenden Grundstücke nicht erheblich beeinträchtigt werden. 
	3.6.3 Es ist sicherzustellen, dass alle vom Straßenbau berührten und von ihren bisherigen Zufahrten abgeschnittenen Grundstücke wieder eine ordnungsgemäße Anbindung an das öffentliche Wegenetz erhalten. Dies gilt auch während der Bauzeit. Notfalls sind vorübergehend provisorische Zufahrten einzurichten.
	3.6.4 Der Baustellenverkehr ist über die Baustraßen abzuwickeln. Ein Einfahren in unbefestigte Flächen ist auf unvermeidbare Fälle zu beschränken und bei wassergesättigtem Boden untersagt. 
	3.6.5 Flächen, die während der Bauzeit vorübergehend in Anspruch genommen werden, müssen nach Abschluss der Baumaßnahmen durch den Vorhabensträger wieder    rekultiviert werden. Bei der Rekultivierung soll die Humusauflage (A-Horizont) nicht mit dem Unterboden (B-Horizont) durchmischt werden. Beanspruchte Wege und Grundstücke sind wieder in einen vergleichbaren Zustand zu bringen, Bodenverdichtungen notfalls durch Auflockerung zu beseitigen. 
	3.6.6 Der bei der Baumaßnahme anfallende Mutterboden ist fachgerecht und schonend zu gewinnen, zwischenzulagern und wiederzuverwenden. 
	3.6.7 Bei der Bepflanzung der Straßennebenflächen und naturschutzfachlichen Kompensationsflächen ist auf die Nutzung der angrenzenden Grundstücke Rücksicht zu nehmen, insbesondere sollen bei Baumpflanzungen entlang landwirtschaftlicher Nutzflächen die nachteiligen Auswirkungen durch Schatten, Laubfall und Wurzelwerk auf das unbedingt notwendige Maß beschränkt werden, die Pflanzabstände entsprechend AGBGB sind einzuhalten. 
	3.6.8 Bestehende Drainagen sind funktionsfähig zu erhalten bzw. wiederherzustellen.
	3.6.9 Die betroffenen Landwirte sind rechtzeitig vor Beginn der Baumaßnahme über den Bauablauf und die daraus resultierenden Einschränkungen zu informieren. Ihnen ist rechtzeitig vor Beginn der Baumaßnahme ein Ansprechpartner für ihre Belange (insbesondere Bauablauf, Drainagen, Zufahrten und Grunderwerb/Entschädigung) zu benennen.

	3.7 Denkmalschutz 
	3.7.1 Soweit durch Vorkehrungen im Rahmen der Detailplanung, des Bauablaufs oder der -ausführung möglich, sind Beeinträchtigungen von Bodendenkmälern zu vermeiden (z. B. durch Überdeckungen in Dammlage) oder auf den zur Durchführung des planfestgestellten Vorhabens unverzichtbaren Umfang zu begrenzen.
	3.7.2 Der Beginn von Erdbauarbeiten ist vom Vorhabensträger so früh wie möglich dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen, um mit dem Landesamt einvernehmlich die erforderlichen Schritte zur Vermeidung einer Beeinträchtigung von Bodendenkmälern bzw. bei unvermeidbaren Beeinträchtigungen die erforderlichen denkmalpflegerischen Maßnahmen festzulegen. Die „Hinweise zum Umgang mit Bodendenkmälern bei Planung und Bau von Straßen in staatlicher Verwaltung“ des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 26.10.2010 sind zu beachten.
	3.7.3 Der Vorhabensträger bezieht die vom Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege mitgeteilten erforderlichen Schritte (einschließlich der Prospektion von Verdachtsflächen) zur Vermeidung einer vorhabensbedingten Beeinträchtigung von Bodendenkmälern bzw. bei unvermeidbaren Beeinträchtigungen die erforderlichen denkmalpflegerischen Maßnahmen mit dem erforderlichen Zeitbedarf in seinen Bauablauf ein.
	3.7.4 Bei nicht vermeidbaren, unmittelbar vorhabensbedingten Beeinträchtigungen von Bodendenkmälern hat der Vorhabensträger die fachgerechte Freilegung, Ausgrabung und Dokumentation der Befunde und Funde (Sicherungsmaßnahmen) unter Beachtung der Grundsätze der Erforderlichkeit, Verhältnismäßigkeit und Wirtschaftlichkeit zu veranlassen und die hierfür anfallenden Aufwendungen zu tragen. Kosten der wissenschaftlichen Auswertung der Befunde und Funde zählen nicht zu den gebotenen Aufwendungen für Sicherungsmaßnahmen. Die Sicherungsmaßnahmen sind mit dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege abzustimmen und unter dessen fachlicher Begleitung durchzuführen. Einzelheiten des Umfangs, der Abwicklung und der Kostentragung (einschließlich eines Höchstbetrags der Aufwendung) für die archäologischen Sicherungsmaßnahmen sind im oben genannten Rahmen in einer Vereinbarung  zwischen Vorhabensträger und Bayerischem Landesamt für Denkmalpflege festzulegen. Die Planfeststellungsbehörde ist durch Abschrift der Vereinbarung zu unterrichten. Kommt eine solche Vereinbarung nicht zu Stande, ist eine ergänzende Entscheidung der Planfeststellungsbehörde herbeizuführen.
	3.7.5 Die bauausführenden Firmen sind darauf hinzuweisen, dass gemäß Art. 8 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung des Vorhabens zutage kommen, unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege zu melden sind. Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet (Art. 8 Abs. 2 DSchG).

	3.8 Belange der SEW Stromversorgung GmbH
	3.8.1 Der Schutzstreifen mit einer Breite von 15 m unter den 20 kV Freileitungen ist von Bewuchs freizuhalten.
	3.8.2 Die Masten Nr. 47 und 34 der Freileitungen sind mit passiven Schutzeinrichtungen zu schützen. 

	3.9 Belange der Energie Südbayern GmbH und der Erdgasversorgung Erding GmbH & Co. KG
	3.10 Belange der bayernets GmbH
	3.10.1 Der Vorhabensträger hat dafür Sorge zu tragen, dass der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der betroffenen Anlagen der bayernets GmbH nicht beeinträchtigt werden. Alle Bau- und sonstigen Maßnahmen im Bereich der betroffenen Anlagen sind rechtzeitig mit der bayernets GmbH abzustimmen.
	3.10.2 Im Schutzstreifenbereich der Gashochdruckleitung (je 5,0 m beiderseits der Rohrachse) der bayernets GmbH sind grundsätzlich alle Maßnahmen (z. B. die Errichtung von Bauten, Schächten, Straßenkappen, Armaturen, Hydranten, Verteilerschränke, Lichtmasten, Vordächer, Solarkollektoren etc.) zu unterlassen, die den Bestand der Anlagen gefährden oder deren Betrieb, Wartung und Unterhalt beeinträchtigen könnten. Soweit derartige Maßnahmen für den Bau der FTO und ihrer Bestandteile (Schutzplanken, Entwässerung etc.) erforderlich sind, sind sie in Absprache mit der bayernets GmbH so auszuführen, dass eine Gefährdung der Gashochdruckleitung ausgeschlossen ist. 
	3.10.3 Die genauen Höhenlagen und Überdeckungen der Gashochdruckleitung. (Regelüber-deckung von 1,0 m) und der Kabelschutzrohranlage sind gegebenenfalls durch Suchschlitz zu ermitteln.
	3.10.4 Niveauveränderungen sind nur mit ausdrücklicher Zustimmung der bayernets GmbH zulässig. Dabei darf die Mindestdeckung der Gasleitung von 1,0 m nach Beendigung der Baumaßnahme nicht unterschritten werden. Die Leitung darf allenfalls nach vorheriger Abstimmung mit der bayernets GmbH und bei Beachtung von deren Anforderungen freigelegt werden. Freigelegte Gashochdruckleitungen müssen so gesichert werden, dass eine Lageveränderung ausgeschlossen und die Isolierung vor Beschädigung geschützt wird. Vor Verfüllung freigelegter Gashochdruckleitungen ist der bayernets GmbH durch rechtzeitige Information Gelegenheit zu geben, die Leitungen auf Unversehrtheit zu prüfen und die Verfüllarbeiten zu überwachen. 
	3.10.5 Die Zugänglichkeit der Gashochdruckleitung für Wartungs- und Reparaturarbeiten muss uneingeschränkt erhalten bleiben. 
	3.10.6 Ein 4,0 m breiter Streifen (je 2,0 m beiderseits der Rohrachse)  ist von Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern frei zu halten. Das gilt insbesondere für die Anlage der Streuobstwiese (Maßnahme 23 E) bei Finsing. Die landschaftspflegerische Ausführungsplanung ist mit der bayernets GmbH abzustimmen. 
	3.10.7 Der Einsatz von Maschinen und Baufahrzeugen im Schutzstreifen ist nur nach vorheriger Absprache mit der bayernets GmbH gestattet. Das gleiche gilt für das Befahren der Leitungen mit schweren Fahrzeugen.
	3.10.8 Baufahrzeuge dürfen unbefestigte Leitungsbereiche nicht ohne vorherige Absicherung befahren.
	3.10.9 Notwendiger Baustellenverkehr und erforderliche Schutzmaßnahmen sind mit der bayernets GmbH abzustimmen. Das Aufstellen von Baucontainern und die Lagerung von Material, Geräten und Aushub sind in den Schutzstreifen nicht zulässig.
	3.10.10 Die Errichtung von Zäunen, Absperrungen oder Ähnlichem sowie der Bau von kreuzenden Straßen, Wegen, Ver- und Entsorgungseinrichtungen ist nur mit der ausdrücklichen Zustimmung und bei Beachtung der Auflagen (wie z. B. ausreichende Sicherheitsabstände) der bayernets GmbH möglich.
	3.10.11 Für jegliche Arbeiten im Bereich der Anlagen, insbesondere im Schutzstreifen ist eine örtliche Einweisung durch die bayernets GmbH unbedingt erforderlich. 

	3.11 Belange der Bayernwerk AG
	3.11.1 Der Vorhabensträger hat dafür Sorge zu tragen, dass der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der betroffenen Anlagen der Bayernwerk AG nicht beeinträchtigt werden.
	3.11.2 Die „Kabelschutzanweisung für 110-kV Hochspannungs- und Nachrichtenkabel“ der Bayernwerk AG ist zu beachten. Gleiches gilt für das „Merkblatt zum Schutz unterirdischer Versorgungsleitungen“. 
	3.11.3 Vor Erdarbeiten im Bereich des Fernmeldekabels ist zur genauen Bestimmung der Kabellage eine Kabelortung durchzuführen. Diese ist mindestens zwei Wochen vor Baubeginn mit der Servicegruppe Kommunikationstechnik Oberbayern Nord der Bayernwerk AG abzustimmen.
	3.11.4 Alle Arbeiten im Bereich der 20 kV Kabel und der Transformatorenstation sind frühzeitig mit dem Netzcenter Taufkirchen der Bayernwerk AG abzustimmen. 
	3.11.5 Der Schutzzonenbereich für Kabel von je 1,0 m beiderseits der Leitungsachse der Kabeltrasse ist bei Aufgrabungen zu beachten. Sämtliche Maßnahmen in diesem Bereich sind mit der Bayernwerk AG abzusprechen.  Über die Kabeltrasse dürfen keine Bäume und tiefwurzelnde Sträucher angepflanzt werten. Bezüglich einer Bepflanzung mit Bäumen beträgt die Schutzzone je 2,5 m.
	3.11.6 Das „Merkblatt zum Schutz unterirdischer Versorgungsleitungen“ der Bayernwerk AG ist bei den Bauarbeiten zu beachten. Gegebenenfalls sind Kabel entsprechend zu sichern. Die Überdeckung der Kabel darf durch die Baumaßnahmen nicht wesentlich verändert werden.

	3.12 Belange der Telekom Deutschland GmbH 
	Der Vorhabensträger hat dafür Sorge zu tragen, dass der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der betroffenen Anlagen der Telekom Deutschland GmbH bei der Bauausführung nicht beeinträchtigt werden. Der Vorhabensträger hat sich in die genaue Lage der Anlagen der Telekom Deutschland GmbH einweisen zu lassen. Die bauausführenden Firmen sind zur Beachtung der „Anweisung zum Schutze unterirdischer Telekommunikationslinien und -anlagen der Telekom Deutschland GmbH bei Arbeiten anderer“ zu verpflichten. 

	3.13 Belange der Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH  
	Der Vorhabensträger hat dafür Sorge zu tragen, dass der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der betroffenen Anlagen der Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH bei der Bauausführung nicht beeinträchtigt werden. Überschüttungen, Überbauungen und Verringerung der Überdeckung von Anlagen ist nur nach vorheriger Abstimmung mit der Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH zulässig. 

	3.14 Belange der Deutschen Bahn AG
	3.14.1 Der Vorhabensträger hat dafür Sorge zu tragen, dass der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der betroffenen Anlagen der Deutschen Bahn AG bei der Bauausführung nicht beeinträchtigt und überbaut werden.
	3.14.2 Der Schutzstreifen der 110kV Bahnstromleitung beträgt auf beiden Seiten der Leitungsachse jeweils 30 m. Änderungen am Geländeniveau (wie z. B. Aufschüttungen, Lagerungen von Materialien) dürfen im Schutzstreifen nicht ohne weiteres durchgeführt werden und sind vorab mit der DB Energie GmbH abzustimmen.
	3.14.3 Die genaue Lage der Leitung ist vor Beginn der Bauarbeiten nochmals durch terrestrische Einmessung zu ermitteln.
	3.14.4 Es wird darauf hingewiesen, dass einer Bepflanzung mit Bäumen und Sträuchern innerhalb des Schutzstreifens nur im Rahmen bestehender Dienstbarkeiten bzw. schuldrechtlicher Verträge zugestimmt werden kann. Die Endwuchshöhe der Pflanzungen darf daher in der Regel 3,50 m (ausgehend vom bestehenden Geländeniveau) nicht überschreiten. 
	3.14.5 Die endgültigen Bauausführungspläne sind der DB Energie GmbH vor Erstellung und Zustimmung im Rahmen bestehender Dienstbarkeiten vorzulegen. Auf dieser Grundlage werden dann die von Personen und Gerätschaften einzuhaltenden Arbeitsgrenzen bekannt gemacht werden.
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